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Einleitung

Die Vergangenheit ist Gegenwart, nicht wahr? 
Wir versuchen uns da herauszulügen, aber das Leben läßt uns nicht.
 (Eugene O’Neill: Eines langen Tages Reise in die Nacht)


Der konspirative Kontext oder Wo ist das Problem

Nackte Despotien bedürfen keiner vielen und großen Worte zur Rechtfertigung ihrer Gewalttätigkeit. Moderne Diktaturen aber wohl. Sie haben das Bedürfnis, ihren totalen Machtanspruch hinter einem ideologischen Gewand zu verhüllen, das aus den Fasern der Philosophie und der Ethik gewebt und mit den Emblemen utopischer Verheißung bedruckt wird. Sie bedürfen des Wortes, der Sprache, die eine Programmatik generiert, die, je monumentaler und edler sie daherkommt, desto besser für das zu Verbergende ist. Ideologischer Wortschwall auf der einen, Konspiration und Geheimnis auf der anderen Seite kennzeichnen derart verfaßte Gesellschaften. Das Gewaltige (Übermenschliche) und das Unbekannte verbinden sich zu einem konzentrierten Amalgam, das auf Menschen anziehend zu wirken vermag oder, wo es eher Abstoßung hervorruft, doch ertragen wird, da es sich in seiner Undurchsichtigkeit ins Unendliche zu dehnen scheint. „Ein guter Teil des Ansehens, das Diktaturen anhaftet, liegt darin, daß man ihnen die konzentrierte Kraft des Geheimnisses zubilligt, das sich in Demokratien auf viele verteilt und verdünnt. […] Als die Konzentration des Geheimnisses bezeichnet man das Verhältnis zwischen der Zahl derer, die es betrifft, und der Zahl derer, die es bewahren.“1 Hinzu gezählt werden müssen noch die im Zwischenbereich angesiedelten Geistesarbeiter, die das Geheimnis der Macht sprachlich verhüllen, und die bestallten Sicherheitsexperten, die es konspirativ hüten. Die Macht möchte durchschauen, jedoch nicht durchschaut werden. „Jeder, der etwas weiß, wird von einem anderen bewacht, der aber nie erfährt, was es eigentlich ist, das er im anderen bewacht. Er hat jedes Wort und jede Bewegung des ihm Zugewiesenen zu verzeichnen; indem er des öfteren über sie berichtet, vermittelt er dem Herrscher ein Bild von der Gesinnung des Überwachten. Doch der Wächter selbst wird auch überwacht, und der Bericht eines anderen korrigiert den seinen.“2 Deshalb die überdimensionierten Geheimdienste, deren erster Auftrag ein innerer ist. Doch sind moderne Diktaturen, die aus Gründen politischer Zweckmäßigkeit auf die leise Androhung der Gewalt setzen, dabei die demonstrativ dröhnende Variante keineswegs ausschließen, jedoch möglichst vermeiden, von Konspiration notwendigerweise gänzlich durchdrungen. Um sich nun aber nicht ins Schweigen zu hüllen und den Beherrschten Raum zu geben, die Leere zu füllen, braucht es sinngebende Worte, die diese besondere Form des Herrschens begründen. Und dafür werden die Wortgewaltigen benötigt, die traditionellen „Meister des Wortes“: Intellektuelle, Philosophen, Schriftsteller.

Solch eine moderne Diktatur war die DDR. Sie bedurfte vieler und großer Worte, um sich eine menschheitsgeschichtlich entstandene und aktuell mißbrauchte Utopie des Allen-sei-alles-gemeinsam als Deckmantel überzuwerfen. Die attributive Erweiterung zur „konkreten Utopie“ erweckte zudem den Anschein, als sei die Gesellschaft auf dem heilsgeschichtlichen Weg und Gleichheit und Freiheit das absehbar erreichbare Ziel. Insofern trifft die Selbstbezeichnung – oder besser: Selbstbezichtigung – der DDRGesellschaftswissenschaftler als „Ideologieproduzenten“ das Wesen der Sache. Da diese Intellektuellen mehrheitlich nicht etwa unter Androhung von Gewalt Ideologie produzierten, sondern zu großen Teilen freiwillig, überzeugt von der gesellschaftspolitischen Perspektive und in erklärtem Bündnis mit der Macht, läßt sich deren Verhältnis zur Führung nicht auf das Gegensatzpaar Geist – Macht reduzieren. Zwar scheint der pointierte und probate Topos von der geistlosen Macht und dem machtlosen Geist, die sich unvereinbar gegenüberstehen, recht griffig, doch ist die DDRWirklichkeit, die komplexer war und damit komplizierter, mit dieser Logoficatio-post-festum nicht in den Griff zu bekommen. Utopiegestützte Diktaturen sind intellektuell offenbar außerordentlich verführerisch und ermöglichen ein breites Spektrum von Denk- und Verhaltensmustern, die sich nicht auf das Schwarz-Weiß-Schema und die extreme Alternative Machtteilhabe oder Widerstand reduzieren lassen.

Gleichwohl wirkte auch in der DDR die alte Antinomie von Geist und Macht, von Autor und Staat fort, bei der es um eine wechselseitige Furcht geht: Die Schriftsteller fürchten das Einengen ihrer künstlerischen Freiheit, der Staat fürchtet, daß diese poetische Freiheit seine politische Macht in Frage stellt. Das Muster der Unvereinbarkeit war historisch geprägt und wurde unter anderen von Heinrich Mann als unversöhnlich beschrieben: „Ein Intellektueller, der sich an die Herrenkaste heranmacht, begeht Verrat am Geist.“3 Und einer, der über dreißig Jahre ein Staatsamt bekleidete, resümierte: „Sowie ein Dichter politisch wirken will, muß er sich einer Partei hingeben, und sowie er dieses tut, ist er als Poet verloren.“4 Goethe fügte dem noch an, daß der Dichter dann dem „freien Geist“ entsagen und sich die „Kappe der Borniertheit“ über die Ohren ziehen müsse. Im Kern geht es immer wieder um das gleiche: um Ästhetik und Moral, um Engagement und Distanz.

In einer Diktatur wird der Literatur, die sich nicht mit dem Bild, sondern dem Wort eine Legitimation zu verschaffen sucht, eine besondere Rolle zugewiesen, die allerdings mit dem Auftrag und dem Ethos kollidiert, die ihr evolutionär, also natürlich zugewachsen sind. Dabei war und ist die Literatur engagiert, doch nicht im historisch kurzatmigen und utilitären, auf die Bedürfnisse einer Ideologie zurechtgestutzten Sinne.

Ihre erste und wichtigste Bestimmung besteht in der Treue gegenüber sich selbst – erst dann kann nach ihren weiteren Funktionen gefragt werden: Die Antworten von Plato bis in die Gegenwart geben Utilitaristen wie Moralisten, Politiker wie Philosophen, und dementsprechend fallen die Antworten aus. Literatur existiert in der wechselseitigen Anerkennung der Freiheit des anderen im Imaginären, in einem „Pakt der Hingabe“, wie Sartre formulierte. Daß dieser Pakt zwischen Autor und Leser auf gesellschaftliche Verhältnisse trifft, die ihn ermöglichen, dafür steht engagierte Literatur. Ihre emanzipatorische, kommunikative und interaktive Funktion zielt auf die Überwindung der utilitären Bindung und jeglicher Unfreiheit, wie sie sich auch ideologisch bemänteln mag. Sartre: „Denn da der Schreibende eben durch die Mühe des Schreibens, die er sich macht, die Freiheit seiner Leser anerkennt, und da der Lesende allein dadurch, daß er das Buch aufschlägt, die Freiheit des Schriftstellers anerkennt, ist das Kunstwerk, von welcher Seite man es auch nimmt, ein Akt des Vertrauens in die Freiheit des Menschen. Und da Leser wie Autor diese Freiheit nur anerkennen, um zu verlangen, daß sie sich manifestiere, läßt sich das Werk als eine imaginäre Präsentation der Welt definieren, insofern sie die menschliche Freiheit verlangt.“ Oder wenig später: „Man schreibt nicht für Sklaven. Die Kunst der Prosa ist mit dem einzigen System solidarisch, wo die Prosa einen Sinn behält: mit der Demokratie. Wenn die eine bedroht ist, ist es auch die andre.“5 Daraus folgt, daß sich der ästhetischethische Imperativ der Literatur ins politisch konkrete Handeln dehnt: Voltaire, Hugo oder Zola waren solche Autoren. Oder nehmen wir die deutsche Klassik, deren Denken und Schreiben um Werte und Begrifflichkeiten wie Wahrheit und Sittlichkeit, Freiheit und Humanität, Geschichte und Moralität sowie um die ästhetische Erziehung und moralische Veredelung des Menschengeschlechts kreiste.

Da Literatur die Kunst der Bedeutung tragenden Worte ist, die unter anderem auch mit Moral aufgeladen sind und diese transportieren, sind sich Literatur und Moral sehr nahe. Doch gehen beide keineswegs ineinander auf. Wenn nicht einmal die um ein Vielfaches dürftigere Ideologie in der Moral aufgeht, da ein ideologisch Irrender durchaus moralisch handeln kann, so ist die ungleich reichere Literatur noch weniger auf die ihr inhärente Moral zu reduzieren. Und doch läßt sich von ihr nicht absehen. Der Dichter Kurt Drawert, auch einer, der aus dem Osten kommt: „Wo moralische Kriterien aus den ästhetischen Diskursen zu verschwinden beginnen, gilt es, sie zu behaupten. […] Und auch wenn es zunehmend auf Widerwillen stößt: diese Untersuchungen anzustellen wird am dringlichsten dort, wo die Bewegungen zwischen Macht und Intelligenz am einsichtigsten geworden sind – in der zur Parabel tauglichen Dichter-Stasi-Debatte der verendeten DDR.“6 Man sage nicht, die DDR wäre etwas ganz anderes, historisch Einmaliges und also Unvergleichliches gewesen. Auch unter den Bedingungen dieser besonderen Diktatur waren die Unterschiede zwischen Moral und Unmoral, Recht und Unrecht erkennbar, die Grenze, das Tabu markiert und die prinzipielle Willensfreiheit des Menschen gegeben – und also auch die individuelle Verantwortlichkeit für sein Tun oder Lassen. Da auch in der DDR die universal gültigen ethischen Werte nicht außer Kraft gesetzt waren, ist es gewiß nicht unbillig, sie heute daran zu messen.

Es ist die alte Streitfrage, ob und inwieweit literarischer Text und biographischer Kontext, Werk und Vita zusammengehören, ob und wann das öffentliche Wort des Dichters vom heimlichen des Denunzianten entwertet wird, ob und weshalb die Moral neben der Ästhetik ein literarisches Kriterium sein darf oder sollte. Das Argument, Literatur und Leben, Text und Autor seien zwei getrennte Dinge, wobei im Sündenfall allein das geschriebene Dichterwort zu gelten habe, führt zum Beleg gern die Namen Villon, Rimbaud, Genet oder D’Annunzio, Pound und Benn ins Feld. Andere, die unbestritten lassen, daß Amoralität oder ein zeitweises Abirren in totalitäre Ideologien durchaus literarische Qualität hervorbringen können, meinen allerdings, daß eine inoffizielle Geheimdienstmitarbeit nicht nur Verrat an Personen, sondern auch Verrat an der Kunst bedeutete, der in den Primärtexten Spuren hinterlassen haben müßte.7 Ist es tatsächlich Moralismus oder gar moralischer Rigorismus, davon überzeugt zu sein, daß neben etlichen sittlichen Grundsätzen der Menschheit, unserem zivilisatorischen Grundgesetz, zu allen Zeiten und universal das Ethos der Literatur gilt – bei aller gegebenen Freiheit des Willens wie der Kunst, mag der obere Bestimmer in den jeweiligen staatlichen Gehegen nun König David, Iwan der Schreckliche oder nur Erich Honecker heißen?

Bei der Bereitschaft von Schriftstellern und Künstlern, mit dem Ministerium für Staatssicherheit zusammenzuarbeiten, spielte neben niederen Gründen wie Karrieredenken, Neid, Machtgelüsten und Geltungsbedürfnis die Utopiegläubigkeit eine besondere Rolle. Die Überzeugung, auf dem rechten und gerechten Weg zu sein, war eine ideologische Selbstverzauberung und wurde rational begründet als „Einsicht in die Notwendigkeit“, die offenbar einfachste sittliche Regeln außer Kraft setzte. Es war nicht einfach nur Unmoral, sondern Ausdruck einer überlegenen, neuen Moral, der sozialistischen, die sich als Klassenmoral im Klassenkampf verstand und mithin selbst den Verrat als geburtshelferisches Instrument akzeptierte, um vom „Reich der Notwendigkeit“ ins kommunistisch-chiliastische „Reich der Freiheit“ zu gelangen. Diese utopische Verheißung war Teil des Machtmißbrauchs der Kommunisten und diente der Begründung der angeblich historisch notwendigen Härten auf dem Weg zur globalen Gerechtigkeit. Diese Utopiegläubigkeit war jedoch nicht nur das Narkotikum vieler DDRIntellektueller, sondern eine weltweite Epochenillusion und eine Hoffnungssucht, die trotz der degenerierten Praxis an der heilsgeschichtlichen Perspektive festhielt und zu einer schizophrenen Abspaltung von Utopie und Praxis führte. Eine Geschichtsauffassung in der geistesgeschichtlichen Tradition von Hegel und Marx, die der Geschichte eine gesetzmäßige Zielrichtung mit einem heilsgeschichtlichen Horizont gaben, birgt für deren Anhänger stets die Gefahr, von der Politik, die sich solcher Ideen bemächtigt, instrumentalisiert oder, bei Abweichen von dieser ideologisch kanonisierten Heilserwartung, denunziert zu werden: als Ketzer, Revisionisten, Skeptizisten und Renegaten. Der machtdistanzierte Skeptiker und der Renegat bewahren die intellektuelle Lauterkeit oder, wie Pierre Bourdieu schreibt, die „intellektuelle Autonomie“8, die durch kritisches Engagement für Gerechtigkeit und Wahrheit wie durch das Stiften säkularer Weltbilder nicht nur eine ethische Gesinnung offenbart, sondern auch eine ethische Verantwortung wahrnimmt, indem sie diese Haltung lebten und in die Tat umsetzten.

Das Thema DDR-Literatur und Staatssicherheit hat zu Recht etwas fundamental Irritierendes. Sowohl das Ethos als auch die emanzipatorische Funktion der Literatur sollten ein konspiratives Mitwirken an repressiver staatlicher Macht ausschließen. Die Akten der mit der DDR-Literatur beschäftigten Diensteinheiten des MfS lassen die Illusion verwehen, die Literatur in der DDR sei ein Ort und Hort der heilen Seelen gewesen. Wiewohl die Literaturgeschichte zeigt, daß Geist sich mal mehr, mal weniger von Macht korrumpieren läßt9, muß am Schriftsteller als Spitzel etwas Kontradiktorisches sein. Der Dichter als Denunziant, petzende Poeten: ein Widerspruch. Mielke und die Musen: ein Paradoxon. Das Interesse, das öffentliche Entsetzen, die Entrüstung müssen ursächlich mit unserem Bild vom Dichter zu tun haben. Und das ist offenkundig eines, das sich den Dichter als Macht-Abstinenzler denkt. In unserem Dichterbild dürfen nur hehre Ideale Platz haben, die sich in etwa so summieren ließen: der Dichter, höchste moralische Integrität und Immunität vorausgesetzt, als Gewissen der Nation, allein der Freiheit des Wortes und dem Ethos seiner Kunst verpflichtet.

Eine Literatur, die frei ist in einer demokratisch verfaßten Gesellschaft, braucht nicht moralischer zu sein als diese, und ein wirklich freier Schriftsteller braucht nicht mutiger, wahrhaftiger oder stärker zu sein als ein Postangestellter oder eine Kindergärtnerin. Im übrigen sind Schriftsteller und Dichter nur deshalb, weil sie Gedichte oder Romane schreiben, keine moralisch höheren Wesen, die menschlichen Stärken und Schwächen sind ebenso verteilt wie anderswo auch. Eine Literatur jedoch, die von einer Diktatur an die kurze Leine genommen werden soll, hat die Pflicht, sich zu wehren, um wieder frei zu werden. Insofern sind die moralischen Anforderungen an Literatur und Kunst in solchen Zeiten höher. Diese Dokumentation soll auch einen Einblick geben, wie wenig oder wie sehr sie diesem Anspruch gerecht geworden sind.

Der Aufwand, den die DDR-Tschekisten auf der „Linie Schriftsteller“ betrieben, scheint aus heutiger Sicht maßlos überzogen: eine wahnhafte Überschätzung des „staatsgefährdenden“ Potentials unangepaßter, kritischer Literatur. Doch hat der Wahn Methode, da Verfolgungsdrang und Verfolgungswahn ursächlich zusammenhängen. Es ist die Furcht des nackten Kaisers vor der Entblößung durch das Wort, die Furcht davor, das Volk, der große Lümmel, könnte angstfrei mündig werden. Duales Denken und ein auf das binäre Freund-Feind-Bild verengtes Wahrnehmungsraster tun sich schwer mit der irisierenden Strahlung des künstlerischen Wortes und mehrdeutiger Metaphorik, die der individuellen Interpretation, der Imagination des einzelnen offen und in ihrer Privatheit schwer zu kontrollieren sind. Wenn, nach Lichtenberg, die Metapher klüger als der Autor ist, dann mußte dies die auf Eindeutigkeit getrimmten Wortwächter erheblich irritieren. Das Unvermögen schuf Unsicherheit und Mißtrauen bei den ohnmächtig Mächtigen und löste den paranoiden Impuls aus, die Literatur, wenn sie schon nicht total beherrschbar war, zumindest umfassend zu überwachen.

Die DDR wurde jedoch nicht allein durch das geheimpolizeiliche Netz der Staatssicherheit geschützt, sondern zudem durch ein semiotisches Netz, das jeden einband (auch den partiell kritischen), der die Kohärenz des semiotischen Sprach- und Denkgeheges nicht radikal aufbrach und in Richtung einer schroffen Intransigenz verließ. Auch der kritische „Gegendiskurs“10 ist lediglich die negative, doch noch immer transitive Variante des gesellschaftlichen Leitdiskurses und diesem komplementär. Indem sich die kritische Literatur in der DDR auf die politische Macht bezog, erhielt sie eine zusätzliche politische Dimension und mit ihr einen Bedeutungszuwachs, der nicht intendiert sein mußte oder dem literarischen Text immanent war. Dieses politisch bedingte Mehr an Bedeutung schuf die Illusion einer unbedingten Bedeutsamkeit eingreifender und verändernd wirkender Literatur – eine Selbstüberschätzung, die ihre Entsprechung, wiederum negativ komplementär, in der Überschätzung der DDR-Machthaber fand, eine kritische Literatur könnte ihre Machtpyramide untergraben, aushöhlen und zum Einsturz bringen.

Die Macht der Partei gründete sich nicht unwesentlich auf eine offizielle Sprachregelung, ein normiertes und kompatibles Baukastensystem von Ideologemen und Idiomen, welches das Denken, Schreiben und Sprechen weitgehend standardisieren sollte, um das ansteckende Widerwort, das Tabu hinter einer Potemkinschen Wortfassade zu verbergen. Wie generell in diktatorisch verfaßten Gesellschaften wurde auch in der DDR unreglementiertes Denken und Sprechen, wurde das frei geführte Wort tatsächlich zur Bedrohung des streng bewachten Scheins. Die innere Gesetzlichkeit der Kunst gefährdete die Gesetze des Staates, da sie sich den ideologischen Normen entzog und ideell wie historisch tiefer fundiert war als die aktuell verordneten und durch die Partei überwachten Sprachregelungen der Ideologie.

Doch erging es MfS und SED letztlich wie dem Zauberlehrling. Zwar riefen sie die kritischen Geister nicht ausdrücklich herbei, doch beschworen sie diese unablässig als Gefahr, und indem sie den Emanzipationsprozeß der Dichtung von Dogma und Doktrin mit repressiven Mitteln zu verhindern suchten, beförderten sie ihn zugleich, freilich ungewollt.

Diese Sinnsuche, die in der Sinnkrise endete, und das Streben nach Autonomie finden wir über die Jahrzehnte in den kritischen Texten der ostdeutschen Literatur wie auch, allerdings negativ gespiegelt und der schlechten Spiegelqualität wegen ein wenig grau und bisweilen grotesk verzerrt, in den schriftlichen Hinterlassenschaften der Staatssicherheit.

Bei der Lektüre der Akten stellten sich unvermeidlich auch Gefühle ein, die bei einer wissenschaftlich fundierten Dokumentation hinderlich, wenn nicht unzulässig sind. Also hieß es ständig zu objektivieren: den vorgefundenen massenhaften Verrat durch die Zweidimensionalität des Begriffs, der zum einen den Vertrauensbruch zwischen Menschen bezeichnet und zum anderen ein notwendiges Element der historischen Entwicklung. Verrat als Vertrauensbruch meint die Preisgabe des für das menschliche Zusammenleben fundamentalen Vertrauens, das mit der Geburt überlebenswichtig wird und zeitlebens bleibt. Verrat als historisches Element meint den Abfall von herrschenden Ideologien, der jeden radikalen gesellschaftspolitischen Wechsel begleitet. Woraus auch folgt, daß der Verrat mit dem Untergang der kommunistischen Diktaturen nicht aus der Welt ist: Die Inhalte wechseln, die Geschichte geht weiter.

Da aber die DDR-Geschichte auch eine von mir erlebte Geschichte ist, meldeten sich die Gefühle immer wieder: Selbstvorwürfe wegen mangelnden eigenen Mutes, Mitleid mit den Schwächen und Anfälligkeiten anderer, Ekel angesichts des kollegialen Verrats, Erschrecken über dessen Ausmaß, die Gewissenlosigkeit und den Fortschritt moralischer Verwahrlosung, Zorn über die „Aktenzeugnisse staatlich verordneter Perfidie“11, Entrüstung über die Schamlosigkeit der Verfolger, Überdruß ob der aufgehäuften Aktenmengen, Leiden an der verengten Stasi-Sprache, Heiterkeit (selten genug!) über unfreiwillig produzierte Komik, Genugtuung über Zeugnisse der Selbstbehauptung und des Widerstehens und immer wieder das erlösende Gefühl, daß die DDR-Diktatur samt ihrem Repressionssystem Geschichte ist.

Merkwürdig indes ist, wie wenig konkret nach 40 Jahren unmittelbar erlebter DDR-Geschichte mein Wissen um die inneren Funktionsmechanismen dieser modernen Diktatur war. Wie die meisten der Zeitzeugen hatte ich zwar die unsichtbare Allgegenwart des Überwachungsapparates gespürt, konnte dessen Umfang jedoch lediglich vage als „riesig“ ahnen und wußte so gut wie nichts von dessen Methoden. Was nach dem Untergang der DDR blieb, waren vor allem Fragen: Wer hatte die Befehle gegeben? Wer die Maßnahmepläne ausgedacht? Wie war dieser Geheimapparat strukturiert? Wie funktionierte er und wie die Menschen in ihm? Was veranlaßte die hauptamtlichen Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit, Menschen, die lediglich anders dachten, derart aufwendig zu verfolgen? Was waren die Motivationen der Schriftsteller und Intellektuellen, im 20. Jahrhundert, in Mitteleuropa, nach den Erfahrungen des Nationalsozialismus und des Stalinismus einem totalitären Staat als Zuträger zu dienen? Was setzte die ethische Resistenz außer Kraft, was bewog Schriftsteller, die es eigentlich hätten besser wissen können, die klar markierte Tabugrenze zu überschreiten? Welches tatsächliche Ausmaß hatten Überwachung und Unterwanderung der Literatur durch die Staatssicherheit? Welchen Charakter hatte deren Einflußnahme? Geschah dies durch den zensorischen Eingriff in Texte? Den Zugriff auf unbotmäßige Personen? Durch das massenhafte Werben dienstbarer Geister? Oder genügte das Schaffen eines geistigen Klimas, das die internalisierte Selbstzensur wie von allein funktionieren ließ, das Affirmation empfahl und belohnte, kritisches Reflektieren und Formulieren hingegen in verschiedenen Graden überwachte, behinderte, bestrafte oder unterband? Betrieb die Staatssicherheit eine eigene Kulturpolitik neben der SED? Welches Ausmaß hatte die Rekrutierung von Schriftstellern, und was bedeutet dies für die in der DDR geschriebene Literatur? Hat der Kontext der Lingua securitatis die literarischen Primärtexte eingefärbt und womöglich beschädigt? Wie rechtfertigte ein dichtender Denunziant es vor seinem Gewissen, sofern er auf ein solches, und sei es auch nur rudimentär, zurückgreifen konnte, wenn er auftragsgemäß das Vertrauen eines anderen Dichters errang und mißbrauchte? Haben sich die Täter nicht selbst beschädigt, sind sie nicht zugleich auch Opfer ihres geheimen Paktes, dem die faustische Größe durchgängig fehlte? War die konspirative Verdoppelung ihrer Existenz nicht in Wahrheit ein Verlust? War und ist das Leben im Widerspruch trotz der behindernden Eingriffe nicht das bessere, vollere Leben? Schließlich: Wie konnte diese Diktatur der Lüge und Angst über 40 Jahre bestehen? Und letztlich mit der einschränkenden, bangen Frage, ob wir überhaupt aus der Geschichte zu lernen vermögen: Was ist daraus zu lernen, um künftige Generationen gegen derartige Verführungen zu immunisieren?



Absicht und Grenzen oder Was erwartet den Leser

Dieses Unternehmen beabsichtigt das Aufhellen eines dunklen Kapitels der DDR-Literatur12, um deren Primärtexten einen bislang weitgehend unbekannt gebliebenen, da bis 1989 streng konspirativen Kontext zu geben. Es versteht sich als Beitrag zum historischen wie politischen Aufarbeiten eines Teiles der DDR-Kultur, der von den SED-Propagandisten idyllisierend „Literaturgesellschaft“ genannt wurde. Die Untersuchung konzentriert sich auf die faktische Darstellung des in den Akten Vorgefundenen, verhält sich also ihrem Gegenstand gegenüber nicht primär interpretatorisch, sondern diskursiv, auch wenn es nicht gänzlich zu vermeiden sein wird, dieses oder jenes Dokument direkt oder indirekt zu bewerten. Ihr Ziel ist eine inhaltliche, strukturelle und personelle Überblicksdarstellung des vernetzten Repressionsapparates auf literarischem Gebiet: auf der „Linie Schriftsteller“ oder im „Sicherungsbereich Literatur“, wie es im MfS-Begriffssystem hieß.

Da die tatsächlich archivierte die vermutete Aktenmenge weit überstieg, mußte der Zeitrahmen enger gefaßt werden als ursprünglich beabsichtigt. Der Schwerpunkt liegt auf den letzten beiden Jahrzehnten der DDR, also auf denen, die man die „Ära Honecker“ nennen könnte, klänge es nicht zu gewaltig für deren klägliches Ende. Für diese Periode allerdings will sie eine Überschau geben, was freilich auch heißt, daß dieser Versuch einer Gesamtsicht aus Gründen der Komplexität und Ambivalenz des Gegenstandes sowie der archivalischen Quantitäten und der derzeit noch unerschlossenen Bestände weder die wünschbare Vollständigkeit im ganzen noch die erstrebenswerte Detailschärfe im einzelnen erreichen konnte.

Die Historiographie hat längst die Unschuld verloren, von sich zu glauben, sie allein könne sagen, wie es eigentlich gewesen ist: Insofern geben die Akten und deren Darstellung kein objektives Bild des wirklich gelebten Lebens, sondern lediglich den Reflex selektiv wahrgenommenen und zweckbestimmt verschrifteten Lebens durch das MfS. Was sich mit den Mitteln der Kunst anschaulich und nachvollziehbar sagen läßt und sich der „ganzen“ Lebenswahrheit in all ihrer Komplexität und Widersprüchlichkeit nähert, wird in einer solchen Dokumentation notwendigerweise unzureichend bleiben müssen. Die hinterlassenen Akten der Staatssicherheit geben weder ein vollständiges Bild der DDR-Geschichte noch der Biographien in der DDR, aber die einmalige Chance, beides aus der Sicht eines offengelegten Geheimdienstes zu sehen und daraus, so man es möchte und vermag, für die Zukunft zu lernen. Wenn, nach Hegel, die Poesie am Ende aller Bemühungen um Erkenntnis steht, so ist dieses Buch ein Anfang dieses Bemühens. Nicht mehr, aber auch nicht weniger.

Aus alldem ergab sich die von mir favorisierte Methode der Darstellung, neben der strukturellen Analyse und inhaltlichen Beschreibung dessen, was war, vor allem die individuellen Werdegänge innerhalb der einst gegebenen Strukturen nachzuerzählen, wie sie die Akten, keinesfalls vollständig, offenbaren. Nicht, um den Gegenstand zu „bewältigen“, sondern ihn zu verstehen, ganz im Sinne der hoffenden Skepsis Hannah Arendts: „Sofern es überhaupt ein Bewältigen der Vergangenheit gibt, besteht es im Nacherzählen dessen, was sich ereignet hat. Aber auch dieses Nacherzählen, das Geschichte formt, löst keine Probleme und beschwichtigt keine Leiden, es bewältigt nichts endgültig.“13

Die Schwierigkeiten, den Gegenstand darzustellen, bestanden zum einen in der nicht endenden Materialfülle, die trotz dreijähriger Lektüre nicht zu bewältigen war, und zum anderen in der überwiegend personenbezogenen Arbeitsweise des MfS, den zum Teil noch unerschlossenen Beständen mit sachbezogenenen Überblicksdarstellungen und statistischem Material, wodurch quantitative Aussagen zu hauptamtlichen und inoffiziellen Personalbeständen großenteils aus dem personenbezogenen Material erarbeitet werden mußten. Allein die Menge und der Umfang der zugänglichen Akten ließen das anfangs selbstgesteckte Ziel, die Überwachung des literarischen Lebens durch das MfS strukturell und personell bis in alle Einzelheiten zu rekonstruieren und offenzulegen, als unrealistisch erscheinen.

Bei der Methodik der Darstellung gab es verschiedene Möglichkeiten mit ihren Vor- und Nachteilen zu bedenken. Wünschenswert wäre sicher eine chronologische Darstellung gewesen, die synchron die MfS-Unterlagen mit denen der SED-Kulturpolitik sowie den Daten der DDR-Literaturgeschichte koppelt. Diese Arbeit war nicht zu leisten und bleibt der späteren Literaturgeschichtsschreibung vorbehalten. Möglich wäre auch die Behandlung des Gegenstandes nach den Beständen und Registrierformen des MfS gewesen, die (unter Berücksichtigung von MfS-internen Schulungsmaterialien, Personalunterlagen und Dokumenten der Juristischen Hochschule) sich den hierarchischen Mechanismus der Informationsgewinnung und -verdichtung vom einzelnen IM-Bericht, dem Treffbericht des Führungsoffiziers über die Auswertungsgruppen der operativen Diensteinheiten bis hinauf in die zentrale Führungsebene zum Leitfaden nimmt.

Favorisiert und gewählt wurde schließlich die inhaltlich-thematische Zuordnung des gefundenen und gesichteten Materials unter dem Gesichtpunkt der Methodik des MfS, die Kulturpolitik der SED mit geheimpolizeilichen Mitteln durchzusetzen und den Literaturbetrieb der DDR umfassend zu überwachen und zu beeinflussen.

Notwendig scheinen mir auch einige Bemerkungen zum Wert der Quellen. So unterschiedlich die Schriftstücke hinsichtlich ihrer Urheber und Empfänger sind, eines läßt sich, bei aller gebotenen Vorsicht vor generalisierenden Wertungen derart umfangreicher und heterogener Bestände, sagen: Von allen hinterlassenen DDR-Dokumenten kommen die MfS-Akten der DDRWirklichkeit am nächsten, da die konspirative Informationsgewinnung und deren Zweck dem Zwang zum Schönfärben nicht in dem Maße unterworfen waren wie die anderen DDR-Informationssysteme. Im übrigen hätte ein Geheimdienst, dessen Basis falsche oder ideologisch verfälschte Informationen wären, etwa den Gebrauchswert eines Autos ohne Räder. Freilich waren die in Treffberichten notierten Informationen der IM durch den sprachlichen und gedanklichen Filter des operativen Mitarbeiters gegangen und erhielten somit durch Verkürzung und Verdichtung eine MfS-spezifische Einfärbung.

Ziel des erheblichen Aufwandes des MfS war die Erarbeitung „operativ bedeutsamer Informationen“. Hier war nichts dem Zufall überlassen, sondern in präzisen Dienstanweisungen14 sowie in den hierarchisch gegliederten Strukturen der Informationsverdichtung und intern installierter Kontrollmechanismen militärbürokratisch geregelt. Trotz gelegentlicher Fehler und Fehleinschätzungen, die wir heute, insbesondere in den personenbezogenen Akten, finden, ist es falsch anzunehmen, das MfS habe bei der Informationsgewinnung und -verarbeitung generell schlampig gearbeitet. Im Gegenteil, es versuchte permanent, die Bewertung, Kontrolle und Überprüfung der Informationserhebung zu optimieren und Fehlerquellen möglichst auszuschließen. Insofern betrieb das MfS selbst eine interne Quellenkritik. Auch der Vorgang des Erfassens, Vergleichens, Überprüfens und Bewertens von Informationen war formalisiert. Die Prüfung des Wahrheitsgehaltes der Information wurde MfS-intern als „4. Grundschritt“ bezeichnet und entsprechend gelehrt, ebenso die Prüfung der Vollständigkeit einer Information, für die es die Regel der „Acht Goldenen W“ gab: wann, wo, was, wie, womit, warum, wer, wen? Kriterien für die Qualität einer Information waren: Aktualität, Neuigkeitswert, hohe Aussagekraft, Objektivität, Wahrheit, Vollständigkeit und Überprüfbarkeit.15

Um vorab ein Beispiel zu geben: Als ein Schriftsteller in seiner zweiten Identität als IMB zum ersten Mal im Auftrag des MfS nach Westberlin fuhr, zweckentfremdete er das operative Handgeld für Ostereinkäufe im Kaufhaus des Westens und gab dies in seinem Bericht nicht an. Freilich ahnte er nicht, daß er selbst zum Beobachtungsobjekt „Adrian“ geworden war, da ihm ein zweiter Mitarbeiter auf den Fersen folgte. Der schrieb in seinem detaillierten Beobachtungsbericht: „Um 12.33 Uhr verließ das Objekt die U-Bahn, begab sich zum Ausgang und suchte schnellen Schrittes das Kaufhaus des Westens (KaDeWe) auf. In diesem Kaufhaus tätigte ,Adrian‘ zahlreiche Einkäufe. ,Adrian‘ hat beim Einkauf von Süßigkeiten etwa 5 bis 10 in Silberpapier eingewickelte Ostereier in einer Größe eines halben Hühnereis, zwei straußeneigroße Ostersüßigkeiten und eine Tafel Schokolade eingekauft, die ihm von einer Verkäuferin in eine Tüte verpackt wurden.“16 Der Führungsoffizier listete daraufhin die Inkongruenzen der beiden Berichte auf, nahm den Ka-DeWe-Verführten ins Gebet und erteilte ihm die Bewährungsstrafe, seine Unaufrichtigkeit durch verstärkte Anstrengungen im Inland wiedergutzumachen. Was er auch gelobte – und tat.

Auf der Ebene der Informationsgewinnung durch einzelne IM gefährdete die subjektive Färbung durch den Informanten die gewünschte Objektivität der Erkenntnisse. In internen Studienmaterialien der Juristischen Hochschule des MfS (JHS) werden als Ursachen falscher oder partiell verfälschter Informationen „Geltungsbedürfnis“, „übersteigertes materielles Interesse“ und „mangelndes Vertrauen“ genannt. Die Führungsoffiziere waren laut IM-Richtlinie17 gehalten, ihre Informanten zu „objektiver, unverfälschter, konkreter und vollständiger“ Berichterstattung zu erziehen. „Widersprüche, Unklarheiten und Lücken“ sollten erkannt werden, und zu klären war, wie der Informant die Information gewonnen, welche Beziehung er zum ausgeforschten Gegenstand oder Menschen hatte und ob es sich bei dem Extrakt um „Tatsachen, Vermutungen oder Einschätzungen“ handelte. Zudem wurden Bereitschaft und Fähigkeit der inoffiziellen Mitarbeiter zu wahrheitsgemäßer Berichterstattung in regelmäßigen Einschätzungen in deren Personalakten bewertet.

Natürlich gab es vereinzelt gebremsten Eifer, subjektive Eigenheiten und Verstöße gegen die Dienstanweisungen. Doch auch hier galt die Leninsche Maxime des Mißtrauens: Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser, weshalb eigens Kontrollgruppen geschaffen wurden, die die Regelverletzungen aufzuspüren und disziplinarisch zu ahnden hatten.

Dennoch spiegeln die Archivalien des MfS allein die Sicht dieses Apparates auf die Realität wider. Wenn die Staatssicherheit auch in weit geringerem Maße der Selbstblendung und Wahrnehmungsverweigerung als die Parteiführung verfiel, so hatte sie trotz ihrer ständigen Bemühungen um Objektivität ebenfalls teilweise Wahrnehmungsdefizite durch die ideologisch verengten Vorgaben der Partei, das beschränkte Weltbild, das reduktionistische Freund-Feind-Schema und die Versuchung, innere Konfliktursachen nach außen zu verlagern.

So viel zum Quellenwert. Nun ein paar Bemerkungen zur Quellenlage, denn neben der quellenkritischen Bewertung der zugänglichen Akten bereiteten dem Projekt die zum Teil noch unerschlossenen Archivbestände und die massive Aktenvernichtung durch die Staatssicherheit weitere Schwierigkeiten.

Als gravierend erwies sich die zuerst MfS-eigenverantwortete und später von der Modrow-Regierung und dem Zentralen Runden Tisch genehmigte Vernichtungsaktion des MfS /AfNS im Herbst / Winter 1989/ 90, wodurch eine mutmaßliche und erweisliche Unvollständigkeit der Materialbasis gegeben ist. Die Aktenvernichtung betraf, wie im Falle der Hauptverwaltung A (HV A), den Großteil des Bestandes oder aber ausgewählte relevante Teile. Hierbei insbesondere die Querverbindungen zur HV A, die im Gegensatz zu den heutigen Behauptungen ehemaliger Leiter dieser Abteilung auch im Inland operierte, dazu erhebliche Teile der IM-Akten der HA II, die auf die westlichen Botschaften und die akkreditierten Westjournalisten in der DDR zielte, nahezu vollständig die Akten der OibE18, sodann wichtige IM in kulturellen Schlüsselpositionen, die bis zum Ende der DDR (und manchenorts darüber hinaus) die Stellung hielten. Teilweise wurden auch die Operativen Vorgänge vernichtet oder um ganze Jahrgänge bereinigt, nicht selten fehlen die Bände ab Mitte der achtziger Jahre, sehr wahrscheinlich um die beteiligten hauptamtlichen und inoffiziellen Mitarbeiter zu schützen. Nach der Umbenennung des MfS in Amt für nationale Sicherheit (AfNS) Mitte November 1989 sah das Arbeitspapier „Aufgabenstellung zur Weiterführung der Arbeit mit IM im Amt für nationale Sicherheit“19 ausdrücklich vor, daß kein wert- und perspektivvoller IM verlorengehen sollte, daß jedoch den aus Gründen der Konzentration des IM-Bestandes deaktivierten oder verabschiedeten IM eine Würdigung ausgesprochen sowie das Versprechen gegeben werden sollte, daß die bisherigen Arbeitsergebnisse der IM in keiner Weise gegen sie Verwendung finden können. In nicht wenigen Fällen fanden letzte Treffs statt, in denen die Führungsoffiziere ihren ausgemusterten oder „abgeschalteten“ IM versicherten, daß deren Akten beseitigt worden wären.

Wiewohl der Zweck der selektiven Aktenvernichtung im systematischen Spurenverwischen bestand, gab es keine einheitliche Praxis. Einige Führungsoffiziere vernichteten die gesamte Personalakte ihrer inoffiziellen Mitarbeiter, hinterließen jedoch die Berichtsakte andere erhielten die von Quittungen, Verpflichtungserklärung, handschriftlichen IM-Berichten und anderen gerichtsfesten Dokumenten gereinigte Berichtsakte, oder lediglich vier Seiten, aus denen Klar- und Deckname hervorgehen, viele vernichteten alles, und oft findet sich nur noch der leere Aktendeckel mit dem lapidaren Vernichtungsvermerk, die Erfassung ohne Materialablage und Ersatzverfilmung zu löschen.

Dennoch sind Teile des Vernichteten zu rekonstruieren, da die Staatssicherheit in der Rasanz ihres Unterganges nicht in der Lage war, auch die zahlreichen in anderen Akten befindlichen Kopien zu erreichen. Einige Führungsoffiziere beschränkten sich zudem darauf, die noch aktiven Vorgänge zu erfassen, wodurch die bereits archivierten Akten unberührt blieben (was beispielsweise das Mißgeschick des letzten Präsidenten des Schriftstellerverbandes der DDR ist, dessen IM-Akte auf Grund seiner höheren Parteikarriere, die eine weitere Führung als inoffizieller Mitarbeiter verbot, bereits 1976 archiviert wurde und so vollständig erhalten blieb).

Ob die Führungsoffiziere ihrer einstigen Klientel mit der Aktenvernichtung wirklich einen Dienst erwiesen haben, steht dahin. Vollständig erhaltene IM-Akten können auch entlastend sein: wie im Falle Christa Wolfs, deren Zeit als IM „Margarete“ dank der komplett überlieferten AIM-Akte nachweislich 30 Jahre zurückliegt, relativ kurz war und für das MfS wenig Ertrag brachte. Vergleicht man ihre dünne IM-Akte mit dem umfänglichen Operativen Vorgang (OV) „Doppelzüngler“, der gegen sie und Gerhard Wolf über drei Jahrzehnte geführt wurde, wird allein aus den Proportionen20 eine differenzierte Bewertung möglich. Bei jenen Ex-IM, von denen lediglich Deckname und Klarname aktenkundig sind, ist es schwer bis unmöglich, Dauer und Intensität der Zusammenarbeit zu benennen. Gänzlich vernichtete oder teilvernichtete Akten nähren zudem die Vermutung, daß es sich eher um eine langjährige, ertragreiche Tätigkeit gehandelt haben könnte, eben weil der Führungsoffizier das gesammelte konspirative Œuvre offenbar für so bedeutsam hielt, es vorrangig zu vernichten. Dies betrifft Schriftsteller wie Literaturfunktionäre, wobei sich trotz der vernichteten oder vorvernichteten und künftig rekonstruierbaren Kernakte deren Berichtsduplikate in mancher OPK- oder OV-Akte und mitunter gar Teile der IM-Personalakte in anderen Ablagen finden.

Um den Leser nicht völlig unvorbereitet in die sprachlichen Niederungen der Staatssicherheit eintreten zu lassen, im folgenden einige Bemerkungen zur Lingua securitatis.

Wie die Staatssicherheit niemals Staat im Staate war, sondern, unmißverständlich klar als „Schild und Schwert der Partei“ definiert, als solches funktionierte, so war deren Sprache keine abgehobene Spezialsprache innerhalb der DDR, sondern lediglich eine geheimdienstlich spezialisierte Ausprägung der DDR-offiziellen Parteisprache.

Die Sprache der Staatssicherheit, die in den archivierten Befehlen, Dienstanweisungen, Informationen, den Treffberichten der IM-führenden Offiziere, den Operativplänen, Jahresanalysen und nicht zuletzt im MfSinternen „Wörterbuch der politisch-operativen Arbeit“21 erhalten ist, zeigt sich so banal wie monströs, so erschreckend wie komisch. Mitunter gar lächerlich. Doch nie harmlos. Das wenig Menschenfreundliche und im Kern Kunstfeindliche äußert sich nicht etwa in einer besonderen Dämonie, sondern in einer bürokratisierten, emotionslosen Funktionalität der Sprache, die sowohl deskriptive als auch normative Funktionen hatte.

Augenfällig war das Bestreben, die Menschheit buchhalterisch in eine positive und negative Spezies einzuteilen und die als negativ Klassifizierten sodann zu entpersönlichen. Bei den als „feindlich-negativ“ Bezeichneten ist von „der K.“ oder „dem M.“ die Rede, mitunter auch in der verdinglichten Form als dem „Element“, dem „Angefallenen“, dem „personellen Schwerpunkt“ oder, extremer noch, als dem „feindlich-ideologischen Stützpunkt“ (Stasi-Kürzel: Fis) oder „personellen Stützpunkt“, welcher so definiert wurde: „Person in der DDR, die auf Grund ihrer feindlich-negativen ideologischen Position […] vom Gegner zur Erhöhung der Wirksamkeit der politisch-ideologischen Diversion aufgebaut und genutzt wird.“22 Aktionen gegen Menschen wurden als „Maßnahmepläne“ objektiviert, in denen sodann von „zersetzen“, „destabilisieren“, „neutralisieren“, „ausschalten“ und ähnlichem die Rede war, was eher auf chemische und physikalische Vorgänge zutreffend scheint und die Schwierigkeiten zeigt, mit einer technokratischen Sprache Lebendiges zu erfassen. Der inhumane, instrumentelle Sprachgebrauch wird deutlich, wenn beispielsweise ein inoffizieller Mitarbeiter den Auftrag erhält, eine „echte Liebesbeziehung zu entwickeln“, um bestehende Liebesverhältnisse zu zerstören.

Die semantische Unschärfe und Mehrdeutigkeit solcher oft wiederkehrender und auf die stalinistische Herkunft verweisender Begriffe wie „liquidieren“ und „vernichten“ ließ in manchen Fällen offen, ob damit das politische „Ausschalten“ oder die physische Vernichtung gemeint war, gab also den Tschekisten im Ernstfall einen undefinierten Ermessensspielraum, der augenscheinlich sprachlich bewußt offen gehalten wurde und der Verschleierung der letzten Option im „letzten Gefecht“ diente.

Auch Euphemismen finden sich oft, wobei negativ konnotierte Wortbedeutungen positiv umfunktioniert wurden. Erpressung hieß im Stasi- Deutsch „Wiedergutmachungs- und Rückversicherungsmotive“ und wurde von den MfS-Wissenschaftlern der Juristischen Hochschule (JHS) so definiert: „Werbungsgrundlagen, die als Handlungsantriebe und Bestrebun-gen bei IM-Kandidaten aus seinem Verlangen entstehen, negative Folgen von begangenen Normverletzungen von sich abzuwenden bzw. eingetre-tene Schäden durch eigene Leistungen zu ersetzen. Voraussetzungen dafür sind objektive Tatsachen und das Erkennen und Erleben von Schuld. Sie sind erzeugbar bei Vorliegen solcher Tatsachen, die als kompromittie-rendes Material geeignet sind, dem Kandidaten die Normverletzung be-wußt zu machen, sein Gewissen anzusprechen, Schuldgefühle zu wecken, Unsicherheit zu erzeugen und sein Moral- und Rechtsbewußtsein für positive Gegenleistungen zu nutzen.“23 Der Auftrag für einen Spitzel, das „Vertrauensverhältnis auszubauen“, bedeutete realiter, das auftragsgemäß erschlichene Vertrauen des Bespitzelten systematisch zu mißbrauchen.

Fand sich kein Euphemismus, wurde das Wort beibehalten, doch mit neuem Inhalt gefüllt. Ein „Vertrauensverhältnis“ ist demzufolge in MfS-Definition eine „Qualität zwischenmenschlicher Beziehungen, die auf Grund komplexer, individuell verschiedenartiger psychischer Erscheinungen zu einer einseitigen oder beiderseitigen Bevorzugung und besonderen Anerkennung in bestimmten Lebensbereichen führt. Ein V. entwickelt sich vor allem aus Kenntnissen über den Partner, gefühlsmäßiger Zuwendung zu ihm und einstellungsmäßigem Verlassen auf ihn. In der politisch-operativen Tätigkeit wird in der Regel von V. zwischen operativem Mitarbeiter und IM gesprochen, wobei anzustreben ist, daß der IM dem operativen Mitarbeiter volles Vertrauen entgegenbringt, während der operative Mitarbeiter in seinem Verhältnis zum IM den Sicherheits- und Kontrollaspekt nicht außer acht lassen darf. Zwischen IM und operativ interessierender Person wird in der Regel von vertraulichen Beziehungen gesprochen, die ausdrücken sollen, daß die operativ interessierende Person zum IM volles Vertrauen hat, während der IM ihr gegenüber ein Vertrauen vortäuscht.“24 Positiv besetzte Begriffe wie Ehrlichkeit, Zuverlässigkeit und Treue wurden definitorisch spezialbehandelt und auf die operativen Zwecke des MfS abgerichtet, umgekehrt mutierte der negativ besetzte „Haß“ zu einer durchaus „wertvollen und erhabenen“ menschlichen Regung, vorausgesetzt, es handelte sich dabei um ein „tschekistisches Gefühl“. So wurden die Sprachregler der Stasi zu Schöpfern eines neuen Menschentypus, der in einem konspirativen System der Verstellung und der Lüge die Wahrheit sagte, ehrlich andere Menschen täuschte und der jemandes Vertrauen nur deshalb errang, um es verraten zu können.

Ein Beispiel für die verdrehte Verwendung der Worte „Verleumdung“ und „Lüge“: Als ein führender DDR-Schriftsteller 1964 öffentlich und, wie nun zu belegen ist, zutreffend als MfS-Mitarbeiter bezeichnet wurde, schrieb Oberleutnant Treike von der HA XX folgende Information zu dem „Hetzkommentar“ in der Zeitung „Die Welt“: „K. ist IM unserer Diensteinheit. Die in dem Artikel hervorgebrachten Behauptungen tragen offensichtlich verleumderischen Charakter. […] Der IM hat im Auftrag der Hauptabteilung II mehrfach Aufträge in Westdeutschland durchgeführt. Diese Aufträge waren jedoch so gehalten, daß eine Dekonspiration ausgeschlossen war.“25

In wenigen Fällen wurde die Stasi selbst sprachschöpferisch. Eine Neubildung ist das Wort „Kompromat“, eine synthetische Kreation aus „Komprimat“ und „kompromittieren“, mit der Bedeutung: „Sachverhalt aus dem Leben einer Person, der im Widerspruch zu gesellschaftlichen (juristischen, moralischen) Normen und Anschauungen steht, bei seinem Bekanntwerden zu rechtlichen oder disziplinarischen Sanktionen, zu Prestigeverlusten, zur öffentlichen Bloßstellung, zur Gefährdung des Rufes im Bekannten- und Umgangskreis führen würde. […] Bei der Gewinnung neuer IM, beim Herausbrechen von Personen aus feindlichen Gruppen, bei der Durchführung von Zersetzungsmaßnahmen mit Hilfe von K. werden diese bestehenden oder hervorgerufenen Rückversicherungs- und Wiedergutmachungsbestrebungen genutzt. Die Lösung dieser Aufgaben, vor allem bei Personen mit verfestigter antisozialistischer Einstellung, kann auch die Schaffung von wirksamen K. erforderlich machen.“26

Sonstige Bereicherungen der Lexik beschränken sich auf abscheuliche Komposita wie „Sachverhaltskerblochkartei“ u. ä. m. Wurden die Wörter zu lang oder führte der häufige Gebrauch zu Ermüdungserscheinungen, mußten Abkürzungen her, deren es wie im normalen DDR-Alltag sehr viele gab. GWW für: Grundlagen der wissenschaftlichen Weltanschauung, Kz 4.1.3. für: Kennziffer Isolierungslager (wobei den Tschekisten die Nähe des Kürzels für Kennziffer „Kz“ und dem Begriff „Isolierungslager“ offenbar gleichgültig war) oder POZW für: politisch-operatives Zusammenwirken.

Wie in den trostlosen Bleiwüsten des Zentralorgans der SED gab es auch bei den Tschekisten die Nominalkonstruktionen und Genitivgirlanden der Art: In Durchsetzung der Weisungen der Leitung zur Erhöhung und Entwicklung … etc.

Unübersehbar ist zudem die Militanz der Sprache, so als habe man sich permanent im latenten Kriegszustand befunden. Häufig benutzt wurden Worte wie „gezielt“, „zielsicher“, „Zielobjekt“, „Zielperson“, oder „zerschlagen“, „vernichten“, „liquidieren“, „ins Visier nehmen“, alles ist „Kampf“ und „Kampfauftrag“, auch die „Stoßrichtung“ ist klar, und an deren Ende steht der „Feind“ oder auch nur das „tschekistische Feindbild“, dessen Bosheit die „Kämpfer an der unsichtbaren Front“ offenbar bedurften, um auf den Gegner das eigene Böse zu projizieren und mögliche moralische Skrupel von vornherein fernzuhalten.

Entsprechend humorlos ging es zu. Wurden die Tschekisten jedoch witzig, glitt es geschwind ab ins Makabre. So vermerkte ein Offizier handschriftlich unter der kopierten Meldung „Uwe Johnson gestorben“ im „Tagesspiegel“ vom 14. März 1984: „Ja, wenn er sich verbessern kann!“27

Die Mixtur aus solch grausigem Zynismus und feindseliger Verachtung findet sich auch bei der Vergabe von Decknamen für die Operativen Vorgänge gegen „feindlich-negative“ Schriftsteller. Da gab es die Namen: „Schreiberling“, „Wildsau“, „Diversant“, „Besserwisser“, „Doppelzüngler“, „Hydra“, „Bleistift“, „Gully“, „Federkiel“, „Toxin“, „Schädling“, „Filou“ und „Mephisto“. Auch bei der Vergabe von Decknamen28 für die Spitzel waren die hauptamtlichen Mitarbeiter behilflich, fiel einem Kandidaten bei der Verpflichtung keiner ein. Hierbei griff man eher zum Erhabenen und verlieh den IM Namen wie „Villon“, „Hölderlin“, „Büchner“, „Hegel“, „Mozart“ und „Caroline Schlegel“ oder „Pergamon“, „Hyronimus“ und „Petrus“. Ein Germanist hieß „Faust“. Ein anderer gar „Goethe“.

Pejorationen finden sich bei Bezeichnungen literarischer Werke, insbesondere freilich bei kritischer Literatur, diese hießen bevorzugt „Machwerke“, „Pamphlete“, „Hetzschriften“, „als ,Gedichte‘ deklarierte Texte“ oder „Produkte dekadenter Lyrik“, die Verfasser nannte man „Literaten“, „sogenannte Schriftsteller“ oder „sogenannte Nachwuchsautoren“. Dieses Abwerten ist eine Folge der Selbstüberhebung derer, die sich als Sieger der Geschichte verstanden und die sich im Besitz der einzigen wissenschaftlichen, wahren und allmächtigen Weltanschauung wähnten, weshalb Andersdenkende für sie folgerichtig nur bösartig, verführt, dumm oder geisteskrank sein konnten.

Daß die aktenführenden Offiziere nicht selten mit der Orthographie auf Kriegsfuß standen (Beispiele: „Bestzeller“ für: Bestseller, „Potpüree“ für: Potpourri), sei nur am Rande vermerkt.

Doch hatten auch die Angehörigen des MfS ein Bedürfnis nach Festlichkeit, Reim und geblümter Rede, welches sie entweder selbst befriedigten oder von ausgesuchten Kulturschaffenden befriedigen ließen. Ihr offensichtlich starkes Verlangen nach verklärender Überhöhung fand seinen Ausdruck im selbstverliehenen Ehrennamen „Tschekist“, der eine nachgerade kultische Traditionslinie zu der 1917 von den Bolschewiki gegründeten Tscheka29 und deren erstem Führer, Feliks E. Dzier⌠y⏐ski, herstellte. Wo ihre eigene poetische Potenz endete, bedienten sie sich der Wortgewalt professioneller DDRDichter. Ein Brecht-Schüler faßte sie in die hochfahrende Metapher: „Unserm Wir mit allen Fasern verbunden / Bis zum innersten Ich – / Das bist du, Kosmonaut der stillen Erkundung!“30 Ein Nationalpreisträger reimte: „Wo Menschen in Verwirrung geraten, / da riecht Ihr den Braten, / und reißt sie zurück / mit äußerstem Geschick – / und schlagt den Verwirrern auf die Pfoten! / Schmutz ist verboten / in dieser Republik.“31

Auch betrieb das MfS eine eigene Dichterwerkstatt, die Kreisarbeitsgemeinschaft „Schreibende Tschekisten“, einer der Zirkelleiter war Lyriker und Präsidiumsmitglied des Kulturbundes der DDR mit Decknamen „Uwe“. In der Anthologie „Wir über uns“32 stehen martialische Verse wie diese: „Schwert der Partei, / dem tückischen Feind / entreißt du umbarmherzig die Maske, / legst seine Würgerhände bloß, / kommst dem heuchelnden Verräter / auf die Spur. / Die Scharten des Kampfes / machen dich nicht stumpf: / ständig erneuerst du dich. / Nur immer noch schärfer und stärker / kommen deine Schläge / aus der Unsichtbarkeit.“33 Neben demonstrativer Härte, selbstverliehenem Heroismus und romantischer Verklärung der Kundschaftertätigkeit findet sich auch Rührseliges, so im Gedicht „Mein Vati“: „Mein Vati ist Tschekist. / Noch werd ich nicht ganz schlau, / was er da alles ist, / doch eins weiß ich genau: / Er macht es sich im Dienst / zu keiner Stunde leicht / und freut sich jeden Tag, / wenn er recht viel erreicht.“34

Daß der Minderwert solcher Reimereien höheren Chargen im MfS durchaus bewußt war, belegt ein Schreiben, das der Leiter der Abteilung Agitation, Oberst Halle, am 19. November 1967 an Oberstleutnant Carlsohn, Sekretariat des Ministers, schickte, in dem er vorschlug, das Vorwort „in Anbetracht der Qualität“ nicht vom Genossen Minister, sondern lediglich vom 1. Sekretär der FDJ-Kreisleitung unterzeichnen zu lassen, „vorausgesetzt, es wird für wert erachtet, die Gedichtsammlung als Druck überhaupt herauszubringen“. Begründung: „Mit sehr geringen Ausnahmen handelt es sich bei den Gedichten um rein agitatorische Worthäufungen, die nicht als Lyrik bezeichnet werden können.“35

Von diesem seltenen Zeugnis ästhetischer Klarsicht jedoch abgesehen, verfügte das Ministerium für Staatssicherheit im allgemeinen und insbesondere in den operativen Diensteinheiten über wenig Einsicht in die Besonderheiten von Literatur und Kunst. Ästhetik war ihm zweitrangig, wenn nicht gänzlich unverständlich. In Zweifelsfällen befragte es seine inoffiziellen Experten: Schriftsteller, Germanisten, Literaturkritiker. Das MfSInstrumentarium war auf anderes geeicht. Die zuständige Untersuchungsabteilung HA IX formulierte es kurz und bündig so: „Das MfS ist kein Kulturinstitut, und die Mitarbeiter seines Untersuchungsorgans sind keine Kunstkritiker. Es geht – das ist besonders zu betonen – nicht darum, ob ein künstlerisches Produkt vom Inhalt und der Form, von der Themenwahl und der Gestaltung her gefällt oder nicht – es geht in der Untersuchungstätigkeit ausschließlich um die objektive Einschätzung der rechtlichen Relevanz eines Textes, eines Gedichtes, eines Bildes usw.“36

Mit diesen dürren Worten ist ein Grundton angeschlagen, und der Leser, so hoffe ich, vorbereitet, ihn für die Dauer der Lektüre zu ertragen.
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1. Der Auftrag


1.1. Die kulturpolitische Funktion des MfS

Im MfS-Wörterbuch wird die „Hauptaufgabe des MfS“ beschrieben als „die sich aus den Sicherheitserfordernissen der sozialistischen Gesellschaft und der Sicherheitspolitik der Partei ergebenden generellen Anforderungen an die Arbeit des MfS. Diese generelle Anforderung besteht in der Gewährleistung der staatlichen Sicherheit der DDR vor allen Angriffen innerer und äußerer Feinde.“1 Hier blieben die MfS-Wissenschaftler noch recht allgemein, wenngleich bemerkenswert ist, daß die inneren vor den äußeren Feinden genannt werden. Ein wenig präziser werden Sinn und Zweck des Sicherheitsapparates im dritten Absatz dieser Definition beschrieben: „Insgesamt muß die Erfüllung der H. des MfS zu Arbeitsresultaten führen, die geeignet sind, der Partei rechtzeitig strategische und taktische Informationen über den Gegner zur Verfügung zu stellen, den Feind in seinen Ausgangsbasen im Operationsgebiet aufzuklären, zu stören und zu bekämpfen, feindliche Machenschaften gegen die DDR zu verhindern, innere Feinde zu entlarven und die Sicherheit der DDR unter allen Lagebedingungen zu gewährleisten sowie Schäden und Schadenshandlungen durch Vorbeugung, höhere Wachsamkeit, Disziplin und Ordnung zu verhindern.“2 Unter dem Stichwort „Sicherheitspolitik, sozialistische“ wird der Auftrag des MfS eher verschwommen und beschönigend dargestellt, wenn es heißt, daß die Sicherheitspolitik „friedensschaffenden, friedenserhaltenden und friedensgebietenden Charakter“ besäße, „revolutionär-schützend“, dazu „humanistisch“, „internationalistisch“, „parteilich, objektiv und wissenschaftlich“ und „Ausdruck sozialistischer Gesetzlichkeit“ sei. Etwas konkreter wird es am Schluß: „Das MfS hat ausgehend vom einheitlichen Klassenauftrag der Partei an die Schutz- und Sicherheitsorgane vorrangig alle subversiven Angriffe des Gegners, insbesondere auf die Verteidigungsfähigkeit des Sozialismus, die störungsfreie Durchsetzung der ökonomischen Strategie der Partei und die ideologischen Grundlagen der Weltanschauung der Arbeiterklasse, vorbeugend zu verhindern, rechtzeitig aufzudecken und wirksam zu bekämpfen.“3

Dennoch werden die drei Hauptfunktionen des bürokratisch-militärisch organisierten MfS-Repressionsapparates nicht hinreichend deutlich, nämlich zugleich Nachrichtendienst (MfS-Kürzel: „Aufklärung“), politische Geheimpolizei (MfS-Kürzel: „Abwehr“) und juristisches Untersuchungsorgan (Strafverfolgung) gewesen zu sein. Das MfS verstand sich als „ausführendes Organ der Diktatur des Proletariats […] unter Führung der SED auf Grundlage der Beschlüsse der SED“,4 wobei das Idiom „Diktatur des Proletariats“ der geblümten Rede zuzurechnen ist, handelte es sich doch um die Diktatur der SED oder genauer: der SED-Führung, repräsentiert durch das Politbüro und den Apparat des Zentralkomitees der SED. Deren über vierzig Jahre fehlende demokratische Legitimation sowie die mangelnde und deshalb propagandistisch permanent beschworene Akzeptanz durch die Bevölkerung führte zu einer machtpolitischen Kompensation des Mißtrauens der vormundschaftlichen Partei gegenüber ihrem Mündel Volk, letztlich zu der wahnhaften SED-Sicherheitsdoktrin und dem unangemessenen Wuchern des Sicherheitsapparates.

Daß die Machtsicherung durch das MfS letztlich eine „zerstörerische Stabilisierung“5 war, da sie auch die dogmatische Starre und Reformunfähigkeit zementierte, ist eine der optimistisch stimmenden Erkenntnisse aus dem Untergang der DDR-Diktatur und ein schönes Beispiel für das Wirken einer Geschichtsdialektik, die sich auch gegen jene richtete, die sie ständig im Munde führten.

In der Verpflichtung, die jeder hauptamtliche Mitarbeiter des MfS zu unterzeichnen hatte, stand auf Seite 1: „Bei der Abgabe dieser Verpflichtung bin ich mir bewußt, daß das Ministerium für Staatssicherheit ein zuverlässiges und der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands treu ergebenes Organ des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Republik ist, in deren Auftrag es wichtige politisch-operative und militärische Aufgaben zur Festigung unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht und zur Sicherung des Friedens durchführt.“6

Da die SED nicht nur den politischen, sondern auch den ideologischen Führungsanspruch für sich reklamierte und rigoros durchsetzte, wirkte sich das auf den gesamten „gesellschaftlichen Überbau“ aus, darunter nicht zuletzt auf Kunst und Literatur. Auch und gerade dieser Bereich war durch das MfS abzusichern, weshalb das MfS einen spezifizierten Sicherheitsauftrag zur Durchsetzung der SED-Kulturpolitik und die entsprechenden, dafür zuständigen Diensteinheiten besaß. Dies war ab 1964 die „Linie XX“, verantwortlich für: Staatsapparat, Kirche, Kunst, Kultur und „politischen Untergrund“, sie war das Zentrum der nach innen gerichteten Repression. In Mielkes Befehl 20 /69 vom Juni 1969, der die Bildung der Abteilung XX /7 anwies, wird die sicherheitspolitische Bedeutung der Kultur unterstrichen: „Die Kultur in ihrer Gesamtheit, im besonderen Maße die Massenkommunikationsmittel, sind auf Grund ihrer Stellung im gesellschaftlichen Gesamtsystem, vor allem bei der politisch-ideologischen Bildung und Erziehung der Menschen, bedeutende Faktoren im Prozeß des Klassenkampfes zwischen Sozialismus und Imperialismus.“7 In der zu diesem Befehl gehörenden „Dienstanweisung 3/69 zur Organisierung der politisch-operativen Arbeit in den Bereichen der Kultur und Massenkommunikationsmittel“ wurden Sinn und Zweck der SED-Kulturpolitik so beschrieben: „Das strategische Ziel der sozialistischen Kulturpolitik besteht in der Herausbildung der sozialistischen Menschengemeinschaft und in der Schaffung der gebildeten sozialistischen Nation, die zugleich als Vorbild auf Westdeutschland und andere kapitalistische Länder ausstrahlt.“8 Die „Wirksamkeit unserer sozialistischen Ideologie“, verkündete Mielke in seinem Referat auf der Dienstkonferenz vom 13. Juli 1972, sei die „Kernfrage“ und der „rote Faden“, der sich durch alle Dokumente und Beschlüsse der Partei zur Kulturpolitik hindurchziehe, diese von der Partei vorgegebene „Linie und Aufgabenstellung“ gelte es mit den Mitteln und Methoden des MfS durchzusetzen.9 Dieser generelle kulturpolitische Auftrag des MfS wird detaillierter in der Planung für die Jahre 1986 bis 1990 unter Punkt 4.5. „Sicherung und Unterstützung der Kulturpolitik der Partei“ beschrieben: „Mit dem Ziel, die Durchsetzung der sozialistischen Kulturpolitik zuverlässig zu sichern und wirksam zu unterstützen, ist die politisch-operative Arbeit des MfS darauf auszurichten, – die gegnerischen Bestrebungen zur ideologischen Einflußnahme auf kulturpolitischem Gebiet rechtzeitig zu erkennen, sorgfältig zu verfolgen, zu analysieren und ihnen wirksam zu begegnen; – Versuche feindlich-negativer Kräfte, die Beschlüsse und Orientierungen der Partei, des Staates und kulturpolitischer Gremien zu ignorieren, zu unterlaufen bzw. zu verfälschen, aufzudecken und in geeigneter Form zurückzuweisen; – ein Wirksamwerden gegnerischer und feindlich-negativer, oppositioneller Kräfte im kulturpolitischen Bereich konsequent zu unterbinden.“10 Pointierter formulierte Mielke stets, wenn er vor seinen Tschekisten sprach, so auf der Delegiertenkonferenz der SED-Grundorganisation der HA IX vom 27. November 1985. Hier brachte er die dienende Rolle des MfS gegenüber der SED-Führung auf den prägnanten Satz: „Keine unserer Maßnahmen darf die Linie der Partei beeinträchtigen oder gar stören.“11 In einem Vortrag, der sich ausdrücklich auf diese ministerielle Vorgabe bezog, forderte der vortragende Spezialist der HA IX die „wirksamste Unterstützung und aktive Durchsetzung“ der SED-Kulturpolitik, der sich „alle Entscheidungen, Maßnahmen und Vorgehensweisen unterzuordnen“ hätten. Dieser Bereich sei besonders wichtig, aber auch besonders sensibel, da die „Kunst- und Kulturschaffenden der DDR“ im „Zentrum der feindlichen Angriffe“ ständen. Dem Gegner ginge es vor allem um „die Störung des Vertrauensverhältnisses und die Dokumentierung eines angeblichen Widerspruches zwischen der Partei und den Kunst- und Kulturschaffenden in der Darstellung eines angeblich in der DDR und anderen sozialistischen Staaten herrschenden Gegensatzes zwischen ,totalitärem Staat und künstlerischer Freiheit‘, zwischen ,Macht und Geist‘; die auf der Grundlage angestrebter ideologischer Einbrüche beabsichtigte Schaffung ideologischer Stützpunkte unter den Kunst- und Kulturschaffenden zur Verbreitung antisozialistischer, bürgerlicher Theorien, Lebensauffassungen und Wertvorstellungen als Ausgangspunkt für weitergehende subversive Handlungen, insbesondere für die Installierung und Formierung einer inneren Opposition in der DDR; den gezielten, organisierten und sowohl ideell als auch materiell unterstützten Mißbrauch der vielfältigen Formen künstlerischer Betätigung zu vielschichtigen, differenzierten und sowohl offenen oder auch verdeckten Angriffen gegen den Sozialismus als Gesellschaftsordnung insgesamt und gegen wesentliche Teilbereiche der gesellschaftlichen Verhältnisse; die internationale Diskreditierung der DDR und der Kulturpolitik der SED sowie der erforderlichen Maßnahmen des sozialistischen Staates zur Verhinderung des Mißbrauchs künstlerischer und kultureller Ausdrucksmittel.“12

Im MfS-Wörterbuch findet sich denn auch eigens das Stichwort „Kunst und Kultur, Mißbrauch“, unter dem es heißt: „Bestrebungen innerer und äußerer Feinde, den Bereich der Kunst und Kultur der sozialistischen Gesellschaft für die Durchführung politischer Untergrundtätigkeit u.a. vielfältige Formen der Feindtätigkeit, insbesondere für die Verbreitung antisozialistischer Auffassungen, Theorien, Plattformen, Konzeptionen u.a., zu mißbrauchen. Durch den Aufbau ideologischer Stützpunkte und verfassungsfeindlicher Zusammenschlüsse unter Kunst- und Kulturschaffenden sowie Mitarbeitern der Massenmedien versucht der Gegner, die Einflußmöglichkeiten dieser Bereiche auf die sozialistische Bewußtseinsbildung zu subversiven Zwecken zu mißbrauchen bzw. umzufunktionieren.“13

Daß sich diese Furcht spätestens ab 1968 zu einer nahezu paranoiden Wahnvorstellung auswuchs, belegt der Vortrag zum Thema „Die feindlichen Angriffe im Bereich von Kunst und Kultur“, den der altgediente Genosse Benno Paroch, der es immerhin bis zum stellvertretenden Leiter der HA XX brachte, auf einer Sitzung der MfS-Kreisleitung der SED am 12. Dezember 1968 hielt: „Der Feind ging bei der Organisierung der Konterrevolution und der Formierung seiner Kräfte immer von dem scheinbar unpolitischen Bereich der Kunst und Kultur aus und trug seine Angriffe auf die Grundlagen der sozialistischen Gesellschaftsordnung zunächst raffiniert getarnt vor. Beipiele hierfür bieten die Angriffe revisionistischer Elemente in den letzten Jahren in Ungarn, Polen und der CSSR. Fragen der Kultur sind Machtfragen [Hv. im Original]. Es besteht eine enge Wechselwirkung zwischen der Macht der Arbeiterklasse und der politisch-ideologisch-kulturellen Arbeit. Die Entwicklung und Festigung der Macht bedingt den Einsatz der politischen, ideologischen und kulturellen Potenzen. Andererseits ist eine richtige kulturpolitische Arbeit mit starker politisch-ideologischer Wirkung nur möglich bei voller Wahrnehmung der Macht. Hier beginnt bereits die Auseinandersetzung mit verschiedenen Intellektuellen, die einen Widerspruch zwischen ,Geist und Macht‘ konstruieren wollen, die Macht als etwas Feindliches ablehnen, für eine ,Freiheit der Kunst‘ und eine Spontaneität eintreten, in Wirklichkeit jedoch die Führung durch bürgerliche Kräfte meinen und somit bewußt oder unbewußt dem Klassenfeind in die Hände spielen.“14

Der Auftrag des MfS zur Sicherung der SED-Kulturpolitik wurde ideologisch verklärt als „Klassenauftrag“ und verstanden als Parteiauftrag. In der Praxis dehnten die hauptamtlichen Mitarbeiter der operativen Diensteinheiten diesen auch auf die „progressiven Kräfte“ aus. Bei der Werbung des IM-Kandidaten „Günter“, einer Schlüsselposition im Lektorat des Aufbau-Verlages Berlin und Weimar, argumentierten die Werber, Hauptmann Rolf Pönig und Hauptmann Peter Gütling von der HA XX / 7, im Oktober 1978 wie folgt: „Entsprechend des Auftrages der Partei, der sowohl für den Kandidaten als auch für das MfS gilt, diese Autoren15 wieder zu einem gesellschaftsgemäßen Verhalten zu veranlassen, müssen alle Kenntnisse und Erfahrungen genutzt werden, um diese Zielstellung systematisch zu realisieren. Für eine exakte Differenzierung unter diesen Schriftstellern erwartet das MfS vom Kandidaten, daß er sowohl seine Kenntnisse als auch seine Möglichkeiten zur Aufklärung der politischen Positionen, der Persönlichkeitsbilder, der Stärken, Schwächen oder ,wunden Punkte‘ sowie der literarischen und gesellschaftlichen Pläne und Absichten der betreffenden Schriftsteller nutzt, um mit Hilfe seiner Informationen und Hinweise die richtigen taktischen Schritte im Vorgehen und im möglichen Gewinnungsprozeß dieser Autoren festlegen zu können.“16

Derselbe Hauptmann Pönig sowie Hauptmann Nohl, beide effiziente Praktiker, jedoch theoretisch nicht sonderlich beschlagen, machten 1979 ihren Fachschulabschluß an der MfS-eigenen Juristischen Hochschule (JHS) und beschrieben in dieser Arbeit den Auftrag der die Literatur und Kunst bearbeitenden Diensteinheiten (und damit die Befürchtungen sowohl der Auftraggeberin SED und des Auftragnehmers MfS) zugleich bemerkenswert einfältig und prägnant:


„Zur Verwirklichung seiner feindlichen Pläne konzentriert sich der Gegner vorrangig auf Persönlichkeiten des gesellschaftlichen und kulturellen Bereichs. Das ist auch eine wichtige Lehre aus den konterrevolutionären Ereignissen von 1956 in Ungarn und 1968 in der CSSR. Er versucht, diese Personenkreise mit Hilfe der vielfältigsten subversiven Mittel und Methoden in Widersprüche zur Partei- und Staatsführung der DDR, zum real existierenden Sozialismus und zur marxistisch-leninistischen Weltanschauung zu bringen. Der Grund für das überaus starke Interesse feindlicher Geheimdienste und -zentren an diesem Personenkreis besteht in der Tatsache, daß es sich um Multiplikatoren der Ideologie handelt. Die imperialistischen Geheimdienste und Zentren der PID17 kalkulieren die Möglichkeiten von negativ beeinflußten Schriftstellern und anderen Künstlern und Kulturschaffenden als populäre, öffentlichkeitswirksame Verbreiter ideologischer Auffassungen und Anschauungen bewußt ein und hoffen auf deren Wirkung unter allen Klassen und Schichten der Bevölkerung unseres Staates. Gelingt es äußeren feindlichen Kräften, Personen aus diesem Bereich irrezuleiten, sie in der Endkonsequenz unter ihren Einfluß zu bringen und zu feindlichen personellen Stützpunkten auszubauen, ergeben sich für sie vielseitige Möglichkeiten der Verwirklichung ihrer subversiven Pläne, eine innere Opposition in der DDR und anderen sozialistischen Ländern zu schaffen. Das ist die Voraussetzung für die gegnerische Zielstellung, der Schaffung einer konterrevolutionären Situation.“18



Spätestens ab Ende der sechziger Jahre war die „Abwehrarbeit auf dem Gebiete von Kunst und Kultur“ ein „Schwerpunktbereich“ des MfS. In der „Diskussionsgrundlage für die Tagung des Wissenschaftlichen Beirates des Lehrstuhles Wissenschaftlicher Kommunismus zum Thema: Die Behandlung der Probleme der Kulturpolitik und deren aktuelle politische und politisch-operative Konsequenzen im Unterricht des Lehrstuhls Wissenschaftlicher Kommunismus“ der JHS vom 15. April 1980 wird der Kultur in ihrer Gesamtheit „eine immer größere Bedeutung“19 zugemessen. Zum Auftrag des MfS auf diesem Gebiet heißt es: „Der Beitrag der sozialistischen Sicherheitsorgane zur offensiven Durchsetzung der Kulturpolitik der Partei bei der weiteren Fortführung der Kulturrevolution ist somit eine ständige und in langfristigen, strategischen Etappen zu konzipierende politisch-operative Arbeit, die stets vom jeweiligen Entwicklungsstand auf kulturellem Gebiet und von den historisch-konkret stehenden Aufgaben, die die Partei formuliert, ausgehen muß.“20

Die Furcht und das Mißtrauen gegenüber Kunst und Literatur blieben bis zuletzt erhalten, da sie sich, wie die Pseudowissenschaftler der JHS meinten, „auf Grund der Spezifik ihrer Reflexion der objektiven Realität (Allegorien, Metapher, Fabelform, Entfremdungseffekte21 u. ä.) […] besonders gut für verdeckte und unterschwellige feindliche Angriffe“22 eigneten. Dem komme entgegen, „daß der Bewußtseinsstand der Kunst- und Kulturschaffenden sehr differenziert ist“, deshalb seien sie „Schwerpunkte bei der politisch-operativen Bearbeitung“. Das MfS habe, so lautet das Resümee, „einen maximalen Beitrag zur Durchsetzung der Kulturpolitik der Partei zu leisten“.23



1.2. Die kulturpolitische Machthierarchie

Dieses Kapitel ist als Lesehilfe gedacht und gibt einen Überblick über die kulturpolitischen und auf die Literatur bezogenen Gremien, Institutionen und Organisationen der SED und des Staates, der darin verantwortlichen Personen und das hierarchische Gefüge, das, wie in anderen Bereichen auch, nach dem Prinzip des „demokratischen Zentralismus“ funktionierte.24 Die zentrale und entscheidende Säule war der streng hierarchisch gegliederte Parteiapparat, dem die Säulen des Staatsapparates sowie die der gesellschaftlichen Organisationen, Institutionen (inklusive die Blockparteien) neben- und untergeordnet waren. Lediglich das militärbürokratisch strukturierte Ministerium für Staatssicherheit nahm in dem Machtgefüge der DDR eine Sonderstellung ein, da es de jure als „Organ des Ministerrates“ galt, de facto jedoch allein der Parteiführung unterstellt war: Auf Grund seines besonderen Auftrages und des exklusiven Unterstellungsverhältnisses durchdrang es alle gesellschaftlichen Bereiche sowohl vertikal als auch horizontal. Die Spitzen aller kulturpolitischen Ämter waren in der Regel mit SED-Mitgliedern besetzt, bis auf die Ausnahme der Blockparteien und mitunter in mehr repräsentativen Funktionen im kulturellen Bereich, wenn eine großzügige Bündnispolitik demonstriert werden sollte. Da auch die Verantwortlichen in staatlichen Einrichtungen Genossen waren und zudem in allen Einrichtungen Parteigruppen existierten, konnte man auf kurzem Wege – unter Genossen der alles entscheidenden Einheitspartei – staatliche Strukturen überbrücken. So war beispielsweise die HV Verlage und Buchhandel zwar nominell dem Ministerium für Kultur subordiniert, empfing in der Realität jedoch die entscheidenden Direktiven aus der Abteilung Kultur im Sekretariat des ZK. Salopp gesagt war letztlich „alles eins“, da die Partei sowohl das erste Wort führte als auch das letzte Wort behielt, und ein guter, multifunktionaler Genosse im Staatsapparat als Parteisoldat jederzeit auch im Parteiapparat hätte tätig werden können (und umgekehrt) und auch tätig wurde, wenn es die Partei so wollte.


	Das Politbüro



Das Politbüro der SED war die Spitze der bürokratischen Machtpyramide und oberstes Entscheidungsgremium mit sakrosankten Beschlüssen. Es existierte von 1949 bis 1989 und verstand sich als Kopf des Parteiorganismus, dessen Anordnungen die Glieder zu befolgen hatten. Diese Metapher, von Otto Grotewohl 1949 gewählt, ist bezeichnenderweise eine Analogiebildung zu staatstheoretischen Vorstellungen im Feudalabsolutismus, in dem der Landesfürst als der Kopf, der Hof als der Magen, die Steuern als die Speise und das Volk als die Glieder fungierten. Bei Gründung hatte das Politbüro sieben Mitglieder und zwei Kandidaten, wobei der Kandidat Anton Ackermann für Kultur und Parteischulen zuständig war. Innerhalb des Politbüros kam es wiederholt zu Machtkämpfen und Revirements. Ulbricht installierte bereits 1950 seine Jungvasallen Erich Honecker und Hermann Matern und entfernte bis 1953 die Altgenossen Anton Ackermann, Paul Merker und Franz Dahlem. Nachdem Honecker 1971 Ulbricht an der Parteispitze abgelöst hatte, holte er 1973 seine „FDJ-Fraktion“ ins Politbüro: Werner Felfe, Joachim Herrmann, Inge Lange, Konrad Naumann und Gerhard Schürer. Außerdem wurden 1971 Stasi-Chef Erich Mielke und 1973 Verteidigungsminister Heinz Hoffmann aufgenommen, womit der sicherheitspolitische Flügel ebenfalls integriert war. 1989 bestand das Politbüro aus 21 Mitgliedern und fünf Kandidaten, das Durchschnittsalter lag bei 67 Jahren. Das Politbüro tagte regulär einmal in der Woche, jeweils dienstags. Die Sitzungen waren, wie sich versteht, nicht öffentlich. Überflüssig zu sagen, daß es keine Kontrolle dieses Gremiums gab, weder durch die Partei noch durch staatliche Stellen, geschweige denn seitens des „Parlamentes“, der Volkskammer. Die Organisation übernahm das „Büro des Politbüros“. Das ebenfalls wöchentlich unter Leitung des SED-Generalsekretärs tagende ZK-Sekretariat, das den Staatsapparat anzuleiten hatte, diskutierte vorab weitreichende Beschlüsse des Politbüros und formulierte Beschlußvorlagen, weshalb das ZK-Sekretariat erheblichen Einfluß auf die Politbüro-entscheidungen hatte. Solch ein ZK-Sekretariat zu leiten bedeutete, im Politbüro zum inneren Zirkel der Macht zu gehören. In den fünfziger und sechziger Jahren unter Ulbricht waren dies Erich Honecker, Hermann Matern und Willi Stoph. Unter Honecker: Werner Felfe, Egon Krenz, Kurt Hager und Günter Mittag. Die Zuständigkeiten für kulturelle Fragen im Politbüro der siebziger und achtziger Jahre lagen vor allem bei vier der Spitzengenossen. Zum ersten bei Honecker selbst. Zum zweiten bei Kurt Hager (Politbüromitglied 1958 bis 1989), dem „Chefideologen“ der Partei und ZK-Sekretär für Kultur, Volksbildung und Wissenschaft. Sodann bei Joachim Herrmann, dem Zuchtmeister der Partei für die Medien. Und nicht zuletzt bei Erich Mielke, der über die entscheidenden Informationen auch aus dem kulturellen Bereich verfügte, diese seinen Politbürokollegen zukommen ließ bzw. seinen Generalsekretär nach den Politbürositzungen persönlich informierte.


	Das Zentralkomitee der SED



Dieses als „höchstes Organ der SED zwischen den Parteitagen“ definierte Gebilde existierte von 1950 bis 1989. 1950 hatte es 51 Mitglieder und 30 Kandidaten. 1989 zählte es 165 Mitglieder und 57 Kandidaten, der Altersdurchschnitt lag bei 64 Jahren. Das Zentralkomitee verstand sich als Versammlung der wichtigsten Partei- und Staatsfunktionäre der DDR. Ihm gehörten die Politbüromitglieder und -kandidaten an, die 1. Sekretäre der SEDBezirksleitungen, die Minister, deren Stellvertreter und Staatssekretäre, weitere Vertreter aus Partei und Staat, der Massenorganisationen, führende Funktionäre aus Wirtschaft und Wissenschaft, leitende Angehörige der bewaffneten Organe und nicht zuletzt neun Funktionäre der Künstlerverbände (darunter die Schriftsteller Gerhard Holtz-Baumert, Helmut Sakowski, Bernhard Seeger). Von 222 ZK-Angehörigen war tatsächlich einer praktizierender Arbeiter, was mit „Fug und Recht“ (eine Lieblingsfloskel Honeckers) erlaubte, von einer „Diktatur des Proletariats“ zu sprechen.

Die „Plenum“ oder „Tagung“ genannten Zusammenkünfte wurden vom Politbüro mit vorgegebener Tagesordnung einberufen, vom ZK-Sekretariat vorbereitet und vom ZK-Generalsekretär geleitet. Zwischen den Parteitagen gaben die Tagungen des ZK zu verschiedenen Politikbereichen die Linie der Partei verbindlich und von oben nach unten vor, so auch in der Kulturpolitik. Erinnert sei an das verheerende 11. Plenum von 1965, das eine zaghaft beginnende produktive Phase in Kunst und Literatur rigide unterband.

Dem Zentralkomitee war zur Leitung der laufenden Arbeit das Sekretariat des Zentralkomitees zugeordnet, dessen Sekretäre für bestimmte Aufgabenbereiche zuständig und verantwortlich waren (1954 gab es sechs Sekretäre, 1981 bereits elf). Der ZK-Apparat beschäftigte mehr als 2.000 Mitarbeiter in mehr als 40 Abteilungen und Arbeitsgruppen. Unter anderem verwaltete er die umfangreichen Besitztümer der SED, so die SEDeigenen Betriebe, zusammengefaßt in der VOB Zentrag (Zentrale Druckerei-, Einkaufs- und Revisionsgesellschaft), zu der neben der DEWAG (Deutsche Werbe- und Anzeigengesellschaft) und GENEX (Geschenkdienst GmbH) auch folgende belletristische Verlage gehörten: Aufbau-Verlag mit Rütten & Loening, Verlag Volk und Welt, Der Kinderbuchverlag Berlin, Mitteldeutscher Verlag Halle, Verlag Neues Leben Berlin, Kiepenheuer mit Diederich’scher Verlagsbuchhandlung, Henschel-Verlag, Altberliner Verlag und Eulenspiegel Verlag.

Generalsekretär war in den siebziger und achtziger Jahren Honecker mit dem „Büro Honecker“im Hause des ZK. Für die in diesem Zusammenhang interessierenden Geschäftsbereiche war Kurt Hager ZK-Sekretär für Kultur, Volksbildung und Wissenschaft, Joachim Herrmann für Agitation und Propaganda und Egon Krenz für Sicherheitsfragen. Kurt Hager unterstanden neben der Akademie für Gesellschaftswissenschaften, dem Institut für Marxismus-Leninismus, dem Institut für Internationale Politik und Wirtschaft, dem Zentralinstitut für Sozialistische Wirtschaftsführung, der Parteihochschule „Karl Marx“, dem Dietz-Verlag und der Redaktion der Zeitschrift „Einheit“ die Kulturkommission beim Politbüro sowie die Kommission der Leiter der gesellschaftswissenschaftlichen Institute und vier Abteilungen seines ZK-Sekretariats. Darunter die Abteilung Kultur, die Ursula Ragwitz von 1976 bis 1989 leitete (Vorgänger von ihr waren u.a.: Wilhelm Girnus 1953 bis 1955, Arno Hochmuth 1966 bis 1972, Hans-Joachim Hoffmann, später Minister für Kultur, 1972 bis 1973). Solch ein Abteilungsleiter rangierte im DDR-Reglement vor Mitgliedern des Ministerrates und hatte real mehr exekutive Macht als ein Minister. In einem „Kaderauftrag“ vom 16. Dezember 1968 bescheinigte Major Henoch, Leiter der Abteilung XX der BV Cottbus, Ursula Ragwitz, die damals noch Apel hieß,eine nahezu lupenreine Parteivergangenheit, die sie für höhere Aufgaben prädestinierte: SED-Mitglied seit 1946, ab 1963 Abteilungsleiterin für Kultur beim Rat des Bezirkes Cottbus, allzeit gute Einsatzbereitschaft und guter Leumund, keine Verbindungen ins kapitalistische Ausland, Fazit: „Von unserer DE [Diensteinheit] ist die A. lediglich als Geheimnisträger erfaßt. Es besteht zu ihr ein guter offizieller Kontakt. Gegen den vorgesehenen Einsatz der A. bestehen unsererseits keine Bedenken.“25


	Bezirks- und Kreisleitungen der SED



Der zentralistische Parteiapparat setzte sich, territorial nach Bezirken und Kreisen geordnet, konsequent nach unten in den Bezirksleitungen und Kreisleitungen der SED fort. Die kooperierten auf dieser Ebene mit den staatlichen Räten des Bezirkes oder Kreises und Bezirksverwaltungen für Staatssicherheit beziehungsweise mit den Kreisdienststellen des MfS. Für Autoren, Bezirksschriftstellerverbände, Verlage und andere literarische Einrichtungen waren die entsprechenden Abteilungen Kultur zuständig, in denen in der Regel die typischen hauptamtlichen „Kader der mittleren Ebene“ saßen, ideologisch wohl gefestigt, doch literarisch mäßig beschlagen. Sie kooperierten mit der entsprechenden „Linie Schriftsteller“ im MfS, den Referaten 7 der Abteilung XX.

Diesem superioren Parteiapparat war der Staatsapparat nebengeordnet, in dem das Ministerium für Kultur als Fachministerium innerhalb des Ministerrates der DDR die oberste kulturpolitische Behörde darstellte.


	Ministerium für Kultur (MfK)



Das MfK wurde am 7. Januar 1954 gebildet und übernahm bis 1957 sukzessive die Aufgaben seiner Vorgänger: des Amtes für Literatur und Verlagswesen, der Staatlichen Kommission für Kunstangelegenheiten und des Staatlichen Komitees für Filmwesen. Es fungierte als zentrales staatliches Organ zur Sicherung der von der Partei vorgegebenen Kulturpolitik und gliederte sich in Hauptverwaltungen, Hauptabteilungen und Abteilungen für folgende Bereiche: Literatur und Literaturpolitik, Verlagswesen und Buchhandel, Filmwesen, Theater, Musik, angewandte und bildende Kunst, Unterhaltungskunst, Volkskunst und Veranstaltungswesen. Einige Einrichtungen waren dem MfK direkt unterstellt, wie beispielsweise das Deutsche Theater, die Deutsche Staatsoper Berlin, die Staatlichen Museen in Berlin und Dresden. Zudem übte es die Aufsicht über die künstlerischen Ausbildungsstätten und Kunsthochschulen aus (darunter das Zentralinstitut für Bibliothekswesen in Berlin und das Institut für Literatur „Johannes R. Becher“ in Leipzig), leitete verschiedene Kulturinstitute an und verwaltete den Kulturfonds.

Die Kulturminister der DDR: Johannes R. Becher (1954 bis 1958), Alexander Abusch (1958 bis 1961), Hans Bentzien (1961 bis 1966), Klaus Gysi (1966 bis 1973), Hans-Joachim Hoffmann (1973 bis 1989), Dietmar Keller (1989 bis 1990). Sie alle waren, versteht sich, Mitglieder der SED. Lediglich der letzte Kulturminister der DDR, Herbert Schirmer, war, nach der ersten freien Wahl, Mitglied der CDU. Dem Minister unterstanden mehrere Staatssekretäre, außerdem mehrere stellvertretende Minister (so Siegfried Wagner 1966 bis 1984), wozu die beiden Leiter der Hauptverwaltungen gehörten, zuletzt Klaus Höpcke (HV Verlage und Buchhandel) und Horst Pehnert (HV Film). Der Minister war automatisch Mitglied des ZK der SED und de facto Kurt Hager und der Kulturabteilung des ZK untergeordnet.


	Hauptverwaltung für Verlage und Buchhandel



Die 1963 unter diesem Namen gegründete und bis 1989 bestehende Einrichtung beeinflußte die Literaturentwicklung in der DDR umfassend und direkt. Deren oft umstrukturierte Vorläufer waren: Anfang der fünfziger Jahre das Amt für Literatur (angeleitet vom ZK der SED, Sektor Verlage), ab Mitte 1956 die Hauptverwaltung Verlagswesen, von 1958 bis 1963 die Abteilung Literatur und Buchwesen. Im Statut des Ministeriums für Kultur von 1957 waren auch die Aufgaben im Verlagswesen festgelegt worden: „Leitung des volkseigenen Verlagswesens;Koordinierung, Bestätigung und Kontrolle der Jahresthemenpläne, der Perspektivplanung wie der Papierplanung aller Buch-, Zeitschriften- und Formularverlage sowie des Bereiches der ,nichtlizenzpflichtigen Druckerzeugnisse‘; Regelung der Gesamtstruktur des Verlagswesens und der Profilierung der Verlage sowie Entwicklung der Verlagsökonomik; Lizenzierung von Verlagen und Zeitschriften; Aufsicht über die Arbeit des Buchhandels der Deutschen Demokratischen Republik (einschließlich Kommissionshandel und Export); Förderung und Koordinierung der westdeutschen und Auslandsbeziehungen des Verlagswesens und Buchhandels; Sicherung der ausreichenden und rationellen Versorgung mit ausländischer Literatur sowie Überwachung ihrer Verwendung durch die Bedarfsträger.“26 Eine der wichtigsten, in diesem Statut unerwähnten Aufgaben war das „Erteilen der Druckgenehmigung“27, vulgo: das Ausüben der direkten Zensur (diese Aufgabe hatte im Amt für Literatur die Abteilung Begutachtung wahrgenommen) und das Festlegen der Auflagenhöhe. Damit war diese Hauptverwaltung eine mit weitreichenden Kompetenzen ausgestattete zentrale Steuerungs- und Zensurbehörde, ihr Leiter in Personalunion DDRChefverleger und Oberzensor mit erheblicher exekutiver Gewalt. Freilich vermied man den Ruch der Zensur und suchte sich als Partner der Literatur darzustellen. Insonderheit der letzte Leiter, Klaus Höpcke, der sich als scharfmacherischer Redakteur des SED-Zentralorgans „Neues Deutschland“ für diesen Posten empfohlen hatte, stellte sich in der Öffentlichkeit gern als literatur- und autorenfreundlicher „Buchminister“ dar. Da es im Parteiapparat unter den führenden Genossen Dogmatiker gab, die jegliche Detailkritik in der Literatur bereits als Sakrileg betrachteten, der Leiter der HV jedoch das kritische Potential aus der Praxis kannte und zumindest teilweise abzubauen versuchte, geriet selbst er bisweilen unter poststalinistischen Druck. Bei Veranstaltungen des Schriftstellerverbandes wie auf dessen Präsidiumssitzungen war Höpcke Dauergast. Über ihn lief ein enger offizieller Kontakt zur HA XX /7 des MfS, sein hauptamtlicher Kontaktpartner war Stasi-Offizier Peter Gütling. Da die HV im Laufe ihres Bestehens und in Abhängigkeit von der Kulturpolitik sich des öfteren strukturell und funktionell wandelte, sei hier nur auf zwei für die DDR-Literatur bedeutsame Sektoren bzw. Abteilungen verwiesen: die Abteilung Belletristik, Kunst- und Musikliteratur und den Sektor DDR-Literatur, Kinder- und Jugendliteratur. Leiter der HV im Rang eines stellvertretenden Ministers für Kultur war von 1973 bis 1989 Klaus Höpcke, seine Vorgänger waren: Fritz Apelt, Karl Wloch, K. Hagemann, Karl Böhm, Oskar Hofmann, Dr. Seidel und Bruno Haid.


	Büro für Urheberrechte



Dieses dem Minsterium für Kultur unterstellte Büro nahm am 1. Januar 1957 seine Tätigkeit auf. Sein erster Direktor, Anselm Glücksmann, beschrieb dessen Funktion so: „Aufgabe des Büros wird es sein, die Verlage in doppelter Beziehung zu unterstützen und zu entlasten: im Hinblick auf die Zusammenarbeit mit dem Autor einerseits und mit anderen Verlagen oder Stellen, die Autoren vertreten oder Verlagsrechte vermitteln, andererseits.“28 Der eigentliche Anlaß für die Gründung, ein eklatanter Valutamangel, wurde nur am Rande erwähnt. Neben dieser primär ökonomischen Funktion der Devisenerwirtschaftung, die es bis 1989 wahrnahm, hatte das Büro auch eine zentrale Kontrollfunktion, indem es die Meldepflicht für alle Verträge mit dem Ausland einführte, diese prüfte und genehmigte sowie alle Valuta- und Transferfragen bearbeitete. Mit dem „Gesetz über das Urheberrecht“, das am 1. Januar 1966 in Kraft trat, verfügte das Büro über eine gesetzliche Grundlage. In der Praxis wirkte das BfU auch als Steuerungs- und Zensurbehörde für Manuskripte, die genehmigt außer Landes gehen sollten, denen im Falle eines politisch anstößigen Inhalts jedoch die Genehmigung zur Ausfuhr und zum Vertragabschluß verweigert wurde. Buchautoren in der DDR waren verpflichtet, bei diesem Büro, das unter Schriftstellern deshalb „Büro für Urheberpflichten“ hieß und von Stefan Heym vor seinem Ausschluß aus dem DDR-Schriftstellerverband 1979 als „Messer an der Kehle der Schriftsteller“ charakterisiert worden war, eine Genehmigung einzuholen. Wer diese Genehmigung verabsäumte oder deren Auflagen nicht befolgte, riskierte die Kollision mit dem Devisengesetz der DDR, das bei entsprechender „politischer Zweckmäßigkeit“ in engem Zusammenwirken mit der HV Verlage und Buchhandel und dem MfS zur Disziplinierung auch angewandt wurde. Direktor des Büros in den siebziger und achtziger Jahren war Karl Adolf.


	Akademie der Künste der DDR



1950  zunächst als Deutsche Akademie der Künste von Becher, Brecht, Kellermann, Eisler u.a. als Rechtsnachfolgerin der Preußischen Akademie der Künste gegründet, nannte sie sich ab 1974 Akademie der Künste der DDR. Sie war in vier Sektionen gegliedert, denen jeweils ein Sektionssekretär vorstand: Literatur und Sprachpflege, Bildende Kunst, Darstellende Kunst und Musik. Das Präsidium der Akademie bestand aus dem Präsidenten, den Vizepräsidenten, den Sektionssekretären und dem Generaldirektor. Neugewählte Mitglieder bedurften der Bestätigung durch den Vorsitzenden des Ministerrates der DDR, dem die Akademie zugeordnet war. Einzelne kritische Akademiemitglieder standen seit Gründung im Kampf gegen dogmatische SED-Kader innerhalb und außerhalb der Akademie. Die AdK bildete Meisterschüler aus, vergab u.a. den angesehenen „Heinrich-Mann-Preis“, gründete mehrere Institute für Erbeforschung, organisierte Ausstellungen und literarische Veranstaltungen, betreute Archive und Nachlässe und gab u.a. die Zeitschrift „Sinn und Form“ (seit 1950) heraus. Präsidenten waren: Arnold Zweig (1950 – 1953), Johannes R. Becher (1953 – 1956), Otto Nagel (1956 – 1962), Willi Bredel (1962 –1964), Konrad Wolf (1965 –1982), Manfred Wekwerth (1983 – 1990), Heiner Müller (1990 bis 1992). Der internationalen Ausstrahlung und der teils nonkonformen Mitglieder wegen widmete das MfS der Akademie große Aufmerksamkeit und ging in den siebziger und achtziger Jahren verstärkt dazu über, inoffizielle Mitarbeiter in Schlüsselpositionen zu installieren.


	PEN-Zentrum der DDR



1951 spaltete sich das 1949 gegründete Deutsche PEN-Zentrum in ein Deutsches PEN-Zentrum der Bundesrepublik und ein Deutsches PEN-Zentrum Ost und West, das sich 1967 in PEN-Zentrum der DDR umbenannte. Arnold Zweig wurde dessen erster Präsident (vormals auch Präsident des Ost-West-Zentrums),Vizepräsident Heinz Kamnitzer. Es war eine exklusive, geschlossene Gesellschaft, die sich, ähnlich wie die Akademie der Künste, der Angriffe und Eingriffe kulturpolitischer Dogmatiker zu erwehren hatte. Ob dieser PEN-Club unter den Rahmenbedingungen einer Diktatur die Charta des internationalen PEN erfüllt hat, ob er als „Kulturdiplomat“ zum außenpolitischen Erfüllungsgehilfen der SED degradiert und von MfS und KGB zur Bearbeitung des internationalen PEN instrumentalisiert worden ist oder ob der Widerspruch zwischen den offiziellen Repräsentanten und einzelnen integren Mitgliedern eine differenzierte Bewertung zuläßt, wird die genauere Erforschung seiner Geschichte erweisen. Gewähltes Mitglied des DDR-PEN war ab 1987 auch der Oberzensor der DDR, Klaus Höpcke: ein evidenter Verstoß gegen die PEN-Charta. Langjähriger Präsident nach Arnold Zweig war Heinz Kamnitzer alias IMB „Georg“29 von 1970 bis 1989, ein Mann der SED und des MfS in „Schlüsselposition“, dem weitere Kombattanten national wie international zur Seite standen. Die Generalsekretäre der siebziger und achtziger Jahre: Werner Ilberg (1971 bis 1974), Henryk Keisch (1974 –1985), Walter Kaufmann (1985 – 1993).


	Schriftstellerverband der DDR



1950 zunächst als Deutscher Schriftstellerverband im Kulturbund zur demokratischen Erneuerung Deutschlands gegründet, konstituierte sich dieser Verband 1952 als selbständiger Künstlerverband und benannte sich 1973 um in Schriftstellerverband der DDR. Mitglied konnten Verfasser belletristischer Werke aller Genres, Übersetzer, Herausgeber, Literaturkritiker, Essayisten und Literaturwissenschaftler werden, außerdem Personen, die sich „in besonderer Weise um die Förderung der Literatur verdient“ gemacht hatten, wodurch auch Kulturfunktionäre Mitglied werden konnten und wurden. Höchstes Organ waren die Kongresse, die anfangs konzeptionell von Konferenzen des Kulturbundes und später von Tagungen des ZK der SED vorbereitet wurden. Von 1947 bis 1989 fanden insgesamt zehn solcher Kongresse jeweils in Ostberlin statt. Auf ihnen wurde der zentrale Vorstand gewählt (1987 gehörten ihm 121 Mitglieder an, einschließlich Bezirksvorsitzende und elf Ehrenmitglieder). Dieser Zentralvorstand wählte den Präsidenten (Anna Seghers 1952 – 1978, Hermann Kant 1978 – 1989), die Vizepräsidenten und weitere Präsidiumsmitglieder. Die mögliche Höchstzahl des Präsidiums wurde 1987 von bisher 16 auf 20 erhöht. 1969 gehörten dem Präsidium elf Mitglieder an, 1987 bereits 19. Der Vorstand berief ebenfalls die verbandsinternen Kommissionen und Aktivs. 1987 gab es die Solidaritätskommission, die Rechtskommission, die Kommission für Internationale Beziehungen, die Nachwuchskommission, die Auftrags- und Stipendienkommission und die Sozialpolitische Kommission sowie die Aktivs Literaturkritik, Literatur und Umwelt, Literarische Publizistik, Lyrik bzw. Lyrik in den Kämpfen unserer Zeit, Dramatik, Literarische Übersetzer, Utopische Literatur, Kriminalliteratur, Kinder- und Jugendliteratur, Literatur und Landesverteidigung.

Die enge Anbindung an die SED kam in folgendem Passus des 1973 beschlossenen Statuts zum Ausdruck: „Die Mitglieder des Schriftstellerverbandes der DDR anerkennen die führende Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei in der Kulturpolitik. Sie bekennen sich zur Schaffensmethode des sozialistischen Realismus. Sie treten entschieden gegen alle Formen der ideologischen Koexistenz und das Eindringen reaktionärer und revisionistischer Auffassungen in die Bereiche der Literatur auf.“30 Territorial gliederte sich der Verband in Bezirksverbände, die jeweils einen Vorsitzenden, einen Vorstand, ein Sekretariat und einen Parteisekretär hatten. Der Berliner Bezirksverband war der mitgliederstärkste, langjähriger Vorsitzender war der Schriftsteller-Funktionär Günter Görlich, hauptamtlicher Parteisekretär Sepp Müller. Dem zentralen Sekretariat, das 1989 über 81 Planstellen verfügte, stand der 1. Sekretär vor, dies war von 1966 bis 1990 Gerhard Henniger. Als Nomenklaturkader des ZK der SED hatte er die Aufgabe, die Parteibeschlüsse „gründlich auszuwerten“ und mit dieser vorgegebenen Linie folgende Abteilungen anzuleiten: Literaturabteilung, Abteilung Internationale Beziehungen, Sozialpolitik / Kader, Organisation und Finanzen. Denen standen Sekretäre bzw. Abteilungsleiter vor. Der Schriftstellerverband war hochsubventioniert. 1989 erhielt er aus dem Staatshaushalt 2.525.000 Mark und Zuschüsse von der Anstalt zur Wahrung der Aufführungsrechte und dem Kulturfonds der DDR in Höhe von 341.000 Mark, 1989 betrug der Gesamthaushalt 3.048.000 Mark.

Der Verband betrieb ein eigenes Erholungsheim in Petzow bei Potsdam sowie ab 1979 das „Otto-Grotewohl-Haus“ in Berlin-Pankow, vergab und vermittelte Stipendien, Kuren, Wohnungen und andere soziale Zuwendungen und Vergünstigungen, betrieb Nachwuchsförderung, organisierte öffentliche Lesungen, Buchbasare sowie als Mitbeteiligter die jährlich stattfindende „Woche des Buches“. Zudem bearbeitete er die Anträge auf Auslandsreisen, die er ablehnte oder befürwortete, bevor SED und MfS endgültig darüber entschieden. Seit 1953 erschien die vom Schriftstellerverband herausgegebene literarische Monatsschrift „neue deutsche literatur“ („ndl“), deren Chefredakteur ex officio Mitglied des Präsidiums war. Chefredakteure waren u. a.: Wolfgang Joho 1960 – 1966, Werner Neubert 1966 – 1974, Walter Nowojski 1975 – 1990. Funktionell bewegte sich dieser Verband zeit seiner Existenz im Spannungsfeld der ihm zugedachten Rolle als „Transmissionsriemen der Partei“ und einer mal mehr, mal weniger deutlichen gesellschaftlichen Interessenvertretung der Autoren. Auf Grund seiner zentralen Bedeutung widmete ihm das MfS als Kontrollobjekt große Aufmerksamkeit und führte zahlreiche offizielle und inoffizielle Kontaktpartner auf allen Ebenen, die nicht nur Informationen gaben, sondern nachweisbar aktiven Einfluß auf die inhaltliche Arbeit des Verbandes nahmen.

Neben den vorgenannten existierten noch etliche andere Institutionen, die sich mit Literatur befaßten. Von den wichtigeren seien genannt:


	Institut für Literatur „Johannes R. Becher“



Diese 1955 nach dem sowjetischem Vorbild des Literaturinstitutes „Maxim Gorki“ in Moskau (der einzigen Analoggründung im Ostblock) und auf Betreiben Alfred Kurellas gegründete Ausbildungsstätte für den schriftstellerischen Nachwuchs erhielt 1958 den Hochschulstatus und nach Bechers Tod 1959 dessen Namen. In Vorlesungen und „schöpferischen Seminaren“ (unterschieden nach den literarischen Gattungen) wurde eine „ideologische und künstlerische Ausbildung“, wie es in der Verordnung über die Bildung des Instituts vom 3. Februar 1955 hieß, theoretisch wie praktisch gegeben: Literaturgeschichte, Kulturwissenschaft, Stilistik, Literaturkritik, Kunst- und Musikgeschichte und, last, but not least, Marxismus-Leninismus. Praktika absolvierten die Studenten zumeist in den Braunkohletagebauen der Umgebung Leipzigs. Neben dem (zunächst ein-, dann zwei- und schließlich dreijährigen) Direktstudium (ca. 20 Studenten, die nach Abschluß ein Diplom erhielten) gab es das (zwei- bzw. dreijährige) Fernstudium (ca. 60 Studenten), einjährige Weiterbildungskurse für etablierte Schriftsteller (Sonderkurse) und Weiterbildungskurse für Deutschlehrer oder schreibende Arbeiter. Bis Anfang der neunziger Jahre wurden annähernd 1.000 Direkt- und Fernstudenten ausgebildet. Daneben gab es ab 1969 zweijährige Aspiranturen und Sonderlehrgänge, in denen bereits „arrivierte“ Autoren fortgebildet wurden. Von den Absolventen konnte sich jeweils nur ein geringer Teil als Schriftsteller profilieren (darunter Erich Loest, Ralph Giordano, Fred Wander, Adolf Endler, Sarah Kirsch, Rainer Kirsch, Heinz Czechowski, Werner Bräunig, Karl-Heinz Jakobs, Gerti Tetzner, Richard Pietraß, Kerstin Hensel, Kurt Drawert). Aus politisch-ideologischen Gründen wurden u. a. exmatrikuliert: Andreas Reimann, Gert Neumann, Dieter Mucke, Martin Stade, Paul Gratzik, Helga M. Novak. Auch Dozenten wurden gemaßregelt, so etwa Werner Bräunig. Bei der Immatrikulation und der Kontrolle des Lehrbetriebes spielte neben der Partei auch das MfS eine nicht geringe Rolle.

Direktoren: Alfred Kurella (1955 – 1957), Max Zimmering (1957 – 1964),Max Walter Schulz (1964 – 1983), Hans Pfeiffer (1985 – 1989), Helmut Richter (1990 – 1992), Peter Gosse (1992 – 1993). Dozenten und Oberassistenten waren u. a.: Georg Maurer (Lyrik), Werner Bräunig (Prosa), Hans Pfeiffer (Dramatik), Gerhard Rothbauer (Stilistik / Weltliteratur), Trude Richter (Sowjetliteratur), Peter Gosse (Lyrik), Marianne Schmidt (Literaturkritik).


	Institut für marxistisch-leninistische Kultur- und Kunstwissenschaft an der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED



Dieses dem ZK-Sekretariat für Wissenschaft und Kultur unterstellte und dem Politbüro rechenschaftspflichtige Institut arbeitete kulturpolitische Vorlagen sowie zentrale Analysen zur Literaturentwicklung in der DDR aus und begutachtete auch die Forschungsvorhaben anderer literaturwissenschaftlicher Einrichtungen. Ihr langjähriger Leiter Hans Koch (1956–1963 als Lehrstuhlleiter, 1977–1986 als Institutsdirektor) galt als dogmatischer SEDBeckmesser. Nach dessen Tod 1986 übernahm Horst Haase die Leitung.


	Zentralinstitut für Literaturgeschichte an der Akademie der Wissenschaften der DDR (ZIL)



Dieses Ende der sechziger Jahre gegründete Zentralinstitut gehörte zum Forschungsbereich Gesellschaftswissenschaften der Akademie der Wissenschaften der DDR. Ihm standen im Laufe seiner Existenz als Direktoren die Professoren Werner Mittenzwei, Gerhard Ziegengeist und Manfred Naumann vor. Der Bereich Deutsche Literaturgeschichte wurde u.a. von den Professoren Hans Kaufmann und Dieter Schlenstedt geleitet. Dessen Forschungskonzeptionen und -ergebnisse wurden in den siebziger und achtziger Jahren zeitweise vom ZK-Institut als „elitär“ beargwöhnt und kritisiert und von parteikonformen Literaturwissenschaftlern wie Anneliese Löffler (die in Volker Brauns Roman „Hinze und Kunze“ als „Frau Professor Messerle“ auftritt) bei der Partei als „revisionistisch“ denunziert.


	Freie Deutsche Jugend (FDJ)



Auch die FDJ nahm Einfluß auf die Kulturpolitik. Zum einen durch sogenannte Kulturkonferenzen, die sich durch eine geistig schlichte, aber kämpferische Haltung auszeichneten, zum anderen durch die gezielte Förderung junger schriftstellerischer Talente, wozu dieser mächtigen Organisation, die als „Kaderreserve der Partei“ fungierte, zahlreiche Möglichkeiten zur Verfügung standen: die Einflußnahme auf Kultur- und Klubhäuser (Ende 1983: 8.865 Jugendklubs mit 70.000 ehrenamtlich Beschäftigten), die Bezirksliteraturzentren und den Verlag Neues Leben, der sich programmatisch „Verlag für kommunistische Jugenderziehung“ nannte, die gezielte Förderung des erwünschten Nachwuchses durch Veranstaltungen wie beispielsweise das ab 1970 jährlich stattfindende „Poetenseminar“ in Schwerin und durch die Vergabe des Kunstpreises der FDJ (Erich-Weinert-Medaille), Studienreisen und Stipendien. Mit dem Buchclub 65 verfügte die FDJ auch über eine eigene Buchgemeinschaft.


	Die Blockparteien



Innerhalb der Vereinigungen organisationseigener Betriebe (VOB) unterhielten die Blockparteien auch belletristische Verlage. Die LDPD den Buchverlag Der Morgen, die CDU den Union Verlag, die NDPD den Verlag der Nation. Da diese Parteien keine eigenständige Politik betrieben, brachten sie auch keine SED-unabhängige, alternative Kulturpolitik hervor. Allerdings gab es zeitweise in deren belletristischen Verlagen größere Spielräume als in den von der SED direkt kontrollierten Verlagshäusern.


	Kulturbund der DDR



Diese von 1945 bis 1990 bestehende kulturpolitische Massenorganisation hatte nach dem Krieg zunächst interzonalen und überparteilichen Charakter, geriet jedoch zunehmend unter die Kuratel der SED, die ihm eine bündnispolitische Funktion zumaß und die Leitungsebenen mit ihren Kadern besetzte. Auch der langjährige 1. Sekretär des Schriftstellerverbandes der DDR, Gerhard Henniger, begann dort seine Nomenklaturkarriere. In den „Klubs der Intelligenz“, besonders im zentralen Klub der Kulturschaffenden „Johannes R. Becher“ in Berlin-Mitte, fanden zahlreiche literarische Veranstaltungen statt. Literarische Interessen innerhalb der zahlreichen Gesellschaften und Arbeitsgemeinschaften vertrat die Pirckheimer-Gesellschaft zur Pflege des schönen Buches. Zwar bestanden innerhalb des Kulturbundes auch sogenannte Zentrale Kommissionen für Literatur, bildende Kunst, Musik, Film und Fernsehen, doch gingen von ihnen keine spürbaren Impulse aus. Präsidenten waren: Johannes R. Becher (1945 – 1958), Max Burghardt (1958 – 1977), Hans Pischner (1977 – 1990). Generalsekretär war von 1957 bis 1990 Karl-Heinz Schulmeister. Als Vizepräsidenten fungierten auch einige parteigetreue Schriftsteller, so Uwe Berger, Anna Seghers, Helmut Sakowski und Paul Wiens. Zum Kulturbund gehörte der bereits 1945 gegründete Aufbau-Verlag (nacheinander geleitet von: Kurt Wilhelm, Erich Wendt, Walter Janka, Klaus Gysi, Fritz-Georg Voigt, Elmar Faber) und die 1946 gegründete Wochenzeitung „Sonntag“.


	Das MfS



Die Anleitung und Kontrolle der Staatssicherheit oblag der Abteilung für Sicherheitsfragen im ZK der SED und namentlich dem dafür zuständigen Sekretär. Das Statut des MfS von 1969 benannte es als „Sicherheits- und Rechtspflegeorgan“, das, in dieser Reihenfolge, auf der Basis des SED-Programms, der Beschlüsse des Politbüros und des Zentralkomitees sowie der Verfassung, der Gesetze und anderer staatlicher Normen der DDR wirksam wurde.31 Außer dem Politbüro und der ZK-Abteilung für Sicherheitsfragen war das MfS niemandem rechenschaftspflichtig, und doch war die Bindung an die SED durch die nahezu hundertprozentige Mitgliedschaft der MfS-Mitarbeiter in der SED, eine eigene SED-Kreisleitung innerhalb des MfS und die personelle Verquickung der Führungskader der Partei und des MfS auf den jeweiligen Ebenen allzeit derart eng, daß der selbstverliehene Ehrentitel „Schild und Schwert der Partei“ den tatsächlichen Auftrag und die Funktion des MfS als wichtigste Stütze der SED-Diktatur noch immer am trefflichsten bezeichnet. Die personelle und strukturelle Vernetzung Partei, Staat und Staatssicherheitsdienst mit klaren Prioritäten setzte sich konsequent nach unten fort, ablesbar in der Besetzung der Einsatzleitungen, von der Zentralen Einsatzleitung über die Bezirks- bis hin zur Kreiseinsatzleitung, die jeweils unter der Führung des 1. SED-Parteisekretärs die jeweiligen Leiter der staatlichen Verwaltungen, der Armee, der Volkspolizei und des MfS vereinte. Das 1950 gegründete und ständig gewachsene32 MfS selbst gliederte sich zuletzt in fünf Zuständigkeitsbereiche, die von Minister Mielke und seinen vier Stellvertretern Mittig, Neiber, Schwanitz und Großmann geleitet wurden. Diesen Zuständigkeitsbereichen waren unterschiedlich viele Hauptabteilungen, selbständige Abteilungen, Arbeitsgruppen, Stäbe und Verwaltungen zugeordnet. Bis auf kleinere Abweichungen setzte sich diese Struktur territorial in den 15 Bezirksverwaltungen, 211 Kreisdienststellen und sieben Objektdienststellen fort.33 Die Schlüsselstellung im kulturellen Bereich nahm die HA XX /7 ein. Deren Strukturentwicklung, Aufgaben und Mitarbeiter werden im Kapitel 2 „Der Apparat“ näher beschrieben.



1.3. Die Korrelation SED – MfS

Das Verhältnis der beiden mächtigsten Organisationen der DDR-Diktatur war so simpel wie eindeutig: Die SED, genauer deren Führung, fungierte als Auftraggeberin, das MfS als deren sicherheitspolitischer Generalauftragnehmer. Die Partei war das Zentrum des gesellschaftlichen Gesamtorganismus, deren Ideen und Wünsche die „Organe“ auszuführen hatten. Sprachlich logisch gab es die „Presseorgane“ als Stimme der Partei und ein „Zentralorgan“ („Neues Deutschland“) als Vor-Mund. Derart partei-physiologisch gesehen, hatte das MfS die Funktionen des Auges, des Ohres und der Hand, die greifen, zuschlagen, Werkzeuge und Waffen benutzen kann.

Wie in allen anderen gesellschaftspolitischen Bereichen bestimmte die Partei auch in der Kulturpolitik die „Marschrichtung“ durch programmatische Vorgaben, administrative Weisungen und gesetzliche Restriktionen, die in ihrer Gesamtheit bezeichnenderweise „Linie“ oder auch „Generallinie“ genannt wurden. Da eine Linie stets von einem Punkt ausgeht und auf einen anderen Punkt hinzielt, ist sie, wie die gescheiterte Praxis des realexistierenden Sozialismus vorgeführt hat, ein vergleichsweise phantasieloses, starres und eindimensionales Gebilde, welches dem kommunistischen Weltbild jedoch kongenial entsprach. Dieses Denken prägte auch den aktiven DDRWortschatz, so die typischen Ausprägungen der Parteisprache wie „Abweichler“, „Kampfkurs“, „linientreu“, „Klassenstandpunkt“, „einmütig“, „richtungweisend“ etc. Alles Pluralistische, Unentschiedene, Doppelsinnige, Schwankende, Labile, Mehrdeutige und Mehrgleisige war den ideologischen Gralshütern ein Greuel und verdächtig.

Die kulturpolitische Leitlinie wurde vorgezeichnet auf den Parteitagen der SED, speziellen Plenen des ZK der SED (sogenannten Kulturplenen) und in Reden oder Artikeln führender Repräsentanten. Zwar gab es Versuche, die Kulturpolitik im Laufe der vier Jahrzehnte den inneren und äußeren Veränderungen anzupassen, auch gab es Phasen relativer Enge und Weite („harter Kurs“, „weicher Kurs“), doch stellte die Partei nie ihr Meinungsmonopol, den normativen Anspruch ihrer Vorstellungen und deren formelhafte, ideologische Fixierung (Parteilichkeit, Volksverbundenheit, sozialistischer Ideengehalt, Optimismus) zur Disposition. Der ungelenke Spagat zwischen Starre und Flexibilität endete in den achtziger Jahren in derselben realitätsfernen, reformunfähigen Hilflosigkeit wie die übrige Politik auch. So beklagten sich seit Honeckers Machtantritt immer wieder die als „progressive Kräfte“ bezeichneten parteikonformen DDR-Schriftsteller bei der Partei, daß klare Vorgaben wie zu Ulbrichts Zeiten fehlten und sie nicht mehr wüßten, was eigentlich die Linie sei. Kulturpolitik beschränkte sich zunehmend auf Schadensbegrenzung und Krisenbewältigung.

Neben diesen ideologischen Vorgaben allgemeinerer Art vergab die Partei an das MfS auch konkret gehaltene Aufträge. In dem Aktenvermerk vom 27. Dezember 1977 der BV Halle, Abteilung XX /7, die sich auf eine „Absprache mit dem Leiter der HA XX /7 Genossen Oberstleutnant Brosche am 22.12.1977“ bezieht, wurde die von der Partei vorgegebene Marschrichtung gegen den „negativ-feindlichen Kern der Kulturschaffenden in der Hauptstadt der DDR“34 festgehalten:

„Das ZK der SED beauftragte das MfS, alle Maßnahmen einzuleiten, die das Zustandekommen eines einheitlichen Blocks des festgestellten negativ-feindlichen Personenkreises der Kulturschaffenden der DDR verhindern. Zielstellung der Bearbeitung des negativ-feindlichen Personenkreises der Kulturschaffenden: Aufdeckung und Dokumentierung der Verbindungen, Pläne, Absichten und Kanäle, […] Herausarbeitung der jeweiligen feindlichen Zielstellungen, […] Durchsetzung geeigneter offensiver Maßnahmen zur Differenzierung, Zersetzung des feindlich-negativen Personenkreises. […] Politisch schwankende, verwirrte Kräfte sind von den feindlichen Kräften abzuspalten und zu gesellschaftsgemäßem Verhalten zurückzuführen. […] Straftaten gemäß den §§ 97, 98, 100, 106, 107, 213, 220 sowie Rechtsverletzungen gegen das Kulturrecht und Vertragsrecht und die Verletzungen anderer Rechtsnormen der Kriminalität sind aufzudecken und beweiskräftig zu dokumentieren. Vollständige Aufklärung des Persönlichkeitsbildes der bearbeiteten Personen und deren Verbindungen, um Ausgangspunkte und Möglichkeiten für die Durchsetzung weiterer offensiver Maßnahmen (wie Korrumpierung, Zersetzung, öffentliche Entlarvung, Auswahl geeigneter IM) zu erhalten. […] Beseitigung feindbegünstigender Umstände und Bedingungen (in Verlagen, staatlichen und gesellschaftlichen Einrichtungen).“35

Die für Kultur, Kunst und Literatur zuständigen Stellen des MfS hatten in ihrer dienenden Funktion die kulturpolitische Linie der Partei abzusichern, zu unterstützen und durchzusetzen. Freilich waren sie nicht nur passive Ausführende, sondern verfügten mit ihren gesammelten und an die Parteiführung gegebenen Informationen durchaus über Möglichkeiten, deren Entscheidungen zu beeinflussen. Es gehörte zum Rollenspiel der klar verteilten Kompetenzen, daß die Staatssicherheit diese Möglichkeit der indirekten Einflußnahme niemals betonte, sondern sich stets als getreulicher Vollstrecker der Parteilinie darstellte. Das Primat hatte, der eindeutig strukturierten Machthierarchie folgend, die SED-Kulturpolitik, prinzipiell und auch praktisch.

Die bereits erwähnten MfS-Kulturoffiziere Pönig und Nohl widmeten denn auch ein Kapitel ihrer Fachschularbeit diesem Primat der Politik und fragten eingangs, freilich rhetorisch: „Warum muß die politisch-operative Abwehrarbeit des MfS im Bereich negativer, politisch-ideologisch schwankender und zeitweise verwirrter Kräfte unter Kulturschaffenden und anderen Intellektuellen in jedem Fall der Strategie der Partei- und Staatsführung untergeordnet sein und deren zielgerichtete Durchsetzung wirksam unterstützen?“36 Zitate aus Honeckers Bericht auf dem IX. SED-Parteitag sollten belegen, welche Aufmerksamkeit Partei- und Staatsführung der sozialistischen Kunst und Kultur schenkten: „Ohne die allseitige Entfaltung der sozialistischen Kultur und ihre feste Verwurzelung in den Massen des Volkes gibt es keine sozialistische Lebensweise, Kultur und Kunst vermögen sehr viel beizutragen, sozialistische Überzeugungen zu festigen und in den Herzen der Menschen das reine Feuer kommunistischer Ideale zu entzünden.“37 Daraus schlußfolgerten Pönig und Nohl, „daß die Kunst zur Vermittlung sozialistischer Ideologie, zur Verbreitung der wissenschaftlichen Weltanschauung der Arbeiterklasse, des Marxismus-Leninismus ein wichtiges Mittel darstellt“ und „zu einem wesentlichen Bestandteil der Auseinandersetzung zwischen Sozialismus und Imperialismus auf ideologischem Gebiet“38 werde. Damit waren sie bereits zur Kernaussage ihrer Ausführungen vorgestoßen, dem Klassencharakter der Kunst, der die Einflußnahme der Staatssicherheit auf Kunst und Kultur legitimierte. Ein Zitat aus Lenins Werk „Was tun?“ lieferte flugs den Autoritätsbeweis: „Bürgerliche oder sozialistische Ideologie. Ein Mittelding gibt es hier nicht. […] Darum bedeutet jede Herabminderung der sozialistischen Ideologie, jedes Abschwenken von ihr zugleich eine Stärkung der bürgerlichen Ideologie.“39 Nachdem sie Kunst und Kultur unter den Oberbegriff der Ideologie subsumiert und auf deren Klassencharakter reduziert hatten (in der Einleitung nannten sie Personen aus dem kulturellen Bereich „Multiplikatoren der Ideologie“), kamen sie auf die Attacken des Klassenfeindes zu sprechen. Er verfolge stets das Ziel, „die allgemeinen, für alle Länder gültigen Gesetzmäßigkeiten für den Aufbau des Sozialismus zu leugnen, die führende Rolle der marxistisch-leninistischen Partei und der Ideologie der Arbeiterklasse zu negieren, die Partei von den Volksmassen zu trennen, die Parteiführung von der Masse der Mitglieder zu trennen, einen Gegensatz von Demokratie und dem real existierenden Sozialismus zu propagieren“.40 Um diesen raffinierten Gegner zu bekämpfen und zu besiegen, war im militärischen Denken der Tschekisten die bedingungslose Unterordnung unter die Führung der Partei notwendig:


„Es kommt darauf an zu erkennen, daß diese ideologische Auseinandersetzung mit dem Imperialismus nur erfolgreich bestanden werden kann, wenn die Führung dieses Kampfes durch die Partei erfolgt. Daher ordnet sich die Tätigkeit des MfS in das Gesamtwirken aller Organe der Staatsmacht unter der Führung der Partei ein. Demzufolge ist jede operative Entscheidung eine politische Entscheidung. Zum richtigen Zeitpunkt kann eine solche operative Entscheidung von außerordentlicher Bedeutung für die Gewährleistung der äußeren und inneren Sicherheit der DDR als auch im Interesse der politisch-ideologischen Offensive der Partei sein. Bei falschen Entscheidungen tritt in jedem Fall eine gegenteilige Wirkung ein, und aus einer guten Absicht kann somit der Politik von Partei und Staatsführung und der DDR ein nicht unbeträchtlicher Schaden erwachsen.“41



Um solch falsche Entscheidungen zu vermeiden, waren die kulturpolitischen Vorgaben der Partei zu studieren und auszuwerten. Ein frühes Beispiel gibt der „Beschluß zur Auswertung der Kulturkonferenz der SED vom 23. und 24. Oktober 1957“ der MfS-eigenen SED-Kreisleitung vom 11. November 1957, darin heißt es: „Die Konferenz erarbeitete eine klare Konzeption für die Weiterführung des ideologischen Kampfes auf allen Sektoren der kulturpolitischen Arbeit. Die Konferenz gab eine klare Definition des Zieles und des Inhaltes der kulturpolitischen Arbeit und setzte sich kritisch mit Erscheinungen ideologischer Schwankungen bei einer Reihe von Kulturschaffenden auseinander. Die Konferenz erarbeitete ebenfalls für alle Genossen Künstler und parteilosen Kulturschaffenden eine parteiische Einschätzung zu den Fragen der sozialistischen Kunstauffassung und verurteilte aufs schärfste Erscheinungen von Dekadenz, wie sie in letzter Zeit durch verschiedene Kulturinstitutionen und einzelne Künstler verbreitet wurde.“42 Das MfS beschloß, eine „zentrale Referentenanleitung“ durchzuführen, auf der die „Lehren aus den Prozessen Harich und Janka“ gezogen und Maßnahmen zur „Verbesserung der Kulturarbeit“ behandelt werden sollten. Weiterhin sollten zur „Erhöhung des politisch-ideologischen Niveaus und zur Aneignung eines Mindestmaßes an Fachkenntnissen auf diesem Gebiet“ die Mitarbeiter der „GO 5/ I“ (SED-Grundorganisation der HA V/ I) folgende Fragen beantworten lernen: „a) Was ist sozialistischer Realismus? b) Was sind die Grundzüge der sozialistischen Theaterwissenschaft? c) Was ist Dekadenz, und wie tritt sie in Erscheinung?“43 Sodann wurde am 28. November 1957 noch ein „Beschluß über die Verbesserung der Kulturarbeit im MfS“ formuliert, der die grundsätzliche Subordination des MfS unter die SED noch einmal betonte: „Von der Partei wurde dem MfS die Aufgabe gestellt, die Sicherheit der DDR zu gewährleisten und den sozialistischen Aufbau vor feindlichen Anschlägen zu schützen. Die operativen Aufgaben werden um so besser gelöst, je schneller wir die ideologisch-politische Erziehungsarbeit verbessern.“44 Selbstkritisch wurde noch angemerkt, daß in der bisherigen Parteiarbeit der Kulturpolitik zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt worden sei.

1965, nach dem 11. ZK-Plenum der SED, gab es wieder Anlaß für das MfS, sich selbstkritisch und kämpferisch mit der Kulturpolitik zu beschäftigen. Diesmal trat der Minister höchstselbst vor seine Mannen und hielt auf der zentralen Parteiaktivtagung des MfS am 20. Januar 1966 ein „Referat zur Auswertung des 11. Plenums“ in teilweise freier Rede, das, streckenweise gebrüllt, zu einer verbalen Kanonade und zu einem einzigartigen O-Ton-Dokument geriet:

„Wenn hier Heym und alle solchen Literaten und Künstler die Macht hätten, dann hätten wir die DDR schnell aufgefressen! So, Genossen, und nun steht so die Frage! Diese Briefe oder dieses Schreiben, diese Abhandlung über ,Langeweile von Minsk‘ von Heym grenzt objektiv an Staatsverrat! So muß man die Frage, die dort steht, einschätzen! […] Wenn wir nur einen Tag diesen Menschen die Macht in die Hände geben, dann wäre die Macht verloren! […] Hier können wir deutlicher sprechen, was das für eine Gefahr bedeutet, daß man die auch noch abdruckt. […] Genossen, eine neue Masche! Dieselben, die nun sagen, naja, es war keine Linie da, und verschiedene andere, die also umgetrieben sind, wir haben versucht, eine Linie zu finden, aber konnten sie nicht einbringen, und alle diese Fragen! Ihr habt ja in unserem Plenum vieles gelesen. Jetzt zeigt sich, daß ein Teil nichts tut, Genossen. Bei den Bildern: abstrakte Kunst, bei den Filmen: besonders wertvoll, bei diesen Machwerken der Schriftsteller, das greift die Bourgeoisie auf! Die feindlichen Kräfte stehen dahinter, machen das groß auf und zeigen das, hier, guck mal, Freiheit, bringen den Mann groß raus! […] Nun fällt den armen Leuten, weil sie nicht mehr Feindliches bringen können, keine Demoralisation mehr bringen können, nun fällt den Geistern nichts mehr ein. […] Da sind sie mit einem Mal trocken wie so’ne alte, ausgequetschte Zitrone! Die Genies! Anstatt uns herrliche Drehbücher zu schreiben, wunderbare, äh, Romane! Also bitte sehr, Herr Heym! Bitte sehr alle die Künstler, die Filme drehen! Dreht solche Filme! Schreibt solche Bücher, die drüben im Westen abgenommen werden und sogar den Nobelpreis bekommen! Sind wir dagegen? […] Nö, gegen den Dreck sind wir! Und wir sind dagegen, daß man uns hier solche Sachen zeigt, um zu zersetzen unsere Gesellschaft und unsere Jugend, nämlich daher kommt das mit der Jugend! […] Und nun kommt die Beatmusik, und nun kann man sich völlig enthemmen und entarten, so wie man es in der Waldbühne gemacht hat! Dann kommen diese Schriftsteller, diese Machwerke! […] Und sie spotten uns Stalinisten, Dogmatiker, neue Eiszone oder so was, zurück in die Eiszeit und so weiter! Genossen! Wir sehen die Sache viel kühner, als sie überhaupt zu denken vermögen! So sehen wir die weitere Entwicklung und Entfaltung der sozialistischen Demokratie, indem wir diese edlen und wertvollen humanistischen Taten mit dem proletarischen Internationalismus, mit dem revolutionären Reichtum unserer Klasse verbinden und das den Menschen übermitteln!“45

Ein weiteres Beispiel dieser kontinuierlichen Orientierung des MfS an der Kulturpolitik der Partei ist das undatierte Arbeitsmaterial der SED-Kreisleitung des MfS „Unsere kulturelle Arbeit – fester Bestandteil des politisch-ideologischen Wirkens der Partei“, das sich auf den X. SED-Parteitag bezog, also im Jahr 1981 angesiedelt werden kann. Grundsätzlich heißt es dazu auf Seite 1: „Inhalt und Zielstellung unserer Kulturpolitik sind im Programm der SED, in den Beschlüssen des VIII., IX. und X. Parteitages festgelegt. Für ihre Durchführung ist auf den Tagungen des Zentralkomitees sowie in den grundlegenden Reden des Generalsekretärs des ZK der SED, Genossen Erich Honecker, eine Fülle entscheidender Hinweise und Direktiven gegeben worden (6. Tagung des ZK – 1972, Beschluß des Politbüros zur politisch-ideologischen Führung des geistig-kulturellen Lebens im Bezirk Leipzig – 1977, Rede des Generalsekretärs des ZK der SED, Gen. E. Honecker, vor Kunst- und Kulturschaffenden – 1979, u. a.).“46 Auf Seite 2 folgen die daraus resultierenden „Grundaufgaben“ des MfS, nämlich „Kultur, Kulturpolitik und künstlerische Selbstbetätigung als Element des Klassenkampfes, als wichtigen Bestandteil der ideologischen Auseinandersetzung mit dem Klassenfeind zu verstehen und bewußt einzusetzen“47. Die Erfahrungen bewiesen, daß „Kultur und Kunst zu einem Hauptfeld des internationalen Klassenkampfes geworden“ seien, wobei die „ideologischen Diversionsabsichten“ sich besonders auf die „sozialistische Lebensweise und das kulturelle Verhalten der Bürger in unserem Land“ sowie auf die Kulturpolitik der Partei richte, um „politische und kulturpolitische Aktionen innerhalb der künstlerischen Intelligenz und gegen die sozialistische Gesellschaft auszulösen“.48 Die These von einer „angeblichen einheitlichen deutschen Kultur“ bringe man vor, um die „deutsche Frage“ offenzuhalten: „In dieser Hinsicht ist jedoch nichts mehr offen.“49 Ebenso markig wird der kulturelle Klassengegensatz beschrieben, besser – beschworen:


„In der BRD herrscht eine imperialistische Kultur, der Elemente einer demokratischen und sozialistischen Kultur gegenüberstehen. In der DDR entwickelt sich die sozialistische deutsche Nationalkultur, die von den Zielen und Idealen der revolutionären Arbeiterklasse geprägt wird, fest in den fortschrittlichen Traditionen der Kultur unseres Volkes und der ganzen Menschheit wurzelt und engstens verbunden ist mit den Kulturen der Sowjetunion und der anderen Länder der sozialistischen Staatengemeinschaft. Entschlossen und prinzipienfest wies und weist unsere Partei alle Bestrebungen zurück, unter der Flagge der Kultur feindliche, revisionistische oder ultralinke Positionen zu verbreiten. Keinen Platz haben bei uns Werke, die den Sozialismus entgegen der Wirklichkeit in düsteren Farben malen, die unter dem Vorwand der helfenden Kritik prinzipielle Grundlagen der Macht in unserem Land angreifen und Pluralismus und die Einführung bürgerlich-demokratischer Freiheiten propagieren, die sich gegen den realen Sozialismus und die Politik von Partei und Regierung richten. […] Parteilichkeit, Volksverbundenheit und sozialistischer Ideengehalt sind und bleiben die Kriterien, an denen wir den Wert des künstlerischen Schaffens messen.“50



Ein praktisches Beispiel der engen Verzahnung von SED-Beschlüssen und MfS-Konsequenzen gibt die Vertrauliche Verschlußsache des Mielke-Stellvertreters Rudi Mittig vom 17. Dezember 1981 mit dem aussagekräftigen Titel „Politisch-operative Erfordernisse zur Unterstützung der Durchsetzung vom Sekretariat des ZK der SED gefaßter Beschlüsse für die Arbeit mit bestimmten auf literarischem Gebiet tätigen Personen“51. Darin ging es um die Einrichtung der Bezirksliteraturzentren, um die Nachwuchsautoren erfassen und kontrollieren zu können, und um die Verhinderung der Anthologie, die Franz Fühmann 1981 bei der Akademie der Künste angeregt hatte.

Eine „grundsätzliche Orientierung“ zum Verhältnis SED – MfS gab Oberstleutnant Karl Brosche, stellvertretender Abteilungsleiter der HA XX /7, am 31. Oktober 1975 im Gespräch mit Hauptmann Tinneberg, BV Leipzig, Abt. XX /7. Diese Belehrung zeigt, daß das Subordinationsverhältnis auch und gerade auf kulturpolitischem Gebiet Kernpunkt der praktischen Arbeit des MfS war:


„Die Prinzipien der Kulturpolitik der DDR und ihre detaillierte Verwirklichung werden durch die Partei und die zuständigen staatlichen Organe, speziell durch das Ministerium für Kultur und seine nachgeordneten Einrichtungen, bestimmt. Das MfS hat in diesem Prozeß, insbesondere bei der Festlegung der konkreten Maßnahmen zur Durchsetzung der Kulturpolitik, keine bestimmende oder entscheidende Funktion. Die Aufgabe des MfS besteht darin, die Partei und die zuständigen Staatsorgane über das Verhalten von Künstlern im Ergebnis unserer operativen Arbeit zu informieren. Dieser Grundsatz wird durch die HA XX /7 dergestalt realisiert, daß das ZK der SED bzw. der Minister für Kultur oder zuständige Funktionalorgane bei notwendigen Entscheidungen über Reisekadereinsatz, Auftrittserlaubnis, Zulassung, Förderung o. ä. bzw. bei operativen Vorkommnissen mit der Formel ,Zu Ihrer Entscheidungsfindung / Information teilen wir Ihnen mit, daß beim MfS Hinweise folgender Art vorlie-gen …‘ unterrichtet werden, wobei eine Stellungnahme hinsichtlich der Entscheidungsrichtung nicht erfolgt. Nur in seltenen Ausnahmefällen wird die Information mit einer Empfehlung, nicht aber mit einer Forderung, verbunden. Prinzipiell bleibt die Auswertung unserer Hinweise der Entscheidung der Partei- bzw. Staatsorgane überlassen.“52



An dieser Konstellation von Auftraggeber und Auftragnehmer hatte sich seit Gründung der DDR und hat sich bis zu ihrem Ende nichts Wesentliches geändert, das MfS modifizierte in seiner Praxis lediglich die Methoden, was im nächsten Kapitel 1.4. ausführlich beschrieben werden wird.

Zunächst jedoch einige Bemerkungen zum Informationsfluß zwischen SED-Führung und MfS. Neben den Vorgaben durch parteioffizielle Dokumente und Direktiven gab es einen regen Briefverkehr zwischen der SED-Führung und der Leitungsebene des MfS, wenn Informationsbedarf zu Spezialfragen oder Einzelpersonen bestand. Exemplarisch dafür steht der bis auf die Anlagen komplett erhaltene Briefwechsel zwischen Kurt Hager und Erich Mielke aus dem Jahr 1979 zum Schriftsteller Joachim Seyppel und dessen Frau Tatjana Rilsky, weshalb er ausführlich zitiert werden soll.

Zur Vorgeschichte: Nachdem der gegen Robert Havemann ab November 1976 praktizierte Hausarrest anhielt, bei dem in VP-Uniformen gesteckte MfS-Angehörige die Burgwallstraße in Grünheide bei Berlin rund um die Uhr sperrten, schrieben Joachim Seyppel und Tatjana Rilsky am 25. April 1979 an Kurt Hager einen Offenen Brief, den die „Frankfurter Rundschau“ am 3. Mai 1979 veröffentlichte. Dieser Brief schloß mit dem Appell: „Sehr verehrter Herr Professor Hager: Setzen Sie sich bitte dafür ein, daß Havemann human behandelt wird. Was uns betrifft: Wir schämen uns.“53 Noch am selben Tag schrieb Hager an Mielke:

„Werter Genosse Mielke! Ich schicke Dir die Kopie des ,Offenen Briefes‘ von Joachim Seyppel an mich, der in der Zwischenzeit in der ,Frankfurter Rundschau‘ vom 3.5.79 veröffentlicht wurde (siehe Anlage). Außerdem schicke ich Dir die Kopie eines Schreibens an den Generalsekretär der Partei, Genossen Erich Honecker. Mit sozialistischem Gruß Kurt Hager“54. Mielke schrieb gleichentags von Hand auf den Hager-Brief: „Gen. Mittig zur Kenntnis und Rückgabe. 1. Verfügung des Gerichts Fürstenwalde. 2. Verletzung der Verfügung?“55 Die als Anlage beiliegende ZK-Hausmitteilung Hagers an Honecker hat folgenden Wortlaut:


„Lieber Erich! Ich erhielt gestern beiliegenden an mich persönlich gerichteten ,Offenen Brief‘ des Schriftstellers Joachim Seyppel und seiner Frau Tatjana Rilsky, der sich mit Havemann befaßt. […] Ich halte es für erforderlich, auf diesen Brief mit der Feststellung der Wahrheit über Havemann knapp zu antworten, denn man kann nicht einfach zusehen, daß die auf Grund der staatsfeindlichen Handlungen Havemanns vorgenommenen gesetzlichen Maßnahmen als ,Zeichen des alten Stalinismus‘ usw. bezeichnet werden. Eine Richtigstellung ist nicht nur gegenüber Seyppel angebracht und den mit ihm verbundenen Intellektuellen, sondern auch gegenüber der feindlichen Hetze zweckmäßig. Was S.anbetrifft, so sind von ihm einige Werke in der DDR und auch in der Sowjetunion erschienen. Er ist vor sieben Jahren aus Westberlin in die DDR übergesiedelt, hat aber seit 1977 in zunehmendem Maße auf Grund von Ablehnungen einiger Manuskripte durch Verlage bzw. durch die DEFA besonders gegenüber dem Genossen Hermann Kant eine immer aggressivere Haltung eingenommen. Dennoch bin ich für eine knappe Antwort auf seinen ,Offenen Brief‘ (u. U. in der Form eines persönlichen Schreibens von mir an S.).“56



Am 7. Mai 1979 schrieb Mielke an Hager mit dem ausdrücklichen Vermerk „Persönlich!“ auf dem Briefkopf:


„Werter Genosse Hager! In der Anlage erhältst Du Fakten für die Beantwortung des in der ,Frankfurter Rundschau‘ am 3.5.1979 veröffentlichten sogenannten Offenen Briefes von Joachim Seyppel vom 25.4.1979 (3 Blatt). Ich bitte um Rückgabe dieser Fakten, wenn eine Auswertung erfolgt ist. Zu der Feststellung auf der Seite 3 […] ,bezüglich der von Seyppel hervorgehobenen Ehrenhaftigkeit wird auf die Feststellungen im Auskunftsbericht zu Robert Havemann verwiesen‘, lege ich Dir den Auskunftsbericht nur zu Deiner persönlichen Information bei. Dieser Auskunftsbericht besteht aus 7 Seiten sowie 3 Seiten Auszüge aus Briefen Robert Havemanns an seine Eltern aus dem Untersuchungsgefängnis Berlin-Moabit und dem Zuchthaus Brandenburg. Ferner lege ich Dir bei 1 Kopie des Urteils gegen Robert Havemann. Dieselbe ist ebenfalls nur zu Deiner persönlichen Information; um Rückgabe wird gebeten. Mit sozialistischem Gruß E. Mielke.“57



Von den genannten vier Anlagen findet sich in diesem Briefwechsel lediglich eine, die anderen drei sind wahrscheinlich wieder im ursprünglichen MfS-Archivbereich abgelegt worden. Auch ohne die offenbar besonderer Geheimhaltung unterliegenden Informationen aus Havemanns Vergangenheit belegen die „Fakten für die Beantwortung des in der ,Frankfurter Rundschau‘ am 3.5.1979 veröffentlichten sogenannten Offenen Briefes von Joachim Seyppel vom 25.4.1979“, wie die SED-Führung mit dem geheimpolizeilich gesammelten Herrschaftswissen bei Bedarf gezielt beliefert wurde:

„Aus dem sogenannten Offenen Brief geht hervor, daß der Verfasser unüberprüfte Meldungen westlicher Medien über Robert Havemann zur Grundlage seines Schreibens machte. Zu den von Seyppel als ,Repressalien‘ gegen Havemann bezeichneten Maßnahmen ,Hausarrest, Isolierung, Hineinziehen seiner Familienangehörgen‘ ist zunächst festzustellen, daß Robert Havemann durch ein rechtskräftiges Urteil des Kreisgerichtes Fürstenwalde vom 26.11.1976 wegen die öffentliche Sicherheit und Ordnung bedrohender Aktivitäten gemäß §§ 2 und 3 der Verordnung über Aufenthaltsbeschränkung der Aufenthalt auf sein Grundstück in Grünheide beschränkt wurde. Am 30.11.1976 wurde Havemann durch einen Beauftragten des Generalstaatsanwaltes der DDR erklärt, daß dieses Urteil unter der Voraussetzung und Erwartung, daß er die Aufrechterhaltung bzw. die Aufnahme von Verbindungen zu DDR-feindlichen ausländischen Dienststellen und Massenmedien künftig unterläßt, nicht weiter vollstreckt zu werden braucht. Infolgedessen konnte Havemann zu Personen aus seinem Bekannten- und Verwandtenkreis in der DDR Kontakte unterhalten, seine Familienangehörigen in verschiedenen Orten der DDR besuchen sowie von diesen Besuche empfangen. Gleichfalls pflegte er Umgang mit seinem Arzt, Nachbarn sowie dem Gemeindepfarrer. […] Die Strafverfolgungsorgane der DDR haben trotz Vorliegen entsprechender Voraussetzungen bei der Einleitung strafprozessualer Maßnahmen wegen der von Havemann seit Jahren begangenen groben Gesetzesverletzungen stets Zurückhaltung geübt. […] Zu den weiteren dargelegten Auffassungen Seyppels, wonach es sich bei den strafprozessualen Maßnahmen um das Quälen eines alten Mannes und das Wegschleppen von Arbeitsmaterialien‘ handele, ist festzustellen, daß es sich dabei um unter Aufsicht des Staatsanwaltes durchgeführte strafprozessuale Maßnahmen handelt. Im Verlaufe der Wohnungsdurchsuchung, deren Protokoll von Havemann in Wahrnehmung seiner Rechte und Anerkennung ihres ordnungsgemäßen Verlaufes unterzeichnet wurde, erfolgte die Sicherstellung von Gegenständen und Unterlagen, die als Beweismittel von Bedeutung sind oder der Einziehung unterliegen. Dabei handelt es sich u. a. um Schriftstücke, aus denen der Umfang des unangemeldeten Devisenbesitzes hervorgeht, sowie um unter Umgehung der Zollbestimmungen eingeführte kostspielige Geräte. Bezüglich einer weiteren in diesem Schreiben enthaltenen Formulierung, wonach ,der Fall‘ Havemann durch die Staatsorgane der DDR gegenüber der Bevölkerung ,verschwiegen‘ würde, ist darauf zu verweisen, daß das ZK der SED in seiner 5. Tagung im Februar 1964 unter anderem die sozialismusfeindlichen Aktivitäten Havemanns in aller Öffentlichkeit zurückgewiesen hat und sich an dieser Einschätzung bis heute auf Grund der Fortsetzung der Verhaltensweisen Havemanns nichts geändert hat. Bezüglich der von Seyppel hervorgehobenen ,Ehrenhaftigkeit‘ wird auf die Feststellungen im Auskunftsbericht zu Robert Havemann verwiesen.“58

Bereits am 8. Mai 1979 schrieb Hager an Mielke: „Werter Genosse Mielke! Anbei der Entwurf meiner Antwort an Seyppel. Teile mir bitte mit, ob Du einverstanden bist.“59 Dieser dreiseitige Entwurf greift zu Anfang in vier Punkten die von Mielke empfohlene Argumentation und gelieferten Informationen, teils wörtlich, auf und stellt diese als Tatsachen dar. Sodann formulierte Hager:


„Sie sind also sehr leichtfertig, wenn Sie von ,Dingen außerhalb der Legalität‘ sprechen. Oder sind Sie etwa der Meinung, daß in einem sozialistischen Staat Gesetze mißachtet werden dürfen, z. B. Devisengesetze (Devisenvergehen werden in kapitalistischen Staaten, wie das Verfahren gegen die italienische Schauspielerin Sophia Loren und ihren Ehemann zeigt, hart bestraft). Wie für jeden, so gelten auch für Havemann die Gesetze des Staates, dessen Bürger er ist. Im übrigen kann man feststellen, daß Havemann sich gern in Szene setzt und von sich reden macht. Die westlichen Medien möchten ihn zu einem Märtyrer machen, obwohl Sie zugeben müssen, daß er nichts zu bieten hat. Denn auch ohne seine Mithilfe und trotz aller Verleumdungen hat sich die sozialistische Deutsche Demokratische Republik in den vergangenen Jahren gut entwickelt. Oder wollen Sie bezweifeln, daß die vom VIII. und IX. Parteitag der SED beschlossene Politik mit Erfolg durchgeführt wird? Ich habe Ihnen geantwortet, obwohl es nicht meine Gewohnheit ist, auf ,Offene Briefe‘ oder andere Veröffentlichungen der westlichen Medien einzugehen. Wieviel Zeit würde man verschwenden, wenn man auf den Quatsch, den die Springer-Presse, die sogenannten liberalen bürgerlichen Zeitungen und das Fernsehen der BRD zum Beispiel über die Kulturpolitik der SED tagaus, tagein verbreiten, eingehen wollte. Sie, Herr Seyppel, haben offenbar noch nicht begriffen, daß diese Medien sich seit 30 Jahren auf einem antikommunistischen Kurs befinden, zu dem die ständige Diffamierung des ersten sozialistischen Staates auf deutschem Boden gehört, und daß Havemann an dieser antisozialistischen Kampagne seit Jahren aktiv teilnimmt. Mit besten Grüßen.“60



Diese von langer Hand vorbereitete Antwort erschien am 15. Mai 1979 im Heft 20/79 der „Weltbühne“, die DKP-Zeitung „UZ“ ließ es sich nicht nehmen, das SED-MfS-Pamphlet schon wenig später nachzudrucken. Joachim Seyppel indes wurde am 7. Juni 1979 mit acht weiteren Kollegen aus dem Schriftstellerverband der DDR ausgeschlossen.

In dem Vermerk von Oberstleutnant Kienberg vom 28. August 1964 ging es um einen ebenfalls prominenten DDR-Bürger, der jedoch im Gegensatz zu Robert Havemann durch das MfS geschützt werden sollte: „Betrifft: Gysi, Klaus, IM der HA XX. Der Obengenannte ist Vorsitzender des Deutschen Börsenvereins und soll zur Buchmesse nach Frankfurt am Main fahren. Wie aus den ersten Angaben im Zusammenhang mit Hofé bekannt ist, hat der Gegner Kenntnis von bestimmten Maßnahmen des Aufbau-Verlages, dessen Leiter der Obengenannte ist. In diesem Zusammenhang hat der Genosse Generalmajor Beater vorgeschlagen, den Gysi nicht nach Frankfurt am Main zu entsenden. Eine Rückfrage bei dem verantwortlichen Abteilungsleiter im ZK, Gen. Hörnig, ergab, daß Gen. Hörnig im Sekretariat des ZK die Frage der Reise des Gysi gestellt hat, weil er gleichfalls annimmt, daß dem Gegner die Transaktionen des betreffenden Verlages bekannt sind. Im Sekretariat und vom Genossen Norden wurde ihm geantwortet, daß seine Bedenken gegenstandslos sind. Es wäre zweckmäßig, daß der Genosse Minister dem Genossen Honecker unsere Bedenken mitteilt, damit von diesem die Entscheidung über die Nichtteilnahme an der Fahrt getroffen wird. Der Genosse Hörnig hat bereits vorher einen Ersatz für diese Fahrt ausgewählt.“61 Mielke schrieb am 31. August handschriftlich auf diesen Vermerk: „Nach R[ücksprache] mit Gen[ossen] E[rich] Ho[necker] einverstanden. Hörnig informieren.“ Hauptmann Brosche fertigte am 1. September noch folgenden Vermerk: „Auftragsgemäß wurde der GI ,Kurt‘ am 31.8.1964 vom Unterzeichneten davon in Kenntnis gesetzt, daß es nicht angebracht ist, sich zur diesjährigen Frankfurter Buchmesse zu begeben. Der GI teilte dazu mit, daß er bereit sei, unserer Weisung nachzukommen. Andererseits informierte er den Unterzeichneten davon, daß er fünf Tage vor der Rückkehr Günther Hofés ein Gespräch mit dem Genossen Albert Norden hatte, der dem GI mitgeteilt habe, daß er nach Frankfurt am Main fahren könne, auch wenn Dinge seines Zusammenhangs mit Hofé in Westdeutschland vorliegen sollten. Damit würde man ihn nicht in Westdeutschland behalten können. Gesprächsweise soll aber Gen. Norden noch angedeutet haben, daß der GI selbst entscheiden soll, wenn er noch andere Verbindungen im Zusammenhang Hofés hatte, die eventuell in Westdeutschland bekannt sein sollten.“62 Am 3. September stellte auch die HV A ihr Wissen in dieser Angelegenheit zur Verfügung, Major Werner Großmann, damaliger Leiter der Abteilung IV, griff auf die Informationen des Leiters des Verlages der Nation, Günter Hofé63, zurück: „Nach Darlegung von Hofé ist Gysi in Westdeutschland gefährdet. Er begründet das damit: 1. Im Verfahren C. A. Weber, ,Deutsche Woche‘, wird G. wegen früher vorgenommener Geldtransaktionen belastet. Hofé hat diese Kenntnis aus den Vernehmungen zu diesem Komplex. Die Summe soll wesentlich höher sein als die vom Verlag der Nation. 2. Gen. Prof. Dr. Kaul hat gegenüber Hofé geäußert, daß er in Karlsruhe den Eindruck gehabt habe, daß man den Falschen inhaftiert habe. (Hofé statt Gysi).3. Hofé macht aufmerksam, daß sich Gysi und C. A. Weber seit vor 1945 kennen. Allerdings weiß er nicht, ob es irgendwelche belastenden Momente, außer der Geldtransaktion, gibt, die Weber ausgesagt haben könnte. Weitere Aussagen Webers kennt Hofé nicht.“64

Es gibt weitere Beispiele für ein derart enges Zusammenwirken der Führungsspitzen von SED und MfS, was nicht prinzipiell verwunderlich ist, aber doch einen Einblick gibt, wie auch Einzelfälle auf höchster Ebene abgestimmt und entschieden wurden. Es gehörte zu den realsozialistischen Usancen, daß gehobene Kader aus dem Partei- und Staatsapparat dem MfS Kopien von eingegangenen Briefen und Manuskripten „zur weiteren Veranlassung“ schickten. Nur ein Beispiel: Am 13. Februar 1981 schickte das Büro Honecker einen an den Parteichef gerichteten Brief Lutz Rathenows mit folgendem Begleitschreiben dem MfS: „Werter Genosse Carlsohn! Als Anlage übersende ich Dir beiliegendes an Genossen Honecker gerichtetes Schreiben des Bürgers Lutz Rathenow […] mit der Bitte um Kenntnisnahme und zur weiteren Veranlassung. Mit sozialistischem Gruß H. Ruhmke.“65

Der entschieden breitere Informationsfluß verlief naturgemäß vom MfS in Richtung Parteiführung. Auch hier war durch zentrale Befehle des Ministers Mielke alles dienstrechtlich und organisatorisch festgelegt. Der „Befehl Nr. 584/60 zur Verbesserung der Informationsarbeit des Ministeriums für Staatssicherheit“66 vom 7. Dezember 1960 bestimmte die Organisation und Koordination der Informationstätigkeit des MfS und nannte in der Präambel die Aufgaben und die Adressaten: „Die Informationstätigkeit des Ministeriums für Staatssicherheit hat die Aufgabe, den Minister, die führenden Funktionäre der Partei, des Staates und der Regierung der DDR qualifiziert und objektiv über die Lage in der DDR und besonders über die Absichten und Pläne der Feinde des Friedens und des Sozialismus gegen die DDR zu unterrichten.“67 Die zuständige Diensteinheit ZIG (Zentrale Informationsgruppe), die 1965 in ZAIG (Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe) umbenannt worden war, erhielt die Aufgabe, selbständig oder auf Weisung des Ministers verdichtete und auf operativen Ergebnissen fußende Informationen anzufertigen, die zuarbeitenden Informationsgruppen anderer Diensteinheiten anzuleiten und alle das MfS verlassenden Informationen zentral zu erfassen, zu registrieren und deren Rücklauf zu kontrollieren. Dieser Befehl regelte auch die Zuarbeit der Bezirksverwaltungen und Kreisdienststellen und legte fest, daß die ZIG nur mit erfahrenen, qualifizierten und absolut zuverlässigen Mitarbeitern zu besetzen sei. Die entsprechenden Informationsgruppen auf Bezirks- und Kreisebene hatten neben der MfS-Zentrale auch die örtlichen SED-Sekretäre mit Informationen zu beliefern. Auf Bezirksebene legte der Befehl 584/60 fest: „Die Informationsgruppen in den Bezirksverwaltungen haben die Aufgabe, den Minister bzw. die Zentrale Informationsgruppe, die Leitung der Bezirksverwaltung, den 1. Sekretär der Bezirksleitung der Partei und erforderlichenfalls den Vorsitzenden des Rates des Bezirkes und den Vorsitzenden des Wirtschaftsrates unter Wahrung der Konspiration qualifiziert und objektiv über die Lage im Bezirk zu informieren.“68 Die Informationsgruppen der Kreisdienststellen hatten ihre Erkenntnisse der Bezirksverwaltung zu melden: „Außerdem haben sie die Aufgabe, die 1. Sekretäre der Kreisleitungen der Partei unter Wahrung der Konspiration über die Lage im Kreisgebiet zu informieren. Für die Einschätzung der politischen und ökonomischen Lage besonders wichtige Informationen sind schriftlich zu geben.“69 Hieraus geht hervor, daß, wie auf anderen Parteiebenen auch, vieles lediglich mündlich abgeklärt worden ist, weshalb nicht selten schriftliche Überlieferungen fehlen.

Der „Befehl Nr. 299/65 über die Organisierung eines einheitlichen Systems der politisch-operativen Auswertungs- und Informationstätigkeit im Ministerium für Staatssicherheit“ vom 24. Juli 1965 verbesserte und straffte diese Tätigkeit inhaltlich und strukturell und bestimmte noch einmal genauer die Quellenbasis und den streng konspirativen Charakter der Informationen: „Grundlage für die politisch-operative Auswertungs- und Informationstätigkeit sind die politisch-operativen Materialien, besonders die inoffiziellen Materialien des MfS. Unter strengster Wahrung der Konspiration und Geheimhaltung ist zu garantieren, daß alle operativen Hinweise ausgewertet werden und daß die bei der Bearbeitung operativer Vorgänge, operativer Vorläufe und Untersuchungsvorgänge festgestellten Hinweise auf feindliche Pläne und Maßnahmen, Mittel und Methoden des Gegners usw. in die politisch-operative Auswertung mit einfließen.“70

Die Mielke direkt unterstellte ZAIG, zuletzt mit 422 Mitarbeitern und geleitet von Generalleutnant Irmler, fertigte neben zentralen Einschätzungen der politisch-operativen Lage für den internen Planungsprozeß analytische, periodische und personen- oder ereignisbezogene Berichte für die Leitung des MfS und der Partei. An Formen gab es die Stimmungsberichte, wirtschaftspolitische, militärpolitische und außenpolitische Informationsübersichten, Monatsübersichten zur Lage in den sozialistischen Staaten, Wochenübersichten und Informationen, wobei die beiden letzteren sich oft, in Krisenzeiten wie 1976 nahezu ausschließlich, auf kulturpolitische Vorgänge bezogen und mithin wichtiges, komprimiertes Quellenmaterial enthalten. Inhaltlich waren die ZAIG-Berichte von großer Spannbreite, sie reichten von analytischen Überblickdarstellungen der Lage im Inneren und Äußeren über empirisches und statistisch aufgearbeitetes Material aus verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen bis hin zu Meinungsbildern einzelner Berufsgruppen oder gar Detailinformationen zu einem einzelnen DDR-Bürger.

Bei unbotmäßigen Schriftstellern konnte solch eine Information umfänglich werden, wie im Falle Martin Stades, zu dem am 17. Januar 1977 eine achtseitige „Information über die beabsichtigte Herausgabe eines zur Veröffentlichung nicht geeigneten Buchmanuskriptes des freischaffenden Schriftstellers Stade, Martin im Hinstorff Verlag Rostock“ an die Genossen Kurt Hager, Werner Lamberz und Hans-Joachim Hoffmann ging:

„Dem MfS vorliegenden internen Hinweisen zufolge beabsichtigt der freischaffende Schriftsteller Stade, Martin […] über den Hinstorff Verlag Rostock ein Buch mit dem Titel ,Balantschuk ist wieder da‘ zu veröffentlichen, das auf Grund seiner feindlich-negativen politischen Aussage für eine Veröffentlichung als nicht geeignet erscheint. […] In der beim Hinstorff Verlag vorliegenden Romanvorlage erzählt Stade die Geschichte einer Transportbrigade in einem Plattenwerk der DDR. Hauptfiguren sind u. a. ein haftentlassener Arbeiter, ein wegen Unterschlagung in die Produktion versetzter ehemaliger Angehöriger der DVP71 und ein aus der Partei ausgeschlossener und aus dem Schuldienst entlassener Lehrer. In und um diese Figuren herum siedelt der Autor sehr gezielt die verschiedensten in der DDR angeblich vorhandenen ,gesellschaftlichen Konflikte‘ an und gelangt dabei zu grundsätzlichen feindlich-negativen politischen Aussagen. So wird direkt und indirekt die Partei angegriffen, die angeblich ,eine Herde von Schafen sei, die mit Hunden zusammengehalten werden müsse‘, Mitglieder der Partei erscheinen als ,unmoralische, betrügerische, seelenlose, militante und karrieristische‘ Typen. In aggressiver Form werden Angriffe gegen die sozialistische Staatsmacht vorgetragen und insbesondere die Schutz- und Sicherheitsorgane diskriminiert. Angehörige der DVP charakterisiert der Autor als ,durch die Uniform gehaltene und derart funktionierende Apparate‘, welche die ihnen übertragenen Befugnisse mißbrauchen würden, ,wirkliche Straftaten‘ nicht aufklärten und statt dessen ,politische Bespitzelungen‘ unter der Bevölkerung organisieren, d. h. es wird ,nachzuweisen‘ versucht, daß in der DDR ,Gesinnungsterror‘ praktiziert werde. […] In stark verbrämter und teilweise kaschierter Form wird in dem vorliegenden Romanmanuskript ein antagonistischer Gegensatz zwischen dem einfachen, ehrlichen Arbeiter und dem Partei- und Staatsapparat konstruiert. […] Im Zusammenhang mit dieser Romanvorlage wurde dem MfS zuverlässig bekannt, daß Stade zwecks Quellen- und Milieustudium in den Jahren 1969/70 mehrere Monate als Hilfsarbeiter im WBK72 Potsdam, Betriebsteil Plattenwerk, tätig war. Die in der literarischen Vorlage handelnden Personen, so z. B. der haftentlassene Arbeiter und der aus dem Schuldienst suspendierte Lehrer sind authentisch mit zur angegebenen Zeit ebenfalls im Plattenwerk Beschäftigten. Internen Informationen zufolge habe sich Stade von drei ehemaligen Brigademitgliedern den ,Wahrheitsgehalt‘ seines Manuskriptes, zu dem er im Mai 1974 im genannten Betrieb eine Buchlesung hielt, schriftlich bestätigen lassen.“73

Es folgen weitere vier Seiten zur „Persönlichkeitsentwicklung des Stade“ sowie eine Seite zu dem Lektor des Hinstorff Verlages, Günther Drommer, der dieses Manuskript befürworte und insgesamt eine „schwankende politische Einstellung“ besitze.

Der Formularkopf der „Informationen“ mit dem Aufdruck „Streng geheim! Um Rückgabe wird gebeten!“ registrierte die Information mit laufender Nummer und Jahr, nannte Blattzahl und Datum und gab die Anzahl der Kopien und den Verteilerschlüssel an, beispielsweise „1. Ho[ecker]., 2. Hag[er].“ und so weiter, mitunter mit zusätzlichen Bemerkungen wie: „l[au]t Min[ister] gelesen“ oder „l[au]t Min[ister] mündl[ich] inf[ormiert]“, was belegt, daß sich Minister Mielke gelegentlich persönlich darum kümmerte, daß die zentralen Informationen von den hochgestellten Adressaten auch zur Kenntnis genommen wurden. Beispiele für Informationen und Wochenübersichten der ZAIG finden sich im folgenden Text häufig, so daß hier auf weitere Beispiele verzichtet werden kann.

Bemerkenswert indes ist, daß in der Endphase der DDR kritische ZAIG-Berichte offenbar nicht an die SED-Führung weitergeleitet worden sind. Ein Beispiel ist die „Information über einige beachtenswerte Meinungsäußerungen von Mitgliedern des Bezirksvorstandes Berlin des Schriftstellerverbandes der DDR zu aktuellen Problemen“ vom 11. November 1988 mit dem maschinenschriftlichen Vermerk auf dem Formularkopf „nicht rausgegangen!“. Darin heißt es: „Nach dem MfS streng intern vorliegenden Hinweisen ist unter Mitgliedern des Bezirksverbandes Berlin des Schriftstellerverbandes der DDR eine zunehmende Tendenz kritischer Meinungsäußerungen zur Innenpolitik von Partei und Regierung erkennbar, die zum Teil geprägt sind durch Pessimismus, Zweifel und Skepsis hinsichtlich der Fähigkeit und des Vermögens zentraler Partei- und Staatsorgane, anstehende Probleme, besonders auf ökonomischem Gebiet, erfolgreich zu lösen. Kennzeichnend ist, daß derartige Meinungsäußerungen immer offener und unter Berufung auf vorhandene Besorgnisse um die weitere stabile Entwicklung der DDR erfolgen und sie teilweise verbunden sind mit Forderungen nach gesellschaftlichen Veränderungen. In diesem Sinne treten zunehmend auch solche Autoren auf, die bisher die Politik von Partei und Regierung auch in der Öffentlichkeit unterstützten, als Mitglieder der SED die Parteidisziplin wahrten bzw. ein loyales Verhalten an den Tag legten. […] Einzelmeinungen beinhalten darüber hinaus Auffassungen, wonach über die Sozialismus-Konzeption in der DDR und die führende Rolle der Partei neue Überlegungen erforderlich wären.“74 Solch eine ernüchternde Bilanz war den Politbürokraten ein Jahr vor ihrem historischen Abtreten offensichtlich nicht mehr zuzumuten. Das allerdings ist eine historische Reprise: Auch die Führung des NS-Staates mochte die Stimmungsberichte des Sicherheitsdienstes SD nach dem Desaster von Stalingrad 1943 nicht mehr lesen, als die Stimmung in Nazideutschland spürbar in Kriegsverdrossenheit umschlug.

Wie eng jedoch die Abstimmung zwischen MfS und Parteiführung zu normalen Zeiten auch in Einzelfragen war, belegt der Brief Mielkes an Honecker vom 19. August 1978, in dem vorgeschlagen wird, wie gegen den akkreditierten Fernsehjournalisten Lutz Lehmann vorgegangen werden soll, der vorhabe, einen Film über Schriftsteller in der DDR zu drehen. Mielke schlägt seinem „werten Genossen Generalsekretär“ mehrere Varianten vor: Verwarnung, Entzug der Akkreditierung und Ausweisung, Schließung des Büros und als letztes die strafrechtliche Variante der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens durch den Generalstaatsanwalt von Berlin: „Nach Ihrer Entscheidung würden wir die konkreten Schritte für das weitere Vorgehen mit dem Minister für Auswärtige Angelegenheiten und dem Generalstaatsanwalt der DDR abstimmen und Ihnen die Untersuchungsergebnisse zur Entscheidung vorlegen.“75 Was heißt, daß Honecker in politisch sensiblen Einzelfällen auch entschied, wie das MfS zu Werke gehen sollte.

Die Entscheidungsvorschläge des MfS zu einzelnen Personen wurden von der Parteiführung abgesegnet, verändert oder verworfen und dann an die Genossen weitergegeben, die das Entsprechende in persönlichen Gesprächen zu verlautbaren hatten, im literarischen Bereich waren dies nicht selten Kurt Löffler oder Klaus Höpcke. Der „Entscheidungsvorschlag betr. Dreijahresvisumsantrag von Erich Loest“, aufgesetzt vom MfS, ist ein solches Beispiel aus dem Jahr 1980:


„Nachdem einerseits klar ist, daß ein BRD-Verlag in absehbarer Zeit Loests gegen die DDR gerichtetes Manuskript ,Spurensicherung‘ als Buch herausbringen wird und sich andererseits herausgestellt hat, daß Loest den Gedanken, eventuell mit ganzer Familie auf immer auszureisen, wieder fallengelassen hat, also bei seinem ursprünglichen Antrag bleibt, dessen Fassung vom 12. August 1980 jedoch wegen falscher Vorstellungen sowie wegen der Ungenauigkeit der Antragsformulierung am Schluß keine bearbeitungsfähige Grundlage bietet, wird entschieden: 1. Loest wird zur Neuformulierung seines Antrages veranlaßt; 2. Loest wird ab November 1980 ein Dreijahresvisum zur Ausreise in die BRD erteilt; 3. die mündliche Mitteilung darüber an ihn wird mit einer knappen Bemerkung zur Erbärmlichkeit seiner politisch-moralischen Haltung verbunden; 4. weitere Andeutungen erfolgen nicht.“76



Auch Kurt Hager schrieb seinen subordinierten Genossen wörtliche Erklärungen vor, die er allerdings zuvor dem Minister für Staatssicherheit zur Kenntnis gab und eventuelle Korrekturen erbat. Beispielsweise schickte Hager dem „werten Genossen Mielke“ am 22. Mai 1974 die „Abschrift der Erklärung zu Wolf Biermann“ mit folgendem Wortlaut: „Folgende Erklärung ist Herrn Biermann durch den Staatssekretär des Ministeriums für Kultur, Gen. Kurt Löffler, mündlich vorzutragen: Ich teile Ihnen mit, daß Ihr Antrag auf Ausreise zur Entgegennahme des Offenbach-Preises der Stadt Köln nicht genehmigt wird. Seit Jahren verleumden Sie in Gedichten und politischen Erklärungen gegenüber der Presse kapitalistischer Länder in gehässiger Weise den realen Sozialismus in der DDR und anderen sozialistischen Ländern, die Politik der Partei der Arbeiterklasse und ihre führenden Repräsentanten sowie den Kampf der kommunistischen und Arbeiterparteien. Die imperialistische Propaganda wurde von Ihnen für ihre antikommunistische Hetze reichlich mit Material versorgt. Dafür sollen Sie nunmehr offensichtlich mit einem Preis einer Institution der BRD belohnt werden. Sie können nicht erwarten, daß die staatlichen Organe der DDR Ihnen aus diesem Anlaß eine Ausreisegenehmigung erteilen. Sollten Sie jedoch den Wunsch haben, Ihren Wohnsitz zu wechseln und wieder in die BRD zurückzukehren, so steht dem nichts im Wege. Sie werden die erforderliche Ausreisegenehmigung und die Entlassung aus der Staatsbürgerschaft der DDR ohne Umstände erhalten.“77

Daß der Informationsfluß zwischen SED und MfS besonders heftig schwoll, wenn positive Schriftsteller negativ auffielen, belegt der Fall Helmut Sakowskis, hochdekorierter Fernsehautor, Vizepräsident des Kulturbundes, Vorstands- und Präsidiumsmitglied im Schriftstellerverband und Mitglied der Akademie der Künste seit 1969 und nicht zuletzt Mitglied des ZK der SED. Sakowski hatte auf der Bezirksdelegiertenkonferenz der SED in Neubrandenburg am 11./12. Februar 1984 in seinem Referat unter anderem gesagt: „Wir preisen unsere Heimat, indem wir von den Menschen erzählen, von ihren Taten und auch von ihren Mühen, denn es kann nicht die Aufgabe kämpferischer Gegenwartskunst sein, nur das Eiapopeia vom Sozialismus zu singen.“78 Wie einem Schreiben vom 22. Februar von Ursula Ragwitz an Honecker zu entnehmen ist, reagierte Honecker persönlich auf die Darstellung Sakowskis: „Wie ich von Genossen Hannes Hörnig informiert wurde, hast Du die politisch-ideologische Haltung von Genossen Sakowski in seinem Diskussionsbeitrag auf der Bezirksdelegiertenkonferenz in Neubrandenburg zu Recht kritisiert. […] Ich halte eine so politisch verantwortungslose und auch arrogante Darstellung der Funktion unserer sozialistischen Literatur durch ein Mitglied des ZK für unmöglich und habe Genossen Hager eine Abschrift des Beitrages geschickt.“79

Sie schlug eine „kritische prinzipielle Auseinandersetzung“ mit Sakowski durch den 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Neubrandenburg vor und bat Honecker um Stellungnahme. Auch beim MfS zeigte der zitierte Satz, der in den Unterlagen des MfS unterstrichen ist, verspätet Folgen. Als Honecker schon über den weiteren Verlauf der Angelegenheit entschieden hatte, leitete Major Pönig die Rede am 25. Februar an Generalleutnant Mittig mit folgendem Vermerk weiter: „Dieser Diskussionsbeitrag des Genossen Sakowski war auch den Genossen Felfe und Chemnitzer vorher bekannt.“80 In der undatierten „Information über einen Diskussionsbeitrag des Helmut Sakowski“ hieß es seitens des MfS zu der Angelegenheit noch: „Nach der Entscheidung des Genossen Generalsekretär vom 22. Februar 1984 wird mit dem Genossen Sakowski durch den 1. Sekretär der Bezirksleitung der SED Neubrandenburg und den stellvertretenden Leiter der Abteilung des ZK der SED eine Aussprache durchgeführt. (Genosse Rudi Raupach).“81 Vorher war Sakowski bereits mit seinem Buch- und Fernsehprojekt „Wie ein Vogel im Schwarm“ unangenehm aufgefallen. Im Februar 1983 hatte Klaus Höpcke in einem Gespräch mit Sakowski dargelegt, daß das Manuskript in der vorliegenden Fassung nicht gedruckt werden könne, es gebe darin neben ästhetischen Mängeln „auch direkte politische Schnitzer“82. Sakowski sicherte zu, das Manuskript gründlich zu überarbeiten. Der Verlag Neues Leben beantragte am 29. September 1983 bei der HV Verlage und Buchhandel die Druckgenehmigung, außerdem erschien in der „Wochenpost“ ein Vorabdruck. Höpcke intervenierte beim Verlag am 6. Februar 1984, der Vorabdruck und die begonnene Buchproduktion wurden Anfang 1984 gestoppt, von der Verfilmung wurde Abstand genommen. Das düpierte Helmut Sakowski offenbar so sehr, daß er sich brieflich bei Honecker beklagte und prompt ein freundliches, doch ausweichendes Antwortschreiben des Generalsekretärs erhielt. Die Auswertungsgruppe der HA XX /7 verfaßte am 24. Februar 1984 eine „Information über politisch-operativ interessierende Sachverhalte im Zusammenhang mit der Arbeit des Schriftstellers Helmut Sakowski (Mitglied des ZK der SED) an dem Romanmanuskript ,Wie ein Vogel im Schwarm‘ und dem mit gleichem Titel erarbeiteten Drehbuch für das DDR-Fernsehen“83, darin findet sich die Kurzfassung des Manuskripts und die Entstehungs- und Verhinderungsgeschichte. IM „Helga“ aus dem Sekretariat des Schriftstellerverbandes Berlin berichtete beim Treff am 25. Februar 1984, daß sich Sakowski auf Grund dieses Sachverhaltes „vorerst historischen Stoffen zuwenden [werde], da eine Gestaltung von aktuellen Gegenwartsstoffen offensichtlich z. Z. nicht mehr möglich ist und er sich mit der Partei viel zu sehr verbunden fühlt, als sich von einzelnen Funktionären nachreden zu lassen, er liege politisch schief“.84 Im Gespräch mit Ursula Ragwitz am 29. Februar sagte er schließlich eine weitere Überarbeitung zu, worauf die Genossin Ragwitz dem Genossen Sakowski Hilfe bei der Suche nach einem anderen Verlag versprach. Trotz der lautlosen Regelung unter Genossen passierte eine Panne: Die westlichen Medien erhielten Kenntnis vom zensierten ZK-Mitglied. Die Deutsche Presseagentur titelte am 19. Oktober 1984 „ZK-Mitglied Sakowski entschärfte seinen neuen Roman“, und Manfred Jäger berichtete am 25. Oktober im Deutschlandfunk unter dem Titel „Auch regimetreue DDR-Schriftsteller unter Zensur“, was das MfS alles sammelte und archivierte.

„Unter uns gesagt“ war eine stehende Redewendung der SED, die das konspirative Verhalten auch der Partei belegt sowie ihre Phobie vor Öffentlichkeit. Diese offenbar aus der Illegalität herrührende Geheimhaltungssucht erschwert allerdings heute die Forschung, da oft wichtige Entscheidungen und Informationen lediglich mündlich formuliert und transportiert worden sind. Ein Beispiel auf untergeordneter Ebene sind die ominösen „Schwarzen Listen“ der siebziger und achtziger Jahre mit den Lese- und Auftrittsverboten von Schriftstellern und Liedermachern in Klubhäusern, Jugendklubs und Bibliotheken, weshalb es zweifelhaft ist, ob solche schriftlich jemals existiert haben, da die Klub- und Bibliotheksleiter diese Mitteilungen strikt mündlich erhielten.

Eine weitere Form der Abstimmung waren die Besuche führender SED-Kulturpolitiker bei den Tschekisten. So gibt es akustische oder schriftliche Protokolle der Genossen Kurt Hager, Ursula Ragwitz, Hans-Joachim Hoffmann und Klaus Höpcke von deren Besuchen im MfS, bei denen sie den jeweiligen kulturpolitischen Kurs der Partei erläuterten. Diese Reden sind zumeist äußerst langweilig, sprachlich dürr und, insbesondere bei Ursula Ragwitz, von Selbstlob und Erfolgsmeldungen geprägt und entsprechend irreal. Doch mitunter sprach man dort auch Klartext nach dem Motto „Unter uns gesagt, Genossen“, so beispielsweise Klaus Höpcke am 1. März 1988 in seinem Vortrag „Literaturpolitik der SED nach dem XI. Parteitag der SED und dem X. Schriftstellerkongreß der DDR“. Zum beabsichtigten Trick, die Zensur in der DDR zu modifizieren, ohne sie aufzugeben, sagte er: „Aber wir werden, das ist noch nicht für außerhalb dieses Saales bestimmt, zur Vereinfachung der Verfahren auch noch einige Schritte gehen, die an der Grundinstitution, daß eine Druckgenehmigung erteilt wird, nichts ändern, aber die doch dazu führen, daß die Wege sich beträchtlich noch verkürzen können, so daß also der Entscheidungsprozeß auch für den Autor spürbar noch besser vonstatten geht.“85 Und zu den „Weggegangenen“, wie Höpcke die exilierten DDR-Autoren bezeichnete: „Da gibt es Leute mit literarischer Qualität wie Jurek Becker, dessen Werke wir in den Jahren, da er mit einem Paß der DDR und einem längerfristigen Visum sich außerhalb befindet, Jahr für Jahr irgendeines seiner Bücher bei uns herausgebracht haben, auch neue Bücher herausgebracht haben, die er außerhalb geschrieben hat, und wenn er sich im ganzen weiter verhält wie jetzt, kann es dabei auch bleiben. Eventuell werden wir etwas Ähnliches sogar mit Günter Kunert machen, der auch zu den Qualitätsvolleren gehört, die weggegangen sind, und der auch immer noch ein Bürger der DDR ist. Bei ihm fällt es aber schwerer, diesen Entschluß zu fassen, weil er sehr viel öfter Äußerungen macht, die einem bis hier stehen! Aber es ist so. Dagegen haben sich solche wie Jakobs und Loest, die ja auch mal was konnten, als Autoren doch sehr darauf spezialisiert, Kübel antikommunistischer Hetze gegen uns auszukippen, und deswegen verhalten wir uns ihnen gegenüber verschlossen. Schon gar nicht zu reden von solchen wie Jahn, Fuchs, Faust und so weiter, die Mittelsmänner westlicher imperialistischer Geheimdienste sind.“86

Anschließend beantwortete der Genosse Höpcke Fragen der MfS-Literaturspezialisten, unter anderem die, was man außerhalb des MfS unternähme, um Veröffentlichungen im Westen zu verhindern. Höpcke im Ton unter Brüdern:


„Du hast das jetzt in verantwortlicher Weise in Verbindung gebracht mit der Frage, wie wir vorbeugen, daß jemand außerhalb was abladen geht. Die Frage stellen wir uns natürlich ständig auch, aber wir müssen dabei nüchtern genug bleiben, wer sozusagen darauf geeicht ist darauf, gegen uns – da kannst du noch so viel fördern, unterstützen und so weiter, die gehen diesen ihren schäbigen Weg. Und da dient uns als indirekte Reserve hin und wieder neuerdings schon, daß die bürgerlichen Verlage in Westberlin und der Bundesrepublik nicht mehr auf jeden reinfallen. Wir haben das schon ein paarmal erlebt, daß jemand, der bei uns abgelehnt worden war durch einen Verlag, sein Zeug da rübergeschickt hat, weil irgendwie irgendwas mal nicht ganz klappte bei der Kontrolle, es kam auf jeden Fall an da drüben, und zu unserer Freude kam von dort die Nachricht, die fast deckungsgleich war mit unserer. […] Wenn wir ein paar mehr Verlage der Bundesrepublik dahin kriegen könnten, daß sie in so verantwortungsbewußter Weise rangehen, würde das ganze Problem für uns sehr entspannter sein. […] Da hilft manchmal auch, daß die sich überlegen: Moment, ich habe sonst Beziehungen mit dem, dem und dem wichtigen DDR-Autor, soll ich mir die alle verscherzen, bloß weil ich diese miese Tüte noch dazu tue? […] Aber das bleibt widersprüchlich. Du hast recht, die Hauptsache ist wirklich vorzubeugen. Und da bemühen wir uns wirklich, da kannst du von ausgehen, aber man darf das Bewußtsein auch nicht wegdrängen, daß da auch richtige Heuchler bei sind, die dir das erzählen und insgeheim schon, also dem Verleger oder Lektor, und insgeheim schon was ganz anderes angezettelt haben. Aber wem sag’ ich das?“87



Der MfS-Versammlungsleiter dankte dem Genossen Höpcke: „Euer Beifall beweist mir die Übereinstimmung dahingehend, daß wir mit den Ausführungen des Genossen Höpcke Antworten auf eine Vielzahl von Fragen zu aktuellen Entwicklungen in einem wirtschaftlich bedeutsamen Bereich erhalten haben, aber auch und insbesondere Informationen, die uns helfen werden, die Kulturpolitik, insbesondere die Literaturpolitik unserer Partei, weiter inhaltlich gründlich erschließen zu können und daraus auch notwendige Aufgaben für unsere spezifische Arbeit ableiten zu können.“88

Diese tschekistischen Dankesworte an den hochgestellten SED-Funktionär Höpcke sind zugleich ein treffliches Schlußwort dieses Kapitels zur Korrelation von SED und MfS.
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1.4. Historischer Exkurs: Der Auftrag und die Modifikation der Methoden im Sicherungsbereich Literatur

Die 40jährige Kulturgeschichte der DDR war geprägt von einem dauernden Konflikt zwischen Geist und Macht, der in zyklischen Verläufen immer wieder eskalierte. In einer Art permanenter Geisterbeschwörung und mit dem historisch probaten Mittel Zuckerbrot und Peitsche suchte die SED, die kritischen in dienstbare Geister zu verwandeln. Wo dies mißlang, gerieten die nun als feindlich Klassifizierten ins Visier der ostdeutschen Tschekisten. Das Ministerium für Staatssicherheit war nicht nur das institutionalisierte Mißtrauen der SED gegenüber dem eigenen Volk, sondern auch Ausdruck der Unfähigkeit, eigenständigem Denken Raum und Kunst und Literatur Freiheit außerhalb der kulturpolitischen Vorgaben, Normen und Dogmen zu geben. Der Auftrag der SED und die vom MfS angewandten Methoden bei der Bekämpfung dieses Gefahrenpotentials blieben sich in der Zielsetzung immer gleich, doch gab es im Laufe der Jahrzehnte in Abhängigkeit von der Innen- und Außenpolitik der SED methodische Modifikationen, die hier in Grundzügen skizziert werden sollen.

In der ersten Hälfte der fünfziger Jahre sahen SED und MfS im kulturellen Bereich noch kein besonderes Gefahrenpotential für ihre Herrschaft. Der Arbeiteraufstand vom Juni 1953 hatte keine nennenswerte Unterstützung aus dem intellektuell-künstlerischen Bereich gefunden. Das MfS registrierte oppositionelle Personen oder Personengruppen gleich welcher Herkunft, kreiste sie mit geheimpolizeilichen Methoden ein und schlug zu mit den Mitteln des politischen Strafrechts. Von einem besonderen personellen Aufwand oder spezifisch entwickelten Methoden zur Überwachung von Kunst und Literatur konnte zu dieser Zeit noch keine Rede sein.

Das begann sich Mitte der fünfziger Jahre mit der Entstalinisierungspolitik Chruschtschows in der Sowjetunion und dem dadurch ausgelösten „Tauwetter“ zu ändern, insbesondere mit deren Auswirkung in Polen und Ungarn 1956. Die Furcht vor ähnlichen Entwicklungen in der DDR führte zu einer stärkeren Beachtung intellektueller Kreise, darunter auch der „freischaffenden Künstler“. In einer Dienstbesprechung am 24. Januar 1957, an der Minister Wollweber, Oberst Beater, Oberstleutnant Schröder und die Leiter und Referatsleiter der Abteilungen V/1 und V/6 teilnahmen, sagte Major Kienberg, damals Leiter der Abteilung V/1 (später aufgestiegen zum Chef der HA XX im Generalsrang): „In die Bearbeitung der Künstler müssen auch die freischaffenden Künstler einbezogen werden. Sie schreiben für verschiedene Zeitungen oder arbeiten für verschiedene Betriebe, ohne daß eine genaue Kontrolle vorhanden ist. Wir müssen im Presse- und Schriftstellerverband Einfluß nehmen, um zu erreichen, daß von diesen freischaffenden Künstlern feindliche oder tendenziöse Artikel gar nicht erst in der Presse erscheinen können. In der Bearbeitung der Künstler, die von Stadt zu Stadt gehen, wissen wir zwar, was diese und jene äußern, aber aktiv bearbeitet werden sie von keiner Stelle, darum müssen wir sie zentral erfassen und zentral bearbeiten.“89 Im Budapester Petöfi-Club glaubte man einen der Urheber des Aufstandes in Ungarn ausgemacht zu haben, und im Donnerstagskreis, der sich 1956 im Umfeld des Aufbau-Verlages und der kulturellen Wochenzeitschrift „Sonntag“ gebildet hatte, sah die SED-Führung eine beunruhigende Parallelentwicklung.

In einer 89seitigen Analyse90 von 1958 wird diese informelle Gruppierung aus der Sicht des MfS nachträglich so beschrieben: „In der Zeit von Mitte Oktober bis 6. Dezember 1956 fanden im Klub der Kulturschaffenden, Berlin W 8, Jägerstr. 2, regelmäßig donnerstags Zusammenkünfte von Schriftstellern, Journalisten und jungen Künstlern – der sogenannte ,Donnerstagskreis‘ statt. Die Bestrebungen dieses Kreises waren die gleichen wie die der oppositionellen Parteiintelligenz in Polen und Ungarn, und sie fühlten sich selbst bezeichnenderweise als ,Deutscher Petöfi-Club‘. Die Teilnehmer hatten, von unbedeutenden Abweichungen abgesehen, eine übereinstimmend parteifeindliche und staatsfeindliche Einstellung und bildeten sich ein, den ,wahren und unverfälschten‘ Sozialismus vom ,Stalinismus‘ reinigen zu müssen.“91 Die Analyse, die auf den Seiten 66 –71 die Namen der dem MfS bekannten Teilnehmer des Kreises nennt92, ist ein bedeutsames Dokument aus den frühen Jahren, da es einen DDR-weiten Überblick über die „ideologische Diversion“ kritischer Intellektueller gibt. Es beginnt mit der „staats- und parteifeindlichen Gruppierung Harich – Janka“ und kommt dann zu den „ideologischen Bastionen feindlicher Art in den wissenschaftlichen und kulturpolitischen Einrichtungen der DDR“, wonach die „Auswirkungen der Tätigkeit des Prof. Bloch“ und der „Verrat des Prof. Kantorowicz“ folgen sowie eine Aufzählung „partei- und staatsfeindlicher Gruppierungen“ an den Universitäten und Hochschulen in Halle, Leipzig, Berlin, Jena, Merseburg und Weimar.93 Auf den Seiten 11 und 12 wird schließlich eine „Übersicht über die im Jahre 1957 festgenommenen Wissenschaftler, Assistenten, Studenten, Lehrer, Schüler sowie Journalisten und sonstigen Angestellten aus Redaktionen“ gegeben, aufgeschlüsselt nach den Straftatbeständen Staatsverbrechen und Verrat, Untergrundtätigkeit und Spionage: Es waren insgesamt 87 Personen. Mit diesen Verhaftungen und Verurteilungen demonstrierten SED und MfS wenig verhüllt, daß sie die neue Gefahr erkannt hatten und in der Lage waren, ihr zu begegnen. Folgerichtig wurden in dieser Zeit und in diesem Umfeld verstärkt neue Geheime Informatoren (GI) verpflichtet. Auf Seiten der Verleger: GI „Kurt“94, Nachfolger Walter Jankas im Aufbau-Verlag, GI „Kant“95, Verlagsleiter nach dem Aufstieg des GI „Kurt“ zum DDRKulturminister, GI „Albert Richter“96, Lektor im Aufbau-Verlag wie der seit 1956 kontaktierte, 1970 verpflichtete, aber erst 1978 als IM registrierte „Günter“97. Auf Seiten der Schriftsteller die GI „Adler“98, „Hochschulz“99 und „Dichter“100.

Freilich war das Feindbild grob konturiert, und auch die Methoden waren entsprechend beschaffen: Wer nicht zu Kreuze kroch oder sich dem Zugriff durch Flucht über die offene Grenze entzog, wurde verhaftet und verurteilt. Walter Janka, Gustav Just, Erich Loest und andere aus dem kulturellen Bereich kamen damals hinter Gitter. Andere wurden zu Objekten der Überwachung, so Carola und Ernst Bloch im OV „Wild“, Wolfgang Schreyer im OV „Wühler“, Manfred Bieler im OV „Zersetzer“ und eine „feindliche Gruppierung“ im Lektorat des Verlages Neues Leben im OV „Stachel“.

Wie eine Verhaftung und Verurteilung in den fünfziger Jahren vorbereitet und durchgeführt wurde, soll am Beispiel eines Überprüfungsvorganges aus den Jahren 1957 und 1958 verdeutlicht werden. Das Einleiten der Überprüfung wurde im Juli 1957 wie folgt begründet: „Durch GI wurde bekannt, daß Antkowiak sehr offen gegen die Partei, ihre Funktionäre, gegen die Sowjetunion und gegen die Verhältnisse in der DDR hetzt. Seine Diskussionen sind von umstürzlerischen Ansichten gekennzeichnet.“101 Die Abschlußnotiz, nur sechs Monate später, lautete lapidar: „Der Obengenannte wurde am 30.1.1958 von der HA V/1 festgenommen. Er wurde zu zweieinhalb Jahren Zuchthaus verurteilt wegen staatsgefährdender Propaganda und Hetze.“102 Zwischen Eröffnung und Abschluß liefen die Ermittlungen, die auch ein atmosphärisches Bild jener Jahre geben.

In seiner Jenaer Zeit (1950 – 54) betätigte sich Alfred Antkowiak intensiv im kulturellen Bereich, was ihm den Beinamen „Kulturpapst von Thüringen“ eingetragen haben soll. Er stand der Arbeitsgemeinschaft Junger Autoren Thüringen nahe, arbeitete für die von Walther Victor beim Thüringer Volksverlag herausgegebenen Volkslesebücher (gab z. B. das Diderot-Lesebuch heraus), war Mitglied der SED-Landesleitung Thüringens und Vorsitzender des Thüringer Schriftstellerverbandes. Im Sommer 1953 fand er im Aufbau-Verlag eine Stellung als Abteilungsleiter des Lektorats für Realismus des 19. Jahrhunderts. Dort lernte er Wolfgang Harich kennen und natürlich auch Walter Janka, den er 1957 gegenüber der Kontaktperson (KP) „Schulze“ als „Gönner und Förderer“ bezeichnete.

Der „Auskunftsbericht“ zu Antkowiak vom 19. Juli 1957 war der Anlaß für Leutnant Voigt von der HA V/1, einen „Operativplan“ zwecks Überprüfung aufzustellen. Im Auskunftsbericht ist von einer Unterhaltung zwischen einem Kulturfunktionär der SED-Bezirksleitung Gera, einem Nachwuchsschriftsteller und Antkowiak in dessen Michendorfer Wohnung bei Potsdam die Rede. Einer der beiden Gesprächspartner Antkowiaks berichtete als GI „Gustav“, Antkowiak habe „klar und offen seine feindliche Einstellung gegen die Partei, gegen Genossen Walter Ulbricht, gegen die bestehende Gesellschaftsordnung in der DDR und gegen die Sowjetunion zum Ausdruck“103 gebracht und übel gegen Walter Ulbricht gehetzt, der die Linie Stalins weiter verfechte und längst reif sei abzutreten. Er habe Ulbricht gar als „geistlos“ bezeichnet. Seine „feindlichen Ziele“ habe Antkowiak offen dargelegt: „Wir wollen ein sozialistisches System der Mitte, ein freies Entwickeln der positiven Kräfte ohne Einwirkung durch die Sowjetunion. Alle Verlage weigern sich, sowjetische Literatur zu drucken. Wir wollen die Freiheit an den Hochschulen und Universitäten, wir wollen den freien Austausch und Meinungsstreit, um den Sozialismus, ohne die Einwirkung des sogenannten größten sozialistischen Staates, den man gar nicht als sozialistisch bezeichnen kann, denn was sich dort ereignet, ist ja der nackte Terror.“104

Das waren ausreichend Gründe, um weitere Maßnahmen einzuleiten: Einsatz der Geheimen Informatoren und Kontaktpersonen (u.a. die GI „Kant“ und „Kurt“ in leitender Stellung im Aufbau-Verlag Berlin, der Schriftsteller Bernhard Seeger alias GI „Karl Feuerherd“105 sowie zwei eingeschleuste Hausmädchen, die KP „Gisela“ und GI „Ingrid“), Installation operativer Technik sowie umfassende Ermittlungen über Antkowiaks Vergangenheit. Schließlich wurde aus den Ergebnissen der Ermittlungen der Schluß gezogen, den „gefährlichen Einflüssen des Antkowiak Einhalt“ zu gebieten und den Vorgang abzuschließen. Am 28. Januar 1958 entstand der „Operativplan, betrifft: Liquidierung des Ü-Vorgangs 246/57“106. Die Verhaftung Antkowiaks wurde detailliert geplant und erfolgte am 30. Januar 1958 abends in Berlin, nachdem der GI „Kant“ vom Aufbau-Verlag dem MfS mitgeteilt hatte, daß jener an diesem Tag zum Verlag kommen wolle. Alfred Antkowiak wurde zu zwei Jahren und sechs Monaten Zuchthaus verurteilt. Dieses verließ er als GI „Michel Roiber“, doch ist das eine Geschichte, die bereits in die sechziger Jahre weist. Der Überwachungsvorgang indes zeigt, wie kurz die Spanne zwischen Beginn der Ermittlung und Abschluß durch Verhaftung war und daß einige kritische, mündliche Äußerungen im kleinen Kreis zur Verurteilung ausreichend waren. Man machte kurzen Prozeß.

Mit dem Mauerbau 1961 verbanden SED-Führung und MfS die Hoffnung, daß mit der uneingeschränkten Kontrolle der Grenzen der äußere Gegner ausgeschlossen, der innere Unmut eingeschlossen und damit die Arbeit der Sicherheitsorgane leichter werde. Auch Teile der künstlerischen Intelligenz hofften, daß diese rigide Maßnahme zumindest den positiven Effekt einer größeren Souveränität nach innen haben und damit größere Spielräume für Literatur und Kunst eröffnen würde. Und tatsächlich gab es in den Jahren 1963/64 ein begrenztes kulturpolitisches Zwischenhoch. Doch wurden beide Hoffnungen langfristig enttäuscht. Aus den Versuchen, Literatur und Kunst behutsam zu liberalisieren, zogen SED und MfS den Schluß, daß nunmehr der Klassengegner nicht mehr nur von außen operiere, sondern verstärkt im Innern Verbündete fände.

Das MfS vollzog 1964 eine interne Strukturreform und benannte die HA V um: Die HA XX entwickelte sich in der Folgezeit zum Zentrum der totalen Überwachung nach innen. Die SED veranstaltete 1965 das 11. Plenum des ZK der SED (Berichterstatter: Erich Honecker), das die künstlerischen Versuche einer behutsamen und systemimmanenten Liberalisierung unterband. Dieses Plenum ging unter dem Stichwort „kultureller Kahlschlag“ in die Geschichte der DDR ein.107 Doch die gewünschte Ruhe brachte es auf Dauer nicht.

Welch traumatisches Erlebnis der Prager Frühling von 1968 und dessen Resonanz im eigenen Land für die Poststalinisten in der DDR gewesen sein muß, läßt die hektische und panische Reaktion der Staatssicherheit vier Tage nach dem Einmarsch in die CSSR erkennen. Mielke fordert alle Hauptabteilungen und Bezirksverwaltungen des MfS in einem Schreiben vom 25. August 1968 auf, von allen Redakteuren, Reportern, Kommentatoren, Sprechern, Studiotechnikern, Conférenciers, Regisseuren, Dramaturgen, Theaterautoren, Stadt- und Betriebsfunkredakteuren, Schriftstellern, Grafikern, Malern, Bildhauern, Schauspielern und Sängern binnen vier Tagen umfassende Auskunftsberichte zu liefern.108 Der Schock über den tschechischen Versuch, einen „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ zu wagen, den SED und MfS vor allem von Intellektuellen, Künstlern und den Medien inspiriert sahen, führte in der Folge zu einer verstärkten Aufmerksamkeit für diese Bevölkerungsgruppe sowie zu strukturellen und methodischen Konsequenzen im MfS.

Der Befehl 20/69 vom 18. Juni 1969 begründete dies mit dem Satz: „Der Gegner verschärft im Rahmen der imperialistischen Strategie im zunehmenden Maße die Angriffe gegen die politisch-ideologischen Grundlagen der sozialistischen Kultur, gegen die Rolle der Massenkommunikationsmittel und besonders gegen die im kulturellen Bereich und in den Massenkommunikationsmitteln tätigen Menschen.“109 Mit diesem Befehl wurde die Abteilung XX /7 geschaffen. Sie systematisierte die auf diese Bereiche gerichtete Arbeit des MfS und entwickelte differenziertere Methoden der Überwachung, Unterwanderung und Beeinflussung.

In der Dienstanweisung 3/69 „zur Organisierung der politisch-operativen Arbeit in den Bereichen der Kultur und Massenkommunikationsmittel“110 zu diesem Befehl heißt es eingangs:


„Das strategische Ziel der sozialistischen Kulturpolitik besteht in der Herausbildung der sozialistischen Menschengemeinschaft und in der Schaffung der gebildeten sozialistischen Nation, die zugleich als Vorbild auf Westdeutschland und andere kapitalistische Länder ausstrahlt. In diesem Zusammenhang haben Rundfunk und Fernsehen und die sozialistische Presse als Teil der Machtinstrumente des sozialistischen Staates in wachsendem Maße grundlegende Aufgaben bei der Durchsetzung der Beschlüsse von Partei und Regierung zu erfüllen. Als Instrumente des Klassenkampfes auf politisch-ideologischem und geistig-kulturellem Gebiet haben sie die Errungenschaften der Deutschen Demokratischen Republik interessant und vielseitig zu popularisieren, die Versuche der politisch-ideologischen Diversion des Gegners offensiv zu bekämpfen und die fortschrittlichen Kräfte in anderen Ländern zu unterstützen. Die Analyse der politisch-operativen Situation zeigt, daß der Gegner seine Angriffe im verstärkten Maße auf diese Bereiche konzentriert. […] Der Gegner versucht insbesondere, die unter den Kulturschaffenden und Angehörigen der Massenkommunikationsmittel vorhandenen Rudimente alter bürgerlicher Denk- und Lebensgewohnheiten sowie ihre spezifischen Fähigkeiten, Interessen, Bedürfnisse, Gefühle, Leidenschaften und Ideale für feindliche Ziele zu mißbrauchen.“111



Der Beschreibung der Gefahr folgt die Aufzählung der Mittel, diese Gefahr zu bekämpfen.

Zum ersten werden „alle inoffiziellen und offiziellen Möglichkeiten der zielgerichteten und ständigen Informationsbeschaffung“ angewiesen.

Zum zweiten werden die „operativen Schwerpunkte“ aufgezählt: a) Funk und Fernsehen (Sendesäle, Studios, Produktions- und Schalträume, mobile Technik, Kopierwerk und Notstromversorgung), b) das gesamte DDR-Pressewesen einschließlich der ausländischen Vertretungen und Nachrichtenagenturen, die Sektion Journalistik an der Universität Leipzig und die Fachschule für Journalistik, c) Schriftsteller, Schriftstellerverband, Verlagswesen, Buchhandel und Druckereien und d) alle kulturellen Einrichtungen der bildenden, darstellenden und unterhaltenden Kunst sowie der sogenannten kulturellen Massenarbeit (Volks- und Laienkunst). Kontrolliert wurden die künstlerischen Hoch- und Fachschulen, alle Theater, Orchester, die Konzert- und Gastspieldirektion, Kabaretts, Tanzkapellen, Kultur- und Klubhäuser in Städten, Gemeinden und Betrieben. Sodann werden die operativ abzusichernden Personenkreise detailliert benannt, also alle Personen, die unmittelbar oder mittelbar, haupt- oder nebenberuflich etwas mit den genannten Bereichen zu tun haben.

Zum dritten, Stichwort: „Inoffizielle Arbeit“, geht es um die „Erweiterung, Vervollständigung und allseitige Ausnutzung der IM-Systeme“. Gezielt sollen neue Spitzel gewonnen werden: „Neuwerbungen sind insbesondere zur operativen Bearbeitung von im Verdacht der Feindtätigkeit stehenden Personen, zur exakten strafrechtlichen Beweisführung geplanter feindlicher Handlungen, zur gründlichen Einschätzung der politisch-operativen Situation unter den Kulturschaffenden und Angehörigen der Massenkommunikationsmittel, zum Erkennen negativer Konzentrationen und begünstigender Faktoren für Feindtätigkeit und deren Beseitigung durchzuführen.“112 Verstärkt sollen freiberufliche Personen sowie künstlerische und technische Kader als IM aller Kategorien geworben werden. Aufschlußreich ist die folgende Anweisung: „Zur stärkeren Unterstützung der operativen Abwehrarbeit und der analytischen Tätigkeit sind in den Einrichtungen der Kultur und Massenkommunikationsmittel wichtige Schlüsselfunktionen durch bewährte und zuverlässige IM und Offiziere im besonderen Einsatz zu besetzen oder geeignete Kader in solchen Funktionen zu werben.“113 Diese Anweisung wurde in den Folgejahren erfolgreich umgesetzt – sichtbar an der Zahl der IM in Schlüsselpositionen des DDR-Literaturbetriebes, wie später zu zeigen sein wird.

Und schließlich, viertens, geht es um die „operative Aufklärung, Bearbeitung und Kontrolle negativer und feindlicher Personenkreise sowie die Organisierung der vorbeugenden Arbeit“, hier wird das Hauptziel wie folgt beschrieben: „Alle Hinweise über feindliche Handlungen sind sofort zu überprüfen, intensiv zu bearbeiten und die Tatbestände entsprechend der verletzten Strafrechtsnormen allseitig aufzuklären und herauszuarbeiten.“114 Zweck ist es unter anderem zu verhindern, „daß vom öffentlichen Auftreten von Kulturschaffenden, einschließlich ihrem Äußeren, und von den kulturellen Erzeugnissen, einschließlich dem Aussehen ihrer Verpackung und der Werbung, negative Auswirkungen ausgehen können.“115 Dabei wird ausdrücklich auch die Reisetätigkeit ins Ausland einbegriffen. Welchen Einfluß das MfS darauf nahm, geht aus den folgenden Passagen hervor. „Es ist zu verhindern, daß feindliche oder schwankende Elemente durch ihr Auftreten und Verhalten im Ausland dem Ansehen der DDR schaden. […] Entschlüsse zur Verhinderung der Ausreise von Kulturschaffenden […] sind entsprechend zu legalisieren. Die Unterbindung der Ausreise ist unter Wahrung der Konspiration in Zusammenarbeit mit den Leitungen der staatlichen und gesellschaftlichen Organe durchzusetzen.“116 So blieb das MfS bei derlei Entscheidungen im Hintergrund.

Die Leiter der Abteilungen XX/7 erhalten die Weisung, sich „eine Übersicht über die im Verantwortungsbereich tätigen fest angestellten oder freischaffenden Journalisten, Schriftsteller, Schauspieler, Übersetzer u.a. Kulturschaffenden zu verschaffen“.117 Die Bezirksverwaltungen werden angewiesen, bei „verstärkter Feindtätigkeit“ Sofortmeldungen an die HA XX/7 zu geben sowie periodische Lageeinschätzungen (Achtwochenberichte und Halbjahresanalysen). Dieses Dokument belegt die Intention der Staatssicherheit zur flächendeckenden Gesamtkontrolle des kulturellen Lebens.

Die Überwachung von Berta Waterstradt soll hier als typisches Beispiel für die sechziger und frühen siebziger Jahre stehen. Dieser Überwachungsvorgang verdeutlicht im Vergleich zu den fünfziger Jahren, daß in den sechziger Jahren über längere Zeiträume und mit größerem personellen Aufwand Material gesammelt wurde und daß vergleichbare „Vergehen“ nicht mehr so schnell und unbedingt zu Verhaftung und Verurteilung führen mußten.

Berta Waterstradt, in der Weimarer Republik Mitglied des Bundes Proletarisch-Revolutionärer Schriftsteller (BPRS) und während der NS-Zeit aktiv im Widerstand, arbeitete von 1945 bis 1953 beim Berliner Rundfunk in der Literaturabteilung, später freiberuflich. Für den 1949 uraufgeführten Film „Die Buntkarierten“ erhielt sie im selben Jahr den Nationalpreis. Dem MfS fiel sie bereits Mitte der fünfziger Jahre auf, der erste ausführliche Bericht der Kontaktperson (KP) „Krüger“ datiert vom 29. Januar 1957: „Sie schimpfte auf die SU, auf die Regierung des sozialistischen Ungarn und auf die Regierung der DDR. Sie behauptete vor allem, daß alle drei Regierungen uns belügen und für dumm halten. Man würde dem Volke die Wahrheit vorbehalten und nur die angenehmen Dinge sagen. Vor allem wandte sie sich gegen die Tatsache, daß der Petöfi-Kreis zur Konterrevolution in Ungarn beigetragen habe, und bezeichnete dies als Schwindel der genannten drei Regierungen, die einen Vorwand brauchten, ihre Fehler zu verdecken. Außerdem empörte sie sich darüber, daß die Partei behaupte, in dem deutschen Schriftstellerverband gäbe es auch Kräfte, die gegen die
DDR arbeiten. Alle ihre Ausführungen gipfelten darin, daß sie niemandem mehr glaube und sich selbst informieren würde.“118 Nach dem Mauerbau 1961 fiel sie wieder negativ auf. „Die Berta Waterstradt ist nach Einschätzung des GI ,Jenny‘ vollkommen negativ zur Partei und Regierung der DDR eingestellt. So erklärte die W., früher habe sie noch in der S-Bahn agitiert und widersprochen. Heute macht sie das nicht mehr, sie wüßte nicht, was sie sagen soll. […] Zur Situation in Berlin äußerte die W., die Errichtung der Mauer und das Verhindern der Besuche sei nicht menschlich. Die W. hat ihre Schwiegereltern in Westberlin wohnen. Wenn man ihr es verbieten würde, nach Westberlin zu fahren, würde sie lieber als Straßenkehrer gehen – aber zu ihrer Schwiegermutter fahren.“119 Während
eines Aufenthaltes im Schriftstellerheim Petzow im Sommer 1962, GI „Hannes“ berichtete es seinem Führungsoffizier, äußerte sie „unverhohlen,
daß sie keine großen Dinge mehr schreiben will. Die wirklichen Probleme könnten bei uns nicht behandelt werden, jeder Versuch, dies zu tun, würde in den meisten Fällen schiefgehen. Sie schreibt deshalb nur noch kleinere Sachen für den ,Eulenspiegel‘ und kleinere historische Dinge.“120 Auch bei Diskussionen im Schriftstellerverband hielt sie sich nicht an die vorgegebene Parteilinie, was der GI „Wegener“ zu berichten wußte: Sie unterstütze Stefan Heym und sein Buch „Schatten und Licht“ (April 1961) und
beklage die gekürzte deutsche Fassung des sowjetischen Films „Schlacht unterwegs“ (Mai 1962). Besondere Aufmerksamkeit widmete das MfS einem Tonband, worauf jemand mit Ulbrichts imitierter Stimme den „Osterspaziergang“ aus Goethes „Faust“ rezitiert hatte. Die Parodie war Anfang 1962 im Kreis der Waterstradt entstanden. Am 27. Dezember 1962 notiert die Staatssicherheit: „Insbesondere über Berta Waterstradt ist bekannt, daß sie eine der schärfsten Gegnerinnen, durchdrungen von Haß, gegen Walter Ulbricht ist. Die sich um sie herumtreibende Personengruppe entspricht dieser Haltung und wird aufgeklärt.“121

Anfang 1963 suchte die Staatssicherheit bei den Hausbewohnern und Nachbarn Berta Waterstradts ein geeignetes Objekt für den Einbau einer Wanze. Am 27. Juli 1964 fertigte Oberleutnant Treike eine zehnseitige „Einschätzung des vorhandenen politisch-operativen Materials über die Schriftstellerin Berta Waterstradt auf Gesellschaftsgefährlichkeit und Strafbarkeit“ an. Bei der biographischen Darstellung ist dem Oberleutnant die Schwierigkeit anzumerken, eine Person mit einer derart fortschrittlichen Vergangenheit als Verdächtige zu bearbeiten: „Von 1930 bis zum Ausbruch des Hitlerfaschismus schrieb sie Gedichte, Kurzgeschichten und vor allem Satiren, die ihr am besten gelangen. […] Sie wurde verpfiffen und 1935 verhaftet. Mai 1936 war ihr Prozeß, ihr wurde nur ein Gedicht nachgewiesen, das sie geschrieben hatte, das in satirischer Form die Zustände im 3. Reich schildert. Es war sehr lustig, so daß fast alle Richter sich, als sie es im Gerichtssaal verlas, kaum das Lachen verbeißen konnten. […] Mit ihrem literarischen und journalistischen Schaffen hat sich die Schriftstellerin Berta Waterstradt besondere Verdienste im Kampf um die Sicherung des Friedens, aber auch zur Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau erworben.“122 Beim Korrekturlesen strich der Oberleutnant bemerkenswerter-weise den Satz über die amüsierten Richter und ersetzte „verpfiffen“ durch „verraten“. In merklich objektiviertem Stil geht es dann weiter: „Das vorhandene politisch-operative Material beweist, daß die Schriftstellerin Berta Waterstradt seit dem Jahre 1956 mehrfach operativ angefallen ist, da sie eine schwankende Haltung besonders zur Kulturpolitik der Partei und Regierung einnimmt, wobei die Intensität der schwankenden Haltung unterschiedlich ist. Aus ihrem Verhalten ist zu entnehmen, daß sie in der Auswertung des XX. und XXII. Parteitages der KPdSU, angewandt auf die Verhältnisse der DDR, zu formalen Auffassungen und ideologischen Schwankungen kommt.“123

Im einzelnen wurden ihr angelastet: Unverständnis für die Kulturpolitik, Kritik am Politbüro, der Vorwurf der Desinformationspolitik seitens der UdSSR, Ungarns und der DDR bezüglich der Ereignisse in Ungarn, Kritik am Mauerbau, am Erziehungssystem in der DDR, an der Zensur, Kritik am System der Wirtschaftsgemeinschaft der sozialistischen Länder und die Forderung nach freien Wahlen im Schriftstellerverband. In den weiteren Punkten zur „Gesellschaftsgefährlichkeit und Strafbarkeit“ werden die Kontaktpersonen aufgezählt, zunächst die Gruppe der Tonbandparodisten Ulbrichts: u. a. Renate Holland-Moritz, Lisa Honigmann, Günter Kunert, Lothar Kusche, Dinah Nelken, Jan Petersen, Elizabeth Shaw, John Stave. Bewertung durch das MfS: „Durch diese Handlung hat sich der Personenkreis der Verletzung des § 19 Absatz 2 des StEG schuldig gemacht. Es muß eingeschätzt werden, daß alle Personen sich der Strafbarkeit der Handlung bewußt sein werden. Alle beteiligten Personen stehen durch ihre journalistische, schriftstellerische und künstlerische Tätigkeit mitten im politischen Leben. Die Beteiligung der Schriftstellerin Berta Waterstradt muß auf Grund ihrer bisherigen gesellschaftlichen und politischen Entwicklung und ihrer Lebenserfahrungen als besonders verwerflich eingeschätzt werden.“124 Auch die Verbindungen zu den Schriftstellern Willi Bredel, Gotthold Gloger, Stephan Hermlin, Peter Huchel und Stefan Heym werden als gefährlich beschrieben. Zusammenfassend schätzte Treike ein: „Die Handlung der Berta Waterstradt ist um so verwerflicher, weil sie seit vielen Jahren politisch organisiert ist und über Lebenserfahrungen im Kampf gegen die Feinde der Arbeiterklasse verfügt. Sie hat sich durch ihr Verhalten, ob bewußt oder unbewußt, zum Sprecher des Feindes gemacht. Die Schwäche in der Beweisführung liegt darin, daß das vorhandene politisch-operative Material nur von einzelnen IM zum jeweiligen Fakt erarbeitet wurde und keine Angaben über die Zielsetzung und das Ausmaß sowie Fortsetzung der Tätigkeit – politisch-ideologische Diversion – vorhanden sind. Auf Grund der vorhandenen Anhaltspunkte wird vorgeschlagen, einen Überprüfungsvorgang über die Schriftstellerin Berta Waterstradt anzulegen.“125

Doch reichte das Material offensichtlich nicht für einen eigenständigen Überprüfungsvorgang aus, denn nun wurden in einer Handakte weiter IM-Berichte gesammelt. IM „Wolfgang“ berichtete am 30. September 1964: „Frau W. hat eine sehr pessimistische Einstellung zu unserer Politik, nicht was die marxistisch-leninistische Grundlinie anbelangt, sondern was unsere Politik auf Grund der nationalen Besonderheiten betrifft. […] Ihrer Meinung nach müßte bei uns eine echte Demokratie mit einem echten Parlament (Opposition) und einem absetzbaren Staatsoberhaupt existieren, um endlich der Kalamität begegnen zu können, auf den Tod eines einzelnen warten zu müssen, um Reformen durchführen zu können.“126 Auf Grund der „negativen“ Einstellung verhinderte das MfS 1969 deshalb eine geplante Reise nach Israel: „Es wird vorgeschlagen, die beantragte Privatreise der W. nach Israel nicht zu genehmigen. Die W. ist auf dem Gebiet der politisch-ideologischen Diversion bisher negativ in Erscheinung getreten und gehört zum Kreis jener Schriftsteller, die die Kulturpolitik von Partei und Regierung ablehnen und bekämpfen.“127

Zunehmend wichtiger nahm das MfS die Kontakte der Waterstradt zu Stefan Heym. So leitete Oberleutnant Rolf Pönig 1971 eine Operative Personenkontrolle (OPK) gegen die nunmehr 64jährige Berta Waterstradt ein. Begründung: „Die W. besitzt starke Vorbehalte gegenüber der Politik von Partei und Regierung. Sie zählt zu den engsten Verbindungen des Schriftstellers Stefan Heym. Sie unterhält Verbindungen zu Personen, die in der Vergangenheit staatsfeindlich gegen die DDR tätig wurden. Sie unterhält Verbindungen zu zahlreichen Verlagsmitarbeitern, Schriftstellern, Journalisten in Westdeutschland, Westberlin sowie dem kapitalistischen Ausland.“128 Auf sie wurden nun neben den bewährten IM „Rolf“ und „Michael“ noch „Frank“ und „Dichter“ angesetzt. Insbesondere Paul Wiens alias IMB „Dichter“129 spielte dabei eine Schlüsselrolle: „Der IMV130 ,Dichter‘ wird weiterhin zielgerichtet seine gute Verbindung zur Waterstradt nutzen mit dem Ziel, daß sich die Waterstradt weiter wie bisher gegenüber dem IM über ihre politisch-ideologischen Ansichten offenbart. Der IM wird hierbei beauftragt, besonders die Reaktionen und Verhaltensweisen sowie Aktivitäten der Waterstradt nach Zusammenkünften mit Heym zu ergründen.“131

Trotz angeordneter Postzollfahndung, Briefkontrolle und dem Abhören des Telefons waren die zusammengetragenen Informationen jedoch noch immer nicht ausreichend, um der Bearbeiteten durch strafrechtlich verwendbare Beweismittel feindliche Aktivitäten nachweisen zu können. Deshalb schrieb Pönig am 6. August 1976 den Abschlußbericht der OPK:


„Das Ziel der operativen Bearbeitung bestand darin, zu prüfen, ob die Waterstradt feindliche Handlungen im Zusammenhang mit ihren Kontakten begeht. Die im Rahmen der Bearbeitung der OPK eingeleiteten Maßnahmen ergaben, daß der Kontakt der Genannten zu Heym keinerlei Auswirkungen hinsichtlich möglicher feindlicher Aktivitäten und Handlungen durch die W. hatte. Außerdem ist die Verbindung zu Heym in der letzten Zeit sehr locker geworden und bezieht sich nur noch auf zufällige Begegnungen. Inoffiziell konnte weiterhin erarbeitet werden, daß die W. etwa seit dem VIII. Parteitag der SED mit negativen Äußerungen merklich zurückhaltender wurde und in mehreren Fällen zustimmende Ansichten zur Kulturpolitik unserer Partei zum Ausdruck brachte. […] Verbindungen zu Verlagsmitarbeitern, Schriftstellern und Journalisten der BRD und NSW bestehen noch. Daraus resultieren jedoch weder feindliche Aktivitäten noch negative Äußerungen. Im Verlaufe der operativen Bearbeitung in der OPK konnten keinerlei Hinweise auf Verletzung der Strafrechtsnormen erarbeitet werden. Aus den genannten Gründen wird vorgeschlagen, die Bearbeitung der Waterstradt in der OPK einzustellen.“132



Freilich wurde Berta Waterstradt künftig „KK-erfaßt“133.

Der Vorgang zu Berta Waterstradt illustriert die Veränderungen des innenpolitischen Klimas, die nach dem Machtwechsel von Ulbricht zu Honecker 1971 besonders deutlich wurden und nicht ohne Auswirkungen auf die Methodik des MfS blieben. Die Beschlüsse des VIII. Parteitages der SED 1971 verbesserten nicht nur den Lebensstandard und hoben die sozialen Leistungen an, boten also nicht nur ein Mehr an Konsumbefriedigung als Ersatz für das Eingesperrtsein und die politische Entmündigung, sondern weckten auch Hoffnungen auf eine Öffnung und Liberalisierung der Kulturpolitik. Es war insbesondere ein Satz Honeckers auf der 4. Tagung des ZK der SED im Dezember 1971 („Wenn man von der festen Position des Sozialismus ausgeht, kann es meines Erachtens auf dem Gebiet von Kunst und Literatur keine Tabus geben.“134), der Illusionen hervorrief, da viele Künstler und Schriftsteller den einschränkenden, konditionalen Nebensatz bewußt überhörten, obwohl der dem Hauptsatz vorangestellt und also deutlich betont war.

In dieser ersten Konsolidierungsphase Honeckers war die SED bestrebt, die Legitimation nach innen und die Reputation nach außen zu erhöhen. Die beginnende Entspannungsphase (1972 Grundlagenvertrag zwischen Bundesrepublik und DDR, 1974 UNO-Mitgliedschaft, 1975 Unterzeichnung der Helsinki-Schlußakte) ließ das MfS darüber nachdenken, ob statt des demonstrativen Zuschlagens wie in den fünfziger Jahren nicht ein Operieren mit verfeinertem Instrumentarium der neuen Lage angemessener wäre. Also sondierte das MfS zunächst das veränderte Umfeld. Minister Mielke bestellte am 15. November 1971 bei den Leitern der HV A, der Bezirksverwaltungen und der Hauptabteilungen eine Einschätzung „zur Analysierung der politisch-operativen Lage unter Künstlern und Schriftstellern nach dem VIII. Parteitag der SED“. Die zu beantwortenden Fragen spiegeln zugleich die Befürchtungen des MfS wider, die es mit den veränderten Bedingungen verband:


„Wie und von welchen Personen werden die Festlegungen des Parteitages verfälscht, um der Kulturpolitik von Partei und Regierung den Klasseninhalt zu nehmen, gegen die führende Rolle von Partei und Staatsmacht aufzutreten und feindliche Ideologien und Auffassungen zu verbreiten? […] Wo werden unter dem Deckmantel eines offenherzigen, sachlichen und schöpferischen Meinungsstreites Fehlerdiskussionen entwickelt, geduldet und gefördert, unberechtigte Forderungen gestellt? […] Wie ist das gegenwärtige Verhalten profilierter Kulturschaffender, die durch ihr Schaffen bzw. ihre gesellschaftliche Stellung massenwirksam sind? […] Von welchen Mitarbeitern westlicher Verlage und anderer Einrichtungen werden zu Schriftstellern und Künstlern unter dem Deckmantel der Publizierung und Propagierung ihrer Werke und ihrer Personen in Westdeutschland und Westberlin verstärkt Beziehungen ausgebaut bzw. neu hergestellt? […] Welche Hinweise gibt es über Pläne, Absichten und Verbindungen zu ähnlich eingestellten Kreisen in anderen sozialistischen Staaten, untereinander koordiniertes, abgestimmtes gemeinsames Vorgehen bis zur organisatorischen Festigung zu organisieren?“135



In dem „Referat des Genossen Minister auf der Dienstkonferenz vom 13.7.1972“136 geht Mielke ausführlich auf die Kulturpolitik nach dem VIII. Parteitag der SED ein und nennt einige neue Aspekte der politisch-operativen Arbeit des MfS im kulturell-literarischen Bereich. Zunächst würdigt Mielke die erfolgreiche Politik der SED, um sodann ohne große Umschweife auf die „noch relativ vielen“ feindlichen und negativen Erscheinungen auf kulturellem Gebiet zu kommen. Er wiederholt die Floskeln und Formeln von der „großen Weite und Vielfalt in der Kunst“ und von der „Einheit von Prinzipienfestigkeit und Beweglichkeit in der Kulturpolitik“, allerdings „nur auf der Grundlage einer festen marxistischleninistischen Position“. Bemerkenswert ist der wiederholte Hinweis, „sehr klug zu differenzieren“, da die Partei an einem „konstruktiven Austausch der Meinungen“ interessiert sei, der jedoch zu einer „Klärung der Standpunkte“ führen solle. In diesem Klärungsprozeß, so Mielke, „scheidet sich in gewissem Maße deutlicher als bisher die Spreu vom Weizen“. Die besondere Aufmerksamkeit des MfS müsse all jenen gelten, von denen „vielfältige Versuche ausgehen, die Linie und die Politik unserer Partei zu entstellen“, sei es aus „feindlich-negativer oder schwankender Position“ heraus. Die Kultur insgesamt erhalte eine höhere Rangordnung, da sie in alle Bereiche des gesellschaftlichen und persönlichen Lebens übergreife und mithin keine Ressortangelegenheit sei. Das wiederum erhöhe die Anforderungen an die Kulturschaffenden. In deren Werken „müssen sich solche Eigenschaften wie feste Positionen zum Sozialismus, Parteilichkeit und Prinzipienfestigkeit, Wirklichkeitsnähe, Lebenswahrheit, klares Bekenntnis zur Sowjetunion und zum proletarischen Internationalismus widerspiegeln“. Diese Forderungen der Partei seien die Kriterien für die politisch-operative Arbeit des MfS im literarischen Bereich.

Anschließend kommt Mielke auf den Klassenfeind zu sprechen, der sich „auf dem Gebiet des ideologischen Kampfes in besonders starkem Maße auf Angriffe gegen unsere Kulturpolitik“ konzentriere. Der Gegner bediene sich dabei „raffinierter Argumente“, so zum Beispiel suggeriere er den DDR-Künstlern, „durch Kritik den Sozialismus menschlicher zu machen und größere Toleranz zu fordern“, wobei er diese ideologische Diversion mit verlockend erscheinenden Angeboten verbinde. All dies verfolge letztendlich die Absicht, „im Innern der DDR eine Opposition zu schaffen“ und Werke zu fördern, die „Zündstoff enthalten“. Deshalb konzentriere sich der Gegner auf „Schriftsteller, Verlagsmitarbeiter, Künstler, Kritiker und andere Personen, die Einfluß auf die öffentliche Meinungsbildung haben“. Für die gegnerische Kontakttätigkeit sei nur ein relativ begrenzter Personenkreis anfällig, in erster Linie handele es sich um Personen, die schon früher falsche Auffassungen gehabt hätten und nun erneut „Morgenluft“ witterten.

Sodann wird Mielke praktisch und nennt als wichtigste operative Aufgabe die Klärung der tschekistischen Grundfrage „Wer ist wer?“ im kulturellen Bereich und fordert die umfassende und bis ins Detail gehende Aufklärung der politisch-ideologischen Grundeinstellung aller Kulturschaffenden. Dabei sei besonders auf „Doppelzüngler“ zu achten. Die Bildung feindlicher Stützpunkte müsse verhindert, bereits vorhandene müßten unter Kontrolle gehalten und „systematisch ausgeschaltet“ werden. Dazu sei unbedingt notwendig, „immer im Bilde zu sein“, und das wiederum setze voraus, „die Arbeit mit den IM /GMS in allen kulturellen Einrichtungen weiter zu qualifizieren“. Auch sollten die Möglichkeiten der Volkspolizei besser genutzt werden, so bei der Genehmigung und Überwachung von Veranstaltungen, beim Aufklären von Personen im Freizeitbereich, in den Wohngebieten und im Urlaub. Dabei gelte generell, daß „mit dem richtigen Fingerspitzengefühl vorgegangen“ werden soll. Die inoffiziellen Mitarbeiter müßten sich zunehmend durch ein hohes Bildungsniveau auszeichnen, damit sie „gewissermaßen als geistiger Partner anerkannt“ würden, da die Observierten sonst kein Vertrauen fassen könnten und nicht viel in Erfahrung zu bringen sei. Neben dieser Qualifizierung müßten die IM-Netze komplettiert werden, um die noch vorhandenen Lücken zu schließen. Mielke warnt auf Grund „vorliegender Informationen“ ausdrücklich vor vorhandenen Meinungen unter den Kulturschaffenden, die Partei werde künftig mehr „ideologische Toleranz“ zeigen und ein gewisses „politisches Tauwetter“ zulassen. Nach wie vor sei es von größter Wichtigkeit, „solche Fakten aufzuklären, durch die die Feindtätigkeit bewiesen werden kann“.

Das Bedeutsame in dieser Rede Mielkes kommt am Schluß, wenn er von den Besonderheiten der Bearbeitung von Schriftstellern und Künstlern spricht.


„Ich weiß natürlich, daß die operative Bearbeitung solcher Personen sehr kompliziert ist. […] Vieles, was ihr Verhalten und ihre Handlungen kennzeichnet, ist darauf angelegt, uns politisch zu provozieren und dem Gegner faktisch Munition für sein Vorgehen zu liefern. Diese Personen arbeiten zum Teil direkt darauf hin, eine Art politischer Märtyrerrolle zu spielen. Deshalb muß an die operative Bearbeitung von Schriftstellern, Künstlern usw. anders herangegangen werden als an die Bearbeitung beispielsweise von Spionen oder Agenten, bei denen es vor allem darum geht, sie strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen und die dazu notwendigen Beweise zu erlangen. Bei feindlich-negativen Kulturschaffenden ist die Anwendung strafrechtlicher Maßnahmen nicht so ohne weiteres angebracht, obwohl wir hier natürlich ebenso die Beweise für solche Maßnahmen erarbeiten müssen. Aber die Vorgangsbearbeitung, die operative Bearbeitung solcher Personen und Gruppierungen muß von vornherein stärker auf die Zielsetzung ausgerichtet sein, zersetzend zu wirken, sie unglaubhaft zu machen und zu isolieren, Mißtrauen zu erzeugen, um sie am feindlich-negativen Wirken zu hindern, um ihnen die Basis für ihr Wirksamwerden zu entziehen, um es ihnen nicht zu ermöglichen, ihre Rolle als politisch-ideologischer Stützpunkt des Gegners wahrzunehmen. Erfolge der Vorgangsbearbeitung in dieser aufgezeigten Richtung sind politisch wirksamer als Festnahmen und Verurteilungen.“137



Zusammenfassend gelte es, folgendes prinzipiell zu beherzigen: Es sei in den meisten Fällen zweckmäßiger und nützlicher, „mit differenzierten Lösungsvarianten“ zu arbeiten. Letztendlich aber gehe es nach wie vor darum, zu jeder Zeit „Herr der Situation“ zu sein.

Diese Rede dokumentiert den Übergang des MfS von den gröberen Formen der Repression in den fünfziger und sechziger Jahren zu den subtileren, der außenpolitischen Reputation der DDR angemesseneren Modifikationen der Überwachung der kulturellen Szene in der DDR in den siebziger und achtziger Jahren. Nicht allein das Verhaften und Verurteilen sollten nun als Erfolg gelten, sondern in zunehmendem Maße das frühzeitige Erkennen von Gefahrenherden und deren möglichst lautlose Beseitigung. Die leisere und verdecktere Repression löste das demonstrative Machtgebaren von SED und MfS ab.

Doch spitzte sich die Situation 1974/75 im intellektuell-künstlerischen Bereich derart zu, daß das MfS für die damaligen Hauptfeinde im Innern (Wolf Biermann, Robert Havemann, Stefan Heym) eigens eine Sondertruppe schuf, die Operativgruppe der HA XX (HA XX /OG). Sie bearbeitete künftig zentral die drei Genannten in den OV „Lyriker“, „Leitz“ und „Diversant“ und erfaßte darüber hinaus aus der DDR die Autoren Jurek Becker, Thomas Brasch, Siegmar Faust, Jürgen Fuchs, Reiner Kunze, Wolf Deinert, Brigitte Martin, Volker Braun, Klaus Schlesinger, Dieter Schubert, Gerald K. Zschorsch, Rosemarie Zeplin, außerdem Rudolf Bahro, Eva-Maria und Nina Hagen, Guntolf Herzberg, die Renft-Combo, Manfred Krug, Ekkehard Maaß, Bettina Wegner, Adolf Dresen; aus der Bundesrepublik und Westberlin Günter Grass, Ingeborg Drewitz, Heinrich Albertz, Karl Corino, Andreas W. Mytze, Ingrid Krüger und die in Ostberlin akkreditierten Journalisten Dirk Sager, Lutz Lehmann, Peter Pragal, Ulrich Schwarz, die außerdem von der HA II bearbeitet wurden. Dieser Operativgruppe wurde aus den MfS-Bezirksverwaltungen zugearbeitet: Beispielsweise gingen wöchentlich Berichte der MfS-Bezirksverwaltung Potsdam über die Observationsergebnisse der dortigen Kunstszene (Schriftstellerverband Potsdam, DEFA-Spielfilmstudio Potsdam-Babelsberg) an die HA XX /OG, in denen von 1974 bis 1978 über die Fortschritte in der Bearbeitung des ZOV „Skorpion“ berichtet wurde, der die OV „Doppelzüngler“ zu Christa und Gerhard Wolf, „Falschspieler“ zu Walter Janka, „Spezialist“ zu Karl Gass und den „Kulturschaffenden“ Egon Günther und Helga Schütz, Siegfried und Regine Kühn, Rainer Simon, Walter Kaufmann, Inge Wüste-Heym und Karl-Heinz Jakobs „vorgangsmäßig erfaßte“.

Die Hoffnungen der Künstler und Schriftsteller auf eine Demokratisierung der Gesellschaft und Liberalisierung der Kulturpolitik, die der VIII. Parteitag der SED ausgelöst hatte, trafen auf die prinzipielle Reformunwilligkeit und -unfähigkeit der Politbürokraten und führten erneut zu einer Eskalation des permanenten Konflikts zwischen Geist und Macht. Dabei hatte es doch der SED-Chefideologe Kurt Hager auf der 6. Tagung des ZK der SED klar ausgesprochen: „Wenn wir uns entschieden für die Weite und Vielfalt aller Möglichkeiten des Sozialistischen Realismus, für einen großen Spielraum des schöpferischen Suchens in dieser Richtung aussprechen, so schließt das jede Konzession an bürgerliche Ideologien und imperialistische Kunstauffassungen aus.“138 Die enttäuschten Hoffnungen sprach Franz Fühmann am 19. Dezember 1977 in einem Gespräch mit Kurt Hager aus, der darüber ein Gedächtnisprotokoll fertigte und es Erich Honecker als „ZK-Hausmitteilung“ zukommen ließ; darin heißt es unter anderem: „Fühmann ging davon aus, daß z. Z. der 11. Tagung des Zentralkomitees und vorher für die Literatur eine Art ,Eiszeit‘ bestanden habe. Nach dem VIII. Parteitag und dem 6. Plenum des ZK und auch noch nach dem IX. Parteitag seien er und andere Schriftsteller der Meinung gewesen, daß nun eine wirkliche Demokratisierung – er wolle nicht ,Liberalisierung‘ sagen – auf dem Gebiet der Kultur begonnen habe. Seitdem jedoch, besonders in letzter Zeit, komme es zu immer neuen Vorgängen, die größtes Unbehagen verursachen, z. B. das Nichterscheinen des Buches von Jurek Becker, das Nichterscheinen des Buches von Schädlich, die Probleme mit dem Buch von Schlesinger usw. Am tiefsten habe ihn der Weggang von Sarah Kirsch getroffen.“139 Welches Aufbruchsklima und welche Erwartungshaltung, welche Illusionen und welch grimmiger Veränderungsenthusiasmus damals unter den kritischen Intellektuellen und Künstlern geherrscht haben, soll mit zwei Beispielen belegt werden.

Im OV „Schreiberling“ zu Klaus Schlesinger und Bettina Wegner, der nicht zufällig in ebendem Jahr 1974 eröffnet wurde, findet sich die „Information über eine Mitgliederversammlung des Bezirksverbandes Berlin des Deutschen Schriftstellerverbandes am 13.11.1974 und das Auftreten der Schriftsteller Jurek Becker, Klaus Schlesinger und Stefan Heym auf dieser Versammlung“.140 Diese Versammlung stand unter dem Thema „Literatur und Wirklichkeit“, Jurek Becker hielt ein kurzes Referat, in dem er Thesen vorstellte wie: Literatur müsse Unruhe schaffen, allein dem Autor müsse überlassen bleiben, was literaturwürdig sei, die Folge von Zensur sei eine „sozialistische Gartenlaubenliteratur“, bei der die Absicht statt der Qualität honoriert würde. Stefan Heym stimmte dem zu und plädierte für die Abschaffung der Zensur. Zustimmend dazu äußerten sich Dieter Schubert, Gustav Just, Klaus Schlesinger, Ulrich Plenzdorf und andere. „Aus den vorliegenden Einschätzungen geht hervor, daß auf dieser Mitgliederversammlung lediglich Hermann Kant, Ruth Werner, Wolfgang Kohlhaase und der Lektor Walter Lewerenz vom Verlag Neues Leben den vorgetragenen negativen Auffassungen und Angriffen aktiv entgegentraten. Die Mehrzahl der anwesenden Schriftsteller verhielt sich passiv.“141 Die zahlreich vertretenen „zuverlässigen inoffiziellen Mitarbeiter“ sprachen ihren Führungsoffizieren entsetzte Berichte über diese Versammlung auf Band. Der ebenfalls anwesende Klaus Höpcke gab seinem ständigen Kontaktpartner von der Staatssicherheit folgende Lagebeurteilung:


„Auf Wunsch des stellvertretenden Ministers für Kultur und Leiter der Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel, Genossen Klaus Höpcke, fand ein Gespräch mit einem Mitarbeiter unseres Ministeriums statt, in dessen Verlauf Genosse Höpcke über die Versammlung informierte. Genosse Höpcke äußerte sich über den Verlauf der Versammlung sehr beunruhigt. Nach seiner Kenntnis sei es erstmalig in einem derartigen Kreis und in einer solch massiven Form zu Angriffen gegen die Kulturpolitik unseres Staats gekommen. Heym, Becker, Schlesinger und Plenzdorf hätten sich in scharfer Form gegen die mittleren Funktionäre in der DDR ausgesprochen und eine Abschaffung der Zensur gefordert. Seitens Heym sei sogar die Forderung nach einem Eigenverlag der Schriftsteller erhoben worden. Genosse Höpcke brachte zum Ausdruck, er könne sich dem Argument nicht verschließen, daß die Forderungen von Heym, Becker und Schlesinger sowie Plenzdorf an die Anfänge der konterrrevolutionären Entwicklung der CSSR erinnern. Er sei deshalb der Auffassung, daß man den Anfängen wehren und Gegenmaßnahmen einleiten muß. Genosse Höpcke will nach reiflicher Überlegung dem Minister für Kultur, Genossen Joachim Hoffmann, entsprechende Maßnahmen vorschlagen und über den Verlauf der Versammlung die zuständige Fachabteilung im ZK der SED informieren.“142



Auch inoffizielle Mitarbeiter signalisierten in dieser Situation Gefahr, so der IMF143 „André“ am 9. April 1974 in der zehnseitigen operativen Information „Hinweise auf einige operativ zu beachtende Tendenzen im Verhalten einiger Schriftsteller der DDR nach dem VII. Schriftstellerkongreß der DDR im November 1973“, in der die enttäuschten Hoffnungen der Schriftsteller Klaus Schlesinger, Ulrich Plenzdorf, Joachim Walther und und Martin Stade auf eine liberalere Kulturpolitik geschildert werden und darauf hingewiesen wird, daß von dieser Gruppe „politische Störaktionen gegen die Kulturpolitik der Partei ausgehen können“144. Auch auf Grund solcher Hinweise wurde Schlesinger künftig im OV „Schreiberling“ bearbeitet, Plenzdorf im OV „Dramatiker“, Walther im OV „Verleger“ und Stade im OV „Narr“. Die Idee dieser und anderer Autoren, mit der von ihnen zusammengestellten Anthologie „Berliner Geschichten“ eine Art Autorenverlag zu gründen, führte zur Eröffnung des operativen Schwerpunktes „Selbstverlag“ mit dem Ziel, dieses Projekt mit allen Mitteln zu verhindern, da es im Falle des Gelingens einen ersten Präzedenzfall für das Unterlaufen der Zensur in der DDR geschaffen hätte. Dieses die SED alarmierende Unternehmen zu unterbinden gelang dem MfS in enger Kooperation mit Staat und Partei und mit dem gezielten Einsatz inoffizieller Mitarbeiter aus dem Schriftstellerverband der DDR, welche die bei derlei Gruppenunternehmen bewährten Methoden des Zersetzens, Herauslösens, Verunsicherns, Isolierens etc. umsetzten. Diese „konzertierte Aktion“ des MfS wird noch ausführlicher beleuchtet werden.

Neben den offiziellen und inoffiziellen Informanten warnten auch andere, der DDR besonders verbundene Schriftsteller, so Peter Hacks: „Der parteilose Schriftsteller Dr. Peter Hacks, der in der Vergangenheit nicht zu den progressiven Kräften unter den Literaturschaffenden gehörte, stellte in einem intern bekanntgewordenen Gespräch die Frage, wie lange sich die Partei diesen ,Tschechenklüngel‘ in der DDR noch ansehen wolle. Es gäbe hier eine ganze Reihe Leute, die bei uns jetzt das versuchen würden, was die tschechischen Schriftsteller 1968 in der CSSR gemacht hätten. Wörtlich sagte Hacks: ,Wenn eure Partei nicht bald eingreift, wird sie eine ähnliche Situation wie 1968 erleben.‘ – ,Kommentare sind überflüssig, wenn man sich Plenzdorf, Schlesinger und Konsorten anschaut.‘“145

Es war sicher kein Zufall, daß am 1. Januar 1976 die „Richtlinie Nr. 1/76 zur Entwicklung und Bearbeitung Operativer Vorgänge“146 und die dazugehörige „1. Durchführungsbestimmung zur Richtlinie 1/76 über die Registrierung Operativer Vorgänge (OV), die Erfassung von Personen und Objekten auf der Grundlage Operativer Vorgänge und die Führung der Vorgangsakten“147 in Kraft traten, zentrale MfS-Dokumente, die entsprechende vorherige Bestimmungen modernisierten und mit zwei Ergänzungen 1983 und 1985 bis zum Ende des MfS Gültigkeit behielten. In dieser Richtlinie werden auch die wichtigsten Mittel und Methoden genannt und präzise beschrieben. An erster Stelle steht der „qualifizierte Einsatz der IM und GMS zur Entwicklung von Ausgangsmaterialien für Operative Vorgänge“, gefolgt vom „zielgerichteten Einsatz weiterer operativer Kräfte, Mittel und Methoden“, u.a. Ermittlungen und Beobachtungen, Fahndungsmaßnahmen, die Möglichkeiten der Postkontrolle, Postzollfahndung, der Telefonüberwachung und des Einbaus von Abhörgeräten, die Nutzung der vielfältigen Informationsspeicher im MfS und die Zuarbeit anderer MfS-Abteilungen sowie der Volkspolizei, staatlicher Einrichtungen und gesellschaftlicher Organisationen. Besondere Beachtung finden in dem 59seitigen Papier die Methoden: „Herausbrechen von Personen aus feindlichen Gruppen“, „Arbeit mit operativen Legenden und operativen Kombinationen“ und „Anwendung von Maßnahmen der Zersetzung“. Gesondert werden zudem die Techniken behandelt, wie man einen IM in die Bearbeitung eines OV „einführt“ und wie man ihn danach wieder „herauslöst“, ohne ihn zu dekonspirieren, um ihn weiter nutzen zu können. All diese Mittel und Methoden waren nicht nur erklärte Absicht, sondern sind praktiziert worden, was an Fallbeispielen im einzelnen noch darzustellen sein wird.

Es lag in der Logik des MfS, in dieser sich verschärfenden Situation kritische Autoren als „Einflußagenten“ zu bezeichnen und wie folgt zu definieren: „Sie tarnen ihre feindliche Tätigkeit durch progressive Erklärungen und analoges Auftreten, vorsichtiges Taktieren und Kompromisse mit der Linie der Partei. Auf diese Weise verschaffen, erhalten und erweitern sie ihren Einfluß und Spielraum und die Möglichkeit, auf lange Sicht zersetzend zu wirken. Ihre Entlarvung wird durch zahlreiche positive Bekundungen bzw. ihr im allgemeinen loyales Verhalten wesentlich erschwert und ist nur durch ein noch tieferes Eindringen in die gegnerische Konspiration möglich.“148 Die wahnhafte Überschätzung des gesellschaftlichen Einflusses der Literatur im allgemeinen und einzelner Schriftsteller im besonderen wird deutlich, wenn das MfS beispielsweise Volker Braun und Stefan Heym als „Einflußagenten“ bezeichnet.

Im Laufe des Jahres 1976 spitzte sich der Konflikt weiter zu und gipfelte schließlich in der demonstrativen Ausbürgerung Wolf Biermanns nach seinem Kölner Konzert im November 1976. Was als Befreiungsschlag gedacht war, schlug allerdings mit einer von SED und MfS nicht vorhergesehenen Protestbewegung in der DDR auf die Urheber zurück und bestimmte wesentlich das kulturpolitische Klima der nächsten Jahre. Minister Mielke ließ bereits am 20. November 1976 die „Liste A“ und „Liste B“ anlegen.149 Zwar behauptete Mielke in dem Schreiben an die Leiter aller Diensteinheiten vom 22. Dezember 1976 noch, daß die „subversiven Aktivitäten des Feindes im Zusammenhang mit den Maßnahmen gegen Biermann, Havemann, Kunze u. a. […] wirksam durchkreuzt“150 worden seien, doch wird die Nervosität in den im folgenden angeordneten Maßnahmen erkennbar.


„Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zu sichern, daß alle Personen, die sich aus den unterschiedlichsten Gründen – z. B. aus ihrer feindlichen Einstellung heraus, aus Unkenntnis der Fakten, mangelndem politischen Weitblick, falsch verstandener Solidarität mit einem ,Kollegen‘ – mit Biermann, Havemann, Kunze u. a. feindlichen Kräften solidarisch erklärt haben, gründlich aufgeklärt werden. […] Durch offensive politisch-operative Maßnahmen ist die Herausbildung feindlich-negativer Gruppen und Gruppierungen zu zersetzen und zu zerschlagen. […] Es ist auch künftig zu gewährleisten, daß es dem Gegner nicht gelingt, Einfluß in den Betrieben, Kombinaten und Einrichtungen zu gewinnen. […] Die in meinen dienstlichen Bestimmungen und Weisungen festgelegten Aufgaben zur politisch-operativen Sicherung von kulturellen u. a. Veranstaltungen sind unter Beachtung der gegenwärtigen Lagebedingungen konsequent durchzusetzen. […] Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zu gewährleisten, daß alle Informationen über Personen, die sich in irgendeiner Weise […] mit Biermann, Havemann u. a. feindlichen Kräften solidarisiert haben, gründlich eingeschätzt, ausgewertet und lückenlos gespeichert werden. […] Die IM und GMS sind allseitig zu nutzen und zielgerichtet personenbezogen einzusetzen. Erkannte Lücken sind durch zielgerichtete Werbungen, insbesondere unter Kultur- und Kunstschaffenden u. a. Zielgruppen des Gegners zu schließen. […] Hervorragende Leistungen der progressiven Kräfte sind durch geeignete Formen der gesellschaftlichen Anerkennung zu würdigen. […] Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zu sichern, daß die Informationen aktuell, überprüft und vollständig sind. […] Dazu ist es notwendig, daß in den übermittelten Informationen konkrete Hinweise unter anderem auch zu folgenden Fragen enthalten sind: Welche Unterlagen sind existent (z. B. ,Protestresolutionen‘, Unterschriftenlisten, Eingaben)? Wann, unter welchen Umständen und in wieviel Exemplaren wurden sie gefertigt? Wer ist im Besitz derartiger Unterlagen, und wo wurden sie versteckt? […] Über welche Bewegungsmöglichkeiten (z. B. Typ, Farbe und polizeiliches Kennzeichen von Kfz) oder Kommunikationsmöglichkeiten (z. B. Telefon in der Wohnung) verfügen diese Personen?“151



Das auch die Tschekisten überraschende Ausmaß der Protestbewegung gegen die Ausbürgerung Biermanns ließ das MfS in eine härtere Gangart verfallen. Am 19. November 1976 wurde Jürgen Fuchs verhaftet, am 21. November Gerulf Pannach und Christian Kunert, am 8. Dezember erging das Urteil gegen den Lyriker Frank Schöne (zweieinhalb Jahre Haft). Außerdem wurden in dieser Zeit folgende Operative Vorgänge gegen Schriftsteller neu angelegt: OV „Filou“ gegen Franz Fühmann, OV „Germanist“ gegen Rolf Schneider, OV „Leder“ gegen Stephan Hermlin, OV „Milan“ gegen Sarah Kirsch und OV „Zyniker“ gegen Günter Kunert; die HA XX /7 übernahm den OV „Doppelzüngler“ gegen Christa und Gerhard Wolf von der BV Potsdam und den OV „Oldtimer“ gegen Manfred Krug von der BV Berlin.
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